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Beginn: 13.31 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Ja, meine Damen und
Herren, wenn man sich sechs Wochen nicht gese-
hen hat, gibt es viel zu erzahlen. Trotzdem wirde
ich Sie bitten, jetzt langsam lhre Platze einzuneh-
men, damit wir beginnen kénnen.

Dann erdéffne ich unsere heutige Sitzung.

Wir steigen sogleich in die Tagesordnung ein und
beginnen mit der

Aktuellen Stunde

Dazu sind wie immer vier Themen angemeldet
worden. Von der SPD-Fraktion:

Verlassliche Bildungsstrukturen, mehr Quali-
tat, mehr Lehrkrafte, mehr Raume: Hamburg
investiert kraftig in gute Schulen und gute
Bildung

Dazu die Anmeldung der CDU-Fraktion:

Bildungsfrieden ist mdglich: Gemeinsame
Kraftanstrengung fur bessere Qualitat, mehr
Lehrer, kleinere Klassen und weniger Unter-
richtsausfall!

Vonseiten der GRUNEN Fraktion ist angemeldet
worden:

Fir bessere Sicht und mehr Sicherheit:
Stadtreinigung startet Pilotprojekt zur Reini-
gung von 60 000 Stralenschildern

Und schlieBlich die Anmeldung der Fraktion DIE
LINKE:

In Erinnerung an Hiroshima und Nagasaki —
Hamburg muss sich jetzt fir die Ratifizierung
des UN-Atomwaffenverbotsvertrages durch
die Bundesregierung einsetzen

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass das
erste und zweite Thema gemeinsam debattiert
werden. Ich rufe jetzt diese beiden Themen auf, er-
innere Sie noch einmal daran, dass die Redezeit in
der ersten Runde finf Minuten, in allen weiteren
Runden drei Minuten betragt.

Das Wort bekommt Herr Kienscherf fiir die SPD-
Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen, liebe Hamburgerinnen
und Hamburger! Lassen Sie mich einleitend fest-
stellen, dass der 2010 vereinbarte Schulfrieden
Hamburgs Schulen gutgetan hat. Nachweislich
sind Hamburgs Schulen besser geworden, im bun-
desweiten Vergleich sind wir nach vorn gekom-
men. Gewinner sind Hamburgs Schilerinnen und
Schdler, deren Chancen auf eine gute Zukunft wir
deutlich verbessern konnten. Und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Deswegen lassen Sie mich gleich sagen, dass wir
an diesem Kurs festhalten wollen. Es freut mich
sehr, dass wir kurz davor sind, einen neuen Schul-
frieden abzuschlieRen. Das freut mich besonders
deswegen, weil wir 2010 nach jahrelangen, sehr
hitzigen Diskussionen Uber Schulstrukturen — ja,
wir fiihrten so eine Art Glaubenskriege — und dann
einer doch sehr sachlichen Enquete-Kommission
zu einer verlasslichen Schulstruktur gekommen
sind. Wir haben gesagt, dass wir eine verlassliche
Schulstruktur wollen. Denn es geht nicht nur um
Schulstruktur, sondern vor allen Dingen um Inhalte
und Qualitat. Das, was wir 2010 vereinbart haben,
war fir Deutschland wegweisend, denn es hat er-
mdglicht, dass an allen weiterfihrenden Schulen in
Hamburg das Abitur in Form von G8 — was der
CDU damals besonders wichtig war —, aber auch
in Form von G9 an den Stadtteilschulen erreicht
werden kann. Diesen Erfolg, dass in allen Regio-
nen dieser Stadt allen Kindern der Zugang zum
Abitur ermdglicht wurde, kann man gar nicht hoch
genug einschatzen. Das ist sozial verantwortungs-
volle Bildungspolitik.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber auch weitere wichtige Dinge haben wir da-
mals vereinbart: kleinere Klassen, mehr Lehrkrafte,
mehr individuelles Lernen, was dazu geflhrt hat,
dass wirklich die Schilerinnen und Schiiler im Mit-
telpunkt standen. Das Ganze haben wir dann ab
2011 erganzt um eine bis dahin noch nie dagewe-
sene Offensive beim Thema Schulbau — von
150 Millionen Euro pro Jahr hoch auf 350 Millionen
Euro — und um das Thema Ganztag, das fir uns
sehr wichtig gewesen ist, weil wir durch den Ganz-
tag letztendlich ermdglichen, dass die Schiler
noch besser gefordert werden und die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf im Mittelpunkt steht.
Auch das haben wir erfolgreich umgesetzt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Erfolge waren nachweisbar; das belegen alle
Statistiken und Umfragen, das belegen die Unter-
suchungen auf Bundesebene. Dort hat Hamburg
sich von den Stadtstaaten geldst, ist deutlich ins
Mittelfeld aufgestiegen, die Abbrecherquoten sind
um die Halfte zurickgegangen. Aber auch der
Ubergang von Schule in Studium und Ausbildung
konnte deutlich gesteigert werden. Das zeigt, dass
dieser Schulfrieden sich bewahrt hat. Wir brauchen
keine weitere Schulstrukturdiskussion, wir brau-
chen die Diskussion Uber mehr Qualitat und Inhal-
te.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Carl-Edgar Jarchow FDP)

Trotz dieser Erfolge drohte mit Ablauf des Schul-
friedens eine neue Schulstrukturdiskussion. Des-
wegen — und das kommt nicht oft vor — bin ich,
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auch wenn er gerade nicht da ist, dem Kollegen
Trepoll, der Kollegin Stover, der Kollegin von Treu-
enfels-Frowein, Anjes Tjarks und unserem Schul-
senator sehr dankbar, dass wir in Gesprache ein-
gestiegen sind, die zum Ziel hatten, die Schulstruk-
tur moéglichst beizubehalten, wenn es zu bestimm-
ten Veranderungen kommt. Dass uns das gelun-
gen ist, ist ein hoher Wert, der das Hamburger
Schulsystem in den nachsten Jahren weiter voran-
bringen wird. Das ist ein gutes Signal an die Ham-
burger Schilerinnen und Schiler.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und ver-
einzelt bei der FDP)

Durch das Fortbestehen von G8 und G9 sichern
wir den Fortbestand der Stadtteilschulen, die sich
ohnehin sehr positiv entwickelt haben. Wir werden
die Bezahlung der Lehrkrafte vereinheitlichen, so-
dass Grundschullehrerinnen und -lehrer nicht mehr
benachteiligt werden. Wir werden den Unterrichts-
ausfall zurtickfahren, wir werden Lehrkrafte von
Verwaltungsarbeiten entlasten. Auch das wird da-
zu fuhren, dass die Qualitdt des Unterrichts ver-
bessert wird. Meine Damen und Herren, liebe
Hamburgerinnen und Hamburger, die Verlange-
rung des Schulfriedens ist ein wichtiges bildungs-
politisches Signal fir Hamburg, aber auch bundes-
weit. Wir alle sollten dieses tragen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Flir die CDU-Fraktion
bekommt Frau Stover das Wort.

Birgit Stover CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Kienscherf hat es schon an-
gedeutet: Die verlassliche Struktur des Hamburger
Schulwesens ist bundesweit einzigartig, und wir
haben mit den Verhandlungen die Grundlage ge-
schaffen, Versdumnisse abzubauen. Alle Vertrags-
partner werden jetzt sagen, es sei ihr Verdienst, es
sei ihnen zuzuschreiben. Die einzelnen Ergebnisse
werden den politischen Farben zugeordnet. Aber
seien wir doch mal ehrlich, liebe Kolleginnen und
Kollegen: Verhandlungen mit der Regierung sind
immer davon gekennzeichnet, dass die Opposition
Forderungen stellt und die Regierung ihr entge-
genkommt. Fazit ist — das muss ich jetzt so zie-
hen —, dass die Vereinbarung klar und deutlich die
Handschrift der CDU tragt. Darauf kdnnen wir stolz
sein, und darauf sind wir auch stolz.

(Beifall bei der CDU)

Acht Monate lang haben wir mit Rot-Griin gerun-
gen und es den Regierungsfraktionen nicht leicht
gemacht. Es waren harte Verhandlungen, aber es
hat sich gelohnt; das Ergebnis kann sich sehen
lassen. Wir haben gemeinsam Meilensteine fir ei-
ne bessere Qualitdt an Hamburgs Schulen ausge-
handelt. Fur die Stadtteilschulen ist die Vereinba-
rung ein groRer Erfolg, da sie damit weiterhin ihre

Daseinsberechtigung behalten. Sie werden mit den
vereinbarten MalRnahmen zu attraktiven Stand-
orten weiterentwickelt, die den Schilerinnen und
Schilern eine gute Alternative zum Gymnasium
bieten. Die Vereinbarung ist aber in erster Linie
auch ein Erfolg flr die Gymnasien, da Hamburg
sich nicht auf den Weg zu einer Einheitsschule
macht, sondern seine von der CDU eingefiihrte
zweigliedrige Schulstruktur behalt.

Zur Erinnerung: Vor einem halben Jahr — das ist
auch schon angeklungen — hat die CDU aufgrund
aktueller Umfrageergebnisse die Diskussion Uber
die Rickkehr zu G9 am Gymnasium begonnen.
Gerade diese Diskussion hat schlussendlich dazu
gefluhrt, dass wir Uberhaupt in Verhandlungen mit
den Regierungsfraktionen einsteigen konnten. Da-
zu kann man nur sagen, dass das unsere Forde-
rungen waren. Unsere Forderungen waren hoch,
aber vieles davon — darauf bin ich besonders
stolz — konnten wir heute auf dem Papier veran-
kern. Unser Ziel ist es, dabei immer die Qualitats-
verbesserung fiir Hamburg zu erzielen, um eine
Starkung der heutigen Struktur zu erwirken.

Was bedeutet das im Detail? Kleinere Klassen,
mehr Lehrer am Gymnasium, ein verbesserter
Nachmittagsunterricht, damit Schilerinnen und
Schiler nicht noch abends um 22 Uhr Hausaufga-
ben machen missen, der Unterrichtsausfall wird
deutlich  reduziert, Verwaltungsleitungen an
Schulen flhren zu weiteren Entlastungen von Leh-
rerinnen und Lehrern und Schulerinnen und Schi-
lern, Klassenwiederholungen werden wieder mdg-
lich, Bildungsplane werden angepasst — ein Ver-
sdumnis, das seit 2011 bekannt war, aber nie an-
gegangen wurde — und, last, but not least als Bei-
spiel, es gibt die Méglichkeit der auReren Differen-
zierung an Stadtteilschulen, damit es in Zukunft
nicht mehr gang und gabe ist, dass die Schiilerin-
nen und Schiler unabhangig von ihrem Leistungs-
stand gemeinsam unterrichtet werden.

Auch wenn es in den Schulfriedensverhandlungen
primar um die weiterfiUhrenden Schulen ging, ha-
ben wir als Union die Grundschulen nicht verges-
sen. Uns ist der Ubergang von Kita in Schule und
besonders die Weiterentwicklung der von uns ein-
gefiihrten viereinhalbjahrigen Vorstellung beson-
ders wichtig, und — ebenfalls ein sehr groer Er-
folg — alle Lehrerinnen und Lehrer, auch die an
den Grundschulen, erhalten kiinftig die Besol-
dungsstufe A 13. Damit wird endlich die heute
noch wichtiger gewordene Grundschularbeit wert-
geschatzt. Die Forderung nach gleichwertiger Be-
zahlung haben wir schon im Mai 2018 gestellt, un-
berticksichtigt von SPD und GRUNEN. Nun konn-
ten wir sie in den Verhandlungen endlich auf den
Punkt bringen.

All diese Aspekte gehen auf das Konto der Ham-
burger CDU, die diese Dinge seit Monaten, teilwei-
se seit Jahren fordert. Alles in allem wird die von
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uns geforderte Qualitatsoffensive nun mit den Ver-
handlungen endlich begonnen. Naturlich ist bei ei-
nigen Aspekten noch Luft nach oben. Das wissen
wir und Sie, Herr Senator Rabe, sicherlich auch.
Denn mit den Verhandlungen haben Sie Versaum-
nisse der letzten Jahre eingerdumt, die man nicht
sofort vollends aufholen kann. Irgendwo hat eine
Verhandlungsbereitschaft naturgemals auch ein
Ende.

Doch wir wollen das Gemeinschaftswerk auch
noch einmal loben, denn es ist ein Gewinn flur die
Schilerinnen und Schiler sowie fir die Lehrerin-
nen und Lehrer in unserer Stadt. Mit der Verlange-
rung des Schulfriedens schaffen wir Planungssi-
cherheit und Verlasslichkeit. Es ist gut, dass wir in
manchmal aufgeheizten politischen Diskussionen
in diesem ehrenwerten Haus auch in der Lage
sind, Uber Fraktionsgrenzen hinweg gemeinsam
zum Wohle unserer Stadt und unserer Gesellschaft
an Ldsungen zu arbeiten.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
FDP)

Heute ist in der Tat ein guter Tag fir Hamburg. —
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der FDP
und bei Dirk Kienscherf SPD und Farid Mul-
ler GRUNE)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks bekommt
das Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Im Jahr 2001 wurde
Deutschland vom PISA-Schock heimgesucht. Wir
als selbsterklarte Bildungsrepublik haben gemerkt,
dass wir ziemlich weit hinten sind, dass Deutsch-
land in der Bildung nicht nur unter den eigenen An-
sprichen liegt, sondern dass bei uns, verglichen
mit allen OECD-Landern, mit allen Industrie- und
Schwellenlandern, die Herkunftsabhangigkeit vom
Bildungserfolg am allergrofdten ist und dass in
Hamburg wie auch in den beiden anderen Stadt-
staaten die Situation besonders schwierig war.

(Dirk Nockemann AfD: Und das lag an gri-
ner Politik?)

Dieses Haus hat sich dann auf den Weg gemacht,
Herr Nockemann, um mit einer Enquete-Kommissi-
on verschiedenste Mallnahmen zu erarbeiten und
sie auf den Weg zu bringen: die Ganztagsbetreu-
ung von uber 80 Prozent von Hamburgs Kindern,
die Einflhrung von Schulbau Hamburg, die Ab-
schaffung der Hauptschule, die Einfihrung der
Stadtteilschule mit einer vollen Oberstufe an jeder
Schule, die kleineren Klassen und den individuali-
sierten Unterricht. All diese Mallnhahmen haben
jetzt dazu beigetragen, dass unser Schulsystem
sich erheblich verbessert hat. Und, Herr Nocke-
mann, genau das zeigt die Problemldsungsfahig-

keit der Politik, weil wir es geschafft haben, in allen
PISA-Nachfolgerankings als Stadt Hamburg deut-
lich nach oben zu kommen.

(Dirk Nockemann AfD: Das habe ich ja nie
bestritten!)

In Englisch liegen wir hinter Bayern auf Platz zwei,
in Deutsch im Mittelfeld, und selbst in Mathe sind
wir besser geworden. Das lasst sich wirklich sehen
und zeigt, dass die Politik an dieser Stelle hand-
lungsfahig ist, und das, obwohl wir eine Schiler-
schaft haben, die sehr heterogen ist, auch wenn
Sie das manchmal nicht wahrhaben wollen, Herr
Nockemann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gleichzeitig ist es uns gelungen — auch das ist ein
sehr wichtiger Erfolg —, die Gerechtigkeit im Schul-
system weiter zu verbessern. Ein wichtiger Indika-
tor — Kollege Kienscherf hat es schon erwahnt — ist
die Abbrecherquote an Hamburgs Schulen. Wah-
rend sie Anfang der 2000er-Jahre noch unverant-
wortlich hoch bei 12 Prozent lag, das sind in Zah-
len ausgedriickt 1 600 Schilerinnen und Schiiler,
liegt sie mittlerweile bei unter 6 Prozent, sodass wir
sie halbiert haben. Wir sind im oberen Drittel der
Bundesléander angelangt; es sind noch etwa
755 Menschen pro Jahr, von denen 400 den ers-
ten Schulabschluss auf dem zweiten Bildungsweg
machen. Auch da zeigt sich Jahr fiir Jahr Schiile-
rinnen und Schilern, dass gute Politik einen Unter-
schied macht, indem wir es ihnen erméglichen, ih-
ren Schulabschluss zu machen, und durch gute
Politik die Schulabbrecherquote senken.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Der Schulfrieden, der 2010 nach harten Auseinan-
dersetzungen — das Interessante war gestern auf
der Pressekonferenz, dass viele, die dort sal3en,
an diesen Auseinandersetzungen federfiihrend be-
teiligt waren — geschlossen werden konnte, hat
sich grundsatzlich bewahrt, weil er dazu beigetra-
gen hat, dass diese fur uns alle so wichtigen Refor-
men nachhaltig wirken kénnen und das Schulsys-
tem und die Lehrerinnen und Lehrer sich auf das
konzentrieren konnten, woflr sie ausgebildet wor-
den sind und woflur wir sie eingestellt haben, ndm-
lich auf den guten Unterricht und die Arbeit an un-
seren Kindern. Deswegen gilt auch fiir die Verlan-
gerung des Schulfriedens, dass die Gewinner un-
sere Kinder, unsere Schilerinnen und Schiler
sind, denn wir haben jetzt den Lehrerinnen und
Lehrern funf Jahre Zeit gegeben, um sich auf den
guten Unterricht zu konzentrieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD und
bei Birgit Stover und Dennis Thering, beide
CDU)

Wir haben uns auf den Weg gemacht, um ein
Zwei-Saulen-System zu haben: die Stadtteilschule
— eine verhaltnismaRig junge Schulform, die sich
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nach zehn Jahren ihrer Existenz mittlerweile eta-
bliert hat, fast 50 Prozent Anmeldequote das dritte
Jahr in Folge —, aber auch eine Schulform, die
durchaus durch eine G9-Debatte in ihrer Existenz
gefahrdet worden ware und bei der sich — mit tat-
kraftiger Hilfe erst einmal von Herrn Trepoll und
dann von Frau Boeddinghaus — durchaus eine
Zangenbewegung ergeben hatte, womit wir eine
Situation gehabt hatten, die flir die Schilerinnen
und Schiler und auch fur die Stadtteilschulen
eventuell nicht gut ausgegangen ware. Insofern
sind vor allen Dingen auch die Stadtteilschulen die
Gewinner dieses Schulstrukturfriedens.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Drittens ist die groRe Herausforderung des Ham-
burger Schulsystems der nachsten zehn Jahre be-
nannt: das starke Wachstum um 25 Prozent Schii-
lerinnen und Schdler, das sind 40 000 Schiulerin-
nen und Schiler, die erst einmal in den Grund-
schulen ankommen. Es wird darauf ankommen,
auch fur die Grundschulen weiterhin sehr qualifi-
ziertes Personal zu finden, um dies zu bewaltigen.
Deswegen ist die Anhebung der Grundschulbesol-
dung von A 12 auf A 13 nicht nur ein wichtiger Ge-
rechtigkeitsschritt, sondern auch ein wichtiger
Schritt, um dieser zentralen Herausforderung des
Hamburger Schulsystems zu begegnen. Ich wiin-
sche mir sehr, dass wir — wenn wir das demnachst
beschliellen werden — damit eine Hamburger Tra-
dition grinden, namlich die Tradition zu sagen: Wir
konzentrieren uns auf die Entwicklung von gutem
Unterricht, wir konzentrieren uns auf die Arbeit an
den Schilerinnen und Schiilern, und das wird das
neue Selbstverstandnis der Schulpolitik in dieser
Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Boeddinghaus be-
kommt das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! DIE LINKE
hat bereits vor zehn Jahren den Schulfrieden ab-
gelehnt und wird dies wieder tun,

(Dennis Thering CDU: Mit Frieden haben
Sie es nicht so!)

denn unsere Analyse ist dieselbe: Der Schulfrieden
schutzt Systeme, in Wahrheit das Gymnasium, und
nicht die Stadtteilschule. Er schitzt nicht die indivi-
duelle Schullaufbahn unserer jungen Menschen.
Im Gegenteil, die Erfolge, die hier zu Recht zitiert
werden, hat jede einzelne Schule mit ihrer Schul-
gemeinschaft trotz dieses ungerechten Zwei-Sau-
len-Modells und nicht wegen dieses Schulfriedens
errungen.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu Beginn muss ich aufraumen mit der Legende,
dass Rot-Griin das Zwei-Saulen-Modell schon im-
mer gutgeheiRen hatte. Erstens: Die GRUNEN ha-
ben damals aus einem einzigen Grund die En-
quete-Kommission Schule initiiert, namlich aus dem
Grund, das Zwei-Saulen-Modell zu verhindern, es
zumindest hinauszuzdgern, weil die CDU es da-
mals sofort etablieren wollte. Zweitens: Die GRU-
NEN haben im Abschlussbericht ein Minderheiten-
votum gegen das Zwei-Saulen-Modell zu Protokoll
gegeben. Drittens: Die SPD-Blrgerschaftsfraktion
hat die Empfehlungen der Enquete-Kommission
zum Zwei-Saulen-Modell niemals hier an dieser
Stelle beschlossen. Ich war dabei. Und viertens:
Die GRUNEN wollten 2010 dem Schulfrieden nur
zustimmen, wenn die sechsjahrige Primarschule
gekommen ware. Sie ist aber nicht gekommen.
Das ist die Wahrheit zum Schulfrieden. Ich mdchte
endlich, dass Sie diese zur Kenntnis nehmen und
Ihre eigene Geschichte ernst nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann zu dem Argument, die Debatte Uber Struk-
turen wirde den Schulfrieden stéren und die
Schulen vom Arbeiten abhalten. Das ist richtig
Quatsch. Wenn wir tber den padagogischen Auf-
trag von Inklusion reden, wenn wir GUber den pada-
gogischen Auftrag von Integration reden, wenn wir
Uber den padagogischen Auftrag von férdern statt
trennen und separieren reden — und das tun wir,
das gehort zu einer qualitatsvollen Debatte Uber
Schule dazu -, dann missen wir zwangslaufig
auch uber Strukturen reden. Es ist doch bezeich-
nend, dass Sie das in allen Politikfeldern tun. Nur
in der Bildungspolitik haben Sie eine solche Angst
davor, dass Sie in |hrer Bildungspolitik im Grunde
auf einem Niveau landen, das wirklich nur noch
zum Schamen ist.

(Beifall bei der LINKEN — Barbara Duden
SPD: Unglaublich! — Dr. Monika Schaal
SPD: Das ist ja eine Frechheit!)

Weiter behaupten Sie jetzt, mit Inrem Schulfrieden
hatten die Schulen endlich Planungssicherheit.
Das ist echt ein schlechter Scherz. Erstens regiert
der Senator permanent aus der Hamburger Stralie
in die Schulautonomie hinein, und wenn sich die
Schulen dann Uber diese Unruhestiftung beschwe-
ren, bekommen sie gerade einmal zynische Beleh-
rungen. Zweitens: Das Schulgesetz ist seit dem
letzten Schulfrieden 13-mal angefasst worden. Das
hat doch wohl Folgen fir die unmittelbare Arbeit an
den Schulen. Oder wozu sonst haben Sie diese
Veranderungen vorgenommen?

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Anjes Tjarks
GRUNE: Es gibt ja keinen Stillstand!)

Drittens: Die Schulen sind gerade mit einem sehr
unzulanglichen Referentenentwurf konfrontiert, der
allerhéchste Alarmbereitschaft in den Schulen aus-
I6st,
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(Dr. Monika Schaal SPD: Wovon reden Sie
eigentlich?)

weil sie vielerorts mit grof3er Verdichtung und Ver-
groRerung um ihre padagogischen Konzepte flrch-
ten missen. Hier brauchen Sie eine liberzeugende
Antwort, hier missten Sie als rot-griine Koalition
und Senat vor Ort Rede und Antwort stehen und
mit den Menschen vor Ort eine gute Schulentwick-
lung machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie geben mit |hrer Vereinbarung — das will ich
deutlich sagen — keine einzige Antwort auf die so-
ziale Ungerechtigkeit des Zwei-Saulen-Modells.
Sie geben keine Antwort auf die ungleiche Vertei-
lung von Inklusion und Integration an den Schulen.
Sie geben keine Antwort auf die permanente Uber-
lastung der Lehrkrafte. Und nach PISA 2000 ge-
ben Sie keine Antwort darauf, dass uns bis heute
jede Bildungsstudie immer noch attestiert, dass der
Bildungserfolg von der sozialen Herkunft abhangt.
Schamen Sie sich fur Ihre Analyse.

(Beifall bei der LINKEN)

Da ich Sie aber nicht beeindrucken, schon gar
nicht Uberzeugen werde,

(Dirk Kienscherf SPD: Mit so einer Rede be-
stimmt nicht!)

zitiere ich aus dem Positionspapier der Stadtteil-
schulleitungen. Sie haben geschrieben:

"Mit dem Schulfrieden wurde in Hamburg ein
politisches Stillhalteabkommen geschlossen.
Dabei wurden die Kinder und Jugendlichen
unserer Stadt aus dem Blick verloren."

(Dr. Monika Schaal SPD: Aus welchem
Jahrhundert stammt das?)

Darauf haben Sie bis heute im Kollektiv keine
Uberzeugende Antwort gegeben.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie hangen jetzt den Schulen einen sehr teuer er-
kauften Maulkorb um. Ich hoffe, dass die Schulen
sich das nicht gefallen lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Fir die FDP-Fraktion be-
kommt Frau von Treuenfels-Frowein das Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Nachdem wir DIE LINKE at its best gehort
haben, wieder zurlick zur Sache.

(Beifall bei der FDP — Heike Sudmann DIE
LINKE: Zurtick zu dem Schlechten, genau!)

Konstruktive Oppositionsarbeit wirkt und kann bes-
tenfalls sogar Regierungshandeln gestalten. Wir

haben in den letzten Monaten — es ist hier schon
angeklungen, alle die dabei waren, wissen es —
sehr hart, aber auch sehr sachlich miteinander ge-
rungen. Und wie man sieht, hat es sich gelohnt.
Schulpolitische, vielleicht sogar ideologische Diffe-
renzen konnten Uberwunden und Erfolge in der
Sache erzielt werden. Das ist ein sehr starkes Zei-
chen an die Blirger dieser Stadt.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD)

Das ist fir uns alle eine Frage der Glaubwirdigkeit
auch aulerhalb des Parlaments, denn unsere Auf-
gabe ist es doch, politische Versprechen umzuset-
zen. Und genau das haben wir alle gemeinsam ge-
tan, nicht nur die CDU.

(Beifall bei FDP und vereinzelt bei der SPD)

Dieser Schulstrukturfrieden beendet Einheitsschul-
traume, Debatten Uber G8 und G9 und Bedenken
gegenuber mehr Leistungsorientierung. Und das
ist gut so.

(Beifall bei FDP)

Die Schulen kénnen sich nun ohne Strukturdebatte
weiterentwickeln. Die Gewinner sind die Schiler,
Eltern und Lehrer unserer Stadt. Auch wir freuen
uns, denn auch wir haben einen bescheidenen
Eingang in diese Verhandlungen gehabt, Frau Sto-
ver, wir haben eine klare liberale Handschrift ver-
wirklicht. Auch wir mdchten bescheiden sagen,
dass wir daran teilgenommen haben. Es war nicht
nur die CDU, nein, wir haben das alles auch schon
gefordert. Aber uns geht es vielmehr darum, heute
klarzumachen, dass wir das doch alle gemeinsam
geschafft haben. Denn das ist doch wirklich viel
wichtiger, als wenn jetzt jeder versucht, den Erfolg
fur sich zu reklamieren.

(Beifall bei FDP und der SPD)

Kurz zum Inhalt. Beginnen wir bei der Grund-
schule. Gute Bildung beginnt fur uns alle von An-
fang an. Die Starkung der Grundkompetenzen
Rechnen, Schreiben und Lesen war unbedingt not-
wendig, denn wir miissen jedem einzelnen Schiiler
— das geht an Frau Boeddinghaus — von Anfang an
die Chancen eréffnen, und zwar unabhangig vom
Elternhaus. Deswegen ist das auch ein Teil von
Bildungsgerechtigkeit fir diese Stadt.

In den weiterfiihrenden Schulen kam es uns be-
sonders darauf an, dass wieder mehr konkrete In-
halte unterrichtet werden, dass Wissen und Kom-
petenzen wieder in einem Gleichgewicht stehen,
denn das eine geht nicht ohne das andere. Mehr
Wissen bedeutet, dass die Schiler besser auf das
Leben vorbereitet sind, und fundiertes Wissen ist
auch ein Anker in einer zunehmend von Fake
News gepragten Welt. Wissen ist entscheidend,
und das gilt auch fur die Abiturprifung. Die mindli-
che Prifung nimmt jetzt gegentber der Prasentati-
onsprifung wieder einen héheren Stellenwert ein,
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die Steigerung der einzubringenden Kurse vertieft
das Allgemeinwissen der Abiturienten. Das ist ein
hoher Wert an sich und starkt — das ist uns wich-
tig — die Wettbewerbsfahigkeit unserer Abiturien-
ten.

(Beifall bei FDP)

All das funktioniert nur, wenn auch der Schulalltag
sich konkret verandert. Auch das haben wir ge-
meinsam hingekriegt. Schiler von Gymnasien ler-
nen kinftig in kleineren Klassen, Lehrer werden
endlich von Verwaltungsaufgaben entlastet und
koénnen sich auf das konzentrieren, was sie eigent-
lich sollen, nadmlich guten Unterricht zu machen.
Und endlich, endlich, endlich kénnen wir auch
beim Unterrichtsausfall nachsteuern. Das ist ein
sehr, sehr zentrales Thema in dieser Stadt. Denn
der beste Unterricht ndtzt nichts, wenn er nicht
stattfindet. Wer Wissensliicken hat, kann zukiinftig
freiwillig die Klasse wiederholen.

Insgesamt hat die Schulpolitik aus unserer Sicht
mit dieser Vereinbarung einen Schritt nach vorn
getan. Wir Liberale haben einen klaren Kompass.
Deswegen stehen wir auch ohne Wenn und Aber
zu diesen Qualitatsverbesserungen, und das unab-
hangig davon, ob die CDU sich nachste Woche fur
G8, G9 oder wofiir auch immer entscheidet.

Naturlich — das sage ich auch dazu, das ist Ilhnen
wahrscheinlich auch klar, Herr Schulsenator — be-
deutet dieser Schulstrukturfrieden — wir nennen ihn
nicht Schulfrieden, sondern Schulstrukturfrieden —
fur uns Liberale keinen Wahlkampffrieden. Aber
das versteht sich von selbst, und, Sie kennen
mich, das wird hier keinen Uberraschen.

Zum Schluss moéchte ich aber — ich habe es
gestern auf der Pressekonferenz schon gesagt —
meine Anerkennung an die Regierungsfraktionen
und auch an den Schulsenator ausdriicken. Sie
sind uns wirklich inhaltlich sehr entgegengekom-
men. Dass das bei manchen Dingen, die wir gefor-
dert haben und zu denen Sie friher immer gesagt
haben, blo nicht, wahrscheinlich ein bisschen
wehgetan hat, wissen wir, und deswegen wissen
wir das sehr zu schatzen. Aber im Endeffekt zahlt
fur uns alle doch nur eins: Hamburgs Schiiler, Leh-
rer und Eltern profitieren von unserer Vereinba-
rung. Und darum muss es uns allen gehen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei FDP und vereinzelt bei der SPD
und bei Dr. Jorn Kruse fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Fir die AfD-Fraktion be-
kommt Herr Dr. Wolf das Wort.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Zunachst mdch-
te ich Folgendes festhalten: Sonderlich demokra-
tisch ist es nicht, die Gesprache zur Verlangerung
des sogenannten Schulfriedens ohne Beteiligung

einzelner Oppositionsfraktionen wie der AfD oder
der LINKEN zu fuhren. Inklusiv und integrativ geht
anders. Aber das nur am Rande.

Es geht heute vor allem um die Einigung von vier
der sechs Hamburger Fraktionen zum sogenann-
ten Schulfrieden. Wir hdren von einem deutlichen
Entgegenkommen von Rot-Griin an die Oppositi-
on, und so soll es uns hier verkauft werden. Man-
ches geht auf den ersten Blick jedenfalls durchaus
in die richtige Richtung. Dazu gehdrt zum Beispiel
die starkere Ausrichtung des Unterrichts an fachli-
chen Inhalten, statt einseitig auf Kompetenzen zu
setzen, die Wiedereinfilhrung des Sitzenbleibens
oder auch die starkere aullere Differenzierung an
den Stadtteilschulen. Das sind allesamt Forderun-
gen, die wir als AfD-Fraktion in dieser Legislatur
bereits mit zahlreichen Antrdgen in die Burger-
schaft eingebracht haben. Ja, insofern freuen wir
uns, dass ein Teil unserer schulpolitischen Forde-
rungen jetzt ein Stiick weit umgesetzt wird. Wir fra-
gen uns natirlich, warum erst jetzt. Abzuwarten
bleibt allerdings vor allem, ob und wie diese Eini-
gung tatsachlich umgesetzt und gelebt wird. Und
da sehe ich schon, dass CDU und FDP sich ein
Stick weit Uber den Tisch haben ziehen lassen,
denn eine ganze Reihe der Ergebnisse steht doch
unter machtigen Vorbehalten, Stichwort dulere
Differenzierung, das heilt, Unterricht fiir die Schu-
ler in moglichst homogenen Leistungsgruppen an
den Stadtteilschulen. Das, eigentlich eine Selbst-
verstandlichkeit, soll jetzt endlich dem sogenann-
ten binnendifferenzierten Lernen gleichgestellt wer-
den

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ist doch
schon langst!)

nach dem linken Dogma: Klassen so heterogen
wie mdglich. Ich bin gespannt, wie viele Schulen
sich tatsachlich so entschlieRen und das linke Dog-
ma aufgeben werden,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: So ein
Quatsch!)

und nehme dazu auch gern Wetten entgegen.

Schauen wir uns weitere Ergebnisse der Einigung
an. Verringerung der Gymnasialklassenstarke.
Gut, aber nur unter dem Vorbehalt, wenn die
Raumesituation das zulasst. Wir alle wissen, wie die
Raumsituation an den Gymnasien aussieht. Sit-
zenbleiben, ja, aber nur nach erstens einem Jahr
Teilnahme am Programm férdern statt wiederho-
len, zweitens ohne Erfolg, und damit nicht genug,
drittens auf Antrag. Ausgang offen. Das ist doch
Augenwischerei.

Nun aber zu unserem Hauptkritikpunkt: Warum
das Ganze? Doch nur, um in Hamburg eine Ruck-
kehr zu G9 an den Gymnasien zu verhindern, eine
Diskussion dartber zu verhindern — eine Ruckkehr
zu G9, die laut der Forsa-Umfrage vom Januar die-
ses Jahres 76 Prozent der befragten Hamburger
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befirworten. Das muss man sich einmal auf der
Zunge zergehen lassen. Wir erinnern uns alle, wie
André Trepoll hier im Januar die 76 in grof3en Let-
tern auf einem Plakat hochhielt. Und nun will Herr
Weinberg nichts mehr davon wissen? Und, Frau
Stover, wir haben gute Griinde fir G9. G9 lasst
mehr Zeit fir nachhaltiges Lernen, die Schulzeit
wird auch etwas entspannter und weniger stressig,
die Schule kann friilher am Tag enden, sodass
mehr Zeit fir eigene Freizeitgestaltung am Nach-
mittag bleibt und nicht der GroRteil des Tages ver-
plant ist. Das lasst wieder mehr Zeit, um Sport,
Musik und anderes eigenverantwortlich am Nach-
mittag zu treiben. Und es hat auch eine soziale
Komponente. Derzeit ist G9 an den Gymnasien ei-
ne Option nur fir die, die es sich leisten kdnnen.
Man nimmt sein Kind fir ein Jahr aus der Schule
und schickt es nach Amerika oder England, wenn
man Uber das nétige Kleingeld verfigt. G9 fir Rei-
che. Das wollen wir andern.

Rot-Griin kauft mit den Vereinbarungen die CDU,
sie kauft ihr einen Verzicht auf G9 an den Gymna-
sien ab, trotz des Wunsches vieler Eltern und
Schuler. Mit einer solchen Politik an den Win-
schen vieler Eltern vorbei, ja, gegen ihren Willen,
hat schon einmal ein Hamburger Senat, damals
schwarz-griin, eine Bauchlandung erlebt. Primar-
schul-Weinberg lasst grifien.

Wir sind davon Uberzeugt, dass G9 dem Wunsch
vieler Eltern und Schiler entspricht, werden diesen
Wunsch ernst nehmen, werden uns in Blrger-
schaft und Wahlkampf fir G9 stark machen, nicht
zwingend fir alle und sofort, aber als WahIimdglich-
keit. Dann kénnen Gymnasien und Schiiler sowie
Eltern sich fir G8 oder G9 entscheiden

(Barbara Duden SPD: Stadtteilschule geht
doch!)

und Schiler und Eltern die fir sie passende
Schule wahlen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter m/w/
d! Wem schadet diese Debatte? Erstens dem Ver-
trauen des Volkes in die parlamentarische Demo-
kratie. Es glauben immer noch viele daran, dass
Volksvertreter Entscheidungen treffen gemaly der
Uberzeugungskraft der im Parlament, im Plenum
und in Ausschlssen vorgetragenen Argumente. Im
Hinterzimmer unter Ausblenden des wichtigsten
Problems getroffene Absprachen mit anschlieen-
der Debatte erschittern diesen frommen Glauben.

Zweitens leidet die Bildung. Entscheidungen ste-
hen den unmittelbar Betroffenen zu, das heif3t,
Schiilern, Lehrern, Eltern. Bei der Qualitatsent-

wicklung von Gebrauchsgiitern hat dieses Prinzip
sich gegeniber einer Planwirtschaft als Giberlegen
erwiesen. Wir diskutieren ja auch nicht Gber das
Betriebssystem und die Bildschirme von Mobiltele-
fonen.

Oft greift der Souveran ein in die Ausgestaltung
des Schulgebaudeaufenthaltszwangs, kurz
Schulzwang oder falschlich Schulpflicht genannt
— zuerst der Soldatenkoénig, dann Friedrich der
GroRe, danach Friedrich Wilhelm I. als Reaktion
auf die 48er-Revolution und zuletzt Schickigruber.
Immer ging es darum, gehorsame Untertanen zu
erziehen. Immer weiter wurde die Schraube ge-
dreht. Eine demokratische Legitimierung andert
daran nichts, denn in einem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 2006 heil’t es, die allgemei-
ne Schulpflicht diene der Durchsetzung des staatli-
chen Erziehungsauftrags. Dieser Auftrag richtet
sich auch auf die Heranbildung verantwortungsvol-
ler Staatsburger. Bildung war fiir die Herrschenden
stets nur schmuckendes Beiwerk oder ein Vor-
wand fir die Indoktrination. In Preuf3en wurde der
Kampf gegen die verbreiteten frei organisierten
Winkelschulen genau damit begriindet, dass dort
zwar Lesen, Schreiben und Rechnen gut gelernt
wurden, nicht aber Religion und die Treue zum
Landesvater. Die Misere der Schulbildung hangt
unmittelbar mit dem Schulzwang zusammen. Kin-
der reagieren auf Druck ausweichend oder wider-
borstig. Lehrer sind mit gleichgliltigen, oft feindseli-
gen Schilern konfrontiert. Zynisch ist es, diesen
als Loésung Fortbildung anzubieten. Was férdert
den Bildungserfolg? Polizisten, die die Kinder ab-
holen? Strafgelder — Gibrigens in Hamburg ausneh-
mend hoch —? Kindesraub? In PISA-Erfolgslan-
dern ist dies als grotesk erkannt worden.

(Dirk Nockemann AfD: Es geht doch nicht
um die Schulpflicht!)

In Osterreich, Danemark, GroRbritannien, Finnland
wird Bildungserfolg kontrolliert, aber einen
Schulzwang gibt es dort nicht. Selbst traditionell
autoritare Lander wie Russland haben diesen Weg
verlassen. Als erster Schritt ist zu begrifien, dass
entgegen dem Trend zur zeitlichen Ausdehnung
des Freiheitsentzugs durch Schulgebaudeanwe-
senheitszwang dieser jetzt nur noch von Montag
bis Donnerstag durchgesetzt wird. Im Grundgesetz
der Bundesrepublik Deutschland, in den Bundes-
gesetzen gibt es Ubrigens auch keinen
Schulzwang. Sie, die hamburgischen Volksvertre-
ter, haben es also in der Hand, die Bildung der
Kinder zur Freiheit in Hamburg zu férdern. Treten
Sie heraus aus den sich lichtenden Reihen der
Schulzwangsstaaten wie Volksrepublik China,
Schweden und Nordkorea. — Vielen Dank fir die
Aufmerksamkeit.

(Martin Dolzer DIE LINKE: So ein Unfug!)
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Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Senator Rabe.

Senator Ties Rabe:* Meine Damen und Herren,
sehr geehrte Prasidentin! Wir haben schon gehdrt,
dass im Jahr 2000 der PISA-Schock Deutschland
wachgerittelt hat, weil er zwei Dinge festgestellt
hat. Erstens: Im internationalen Vergleich sind die
Lernstande der Schilerinnen und Schiler in
Deutschland nicht auf dem Niveau, das es braucht.
Und zweitens: In Deutschland gibt es, anders als in
anderen Landern, eine sehr stark ausgepragte so-
ziale Ungleichheit, die sich in unterschiedlichen Bil-
dungserfolgen oder -misserfolgen niederschlagt.
Das hat die Politik durchaus wachgerdttelt. Seit-
dem gab es nahezu eine Inflation von Vorschla-
gen, was alles jetzt zu tun ware. Insbesondere die
Schulstrukturen sind immer wieder genannt wor-
den. Muss uberall ein dreigliedriges oder ein zwei-
gliedriges Schulsystem eingefuhrt werden, braucht
es die Primarschule oder eine Schule fir alle?
Aber nicht nur das waren Vorschlage. Mehr Lehr-
krafte, kleinere Klassen, Sitzenbleiben abschaffen
oder nicht, G8 oder G9 einflihren oder nicht, dul3e-
re oder innere Differenzierung, das alles gehorte
zum Werkzeugkasten der Schulpolitik. Nicht alles,
was da vorgeschlagen wurde, war richtig, und eini-
ges, was hatte richtig sein kénnen, hat sich nicht
entfalten kénnen, weil es daftr auch in Deutsch-
land politische, aber auch kulturelle Akzeptanz
braucht, um so etwas durchzusetzen.

Aber heute sind wir schlauer. Das sage ich auch in
Richtung Linkspartei. Bei einigen Punkten, die Sie
zitieren, ist mir durchaus aufgefallen, dass Sie
recht haben, wenn Sie darlber berichten, wie
schwer das Parlament sich damals mit dem Zwei-
Saulen-Modell getan hat. Aber wir wissen seitdem,
auch durch die Wissenschaft, dass die vielen
Punkte, Uber die wir immer wieder streiten, tat-
sachlich nicht alle so wichtig sind, wie wir geglaubt
haben, und andere viel wichtiger waren und lange
Zeit nicht ernst genommen worden sind. Immer
wieder beweisen Studien sehr einfach, dass
schlicht und ergreifend guter Unterricht zu 85 Pro-
zent den Bildungserfolg pragt oder auch verhin-
dern konnte, wenn er eben kein guter Unterricht
ist, und zwar vollig losgeldst von der Frage, in wel-
cher Schulstruktur und unter welchen Rahmenbe-
dingungen sich das abspielt, und dass gut ausge-
bildete Lehrkrafte, die mit Freude und Spal} ihren
Beruf ausliben, ebenfalls ein sehr wichtiger Faktor
sind. Das alles hat sich in den letzten Jahren in der
Wissenschaft immer starker herausgebildet und ist
auch in der Politik aufgenommen worden, denn wir
sind keine tauben und blinden Wesen, die standig
wiederholen, was wir friiher einmal gedacht haben.
Und da, sage ich Ihnen, liebe Frau Boeddinghaus,
ist Uber |hren Beitrag die Zeit ein bisschen hinweg-
gegangen, auch wenn Sie zu Recht gesagt haben,
dass frither auch die GRUNEN und die SPD es mit

dieser Schulstruktur nicht leicht gehabt haben.
Aber heute wissen wir, dass diese Schulstruktur ei-
ne wunderbare Grundlage dafiir ist, um das zu tun,
was Schilerinnen und Schilern deutlich nitzen
kann, und das ist die Entwicklung und Verbesse-
rung von Unterricht. Um das aber hinzubekommen,
braucht es eine Stabilitat und missen wir verhin-
dern, dass wie friiher alle naslang Elternrate in
Sondersitzungen bis tief in die Nacht sich die Kop-
fe Uber diesen oder jenen Weg heildireden oder
dass die Lehrerinnen und Lehrer von morgens bis
abends Uber Schulstrukturen nachdenken, debat-
tieren und vieles mehr. Nein, wir erkennen zum
ersten Mal, dass das sogar blockiert. Und wenn es
um die soziale Gerechtigkeit im Bildungssystem
geht, wenn es einem wirklich darum geht, etwas zu
tun fir diejenigen, die unseren Rickenwind drin-
gend brauchen, dann kénnen wir das besser errei-
chen, wenn wir jetzt die Lehrerinnen und Lehrer
ernst nehmen und ihnen Rickenwind geben bei ih-
rer verantwortungsvollen und guten Aufgabe, sie
dabei nicht allein lassen. Wenn Sie sagen, dass
das Ungeheuer der Hamburger Strafle immer wie-
der in die Schulen reingratscht, dann sage ich Ih-
nen offen: Genau das ist es: nicht allein lassen,
aber auch nicht standig gangein,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das war'
mal was!)

sondern im Dialog sagen: Wir kiimmern uns, wir
gucken hin, wir nehmen das ernst, und wir geben
auch Rickenwind.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Wenn wir diesen wichtigen Auftrag ernst nehmen,
fur jene etwas zu tun, die es in der Tat von den fa-
miliaren Verhaltnissen, von ihren Startbedingungen
her schwerhaben, dann ist es der Auftrag, endlich
die Dinge, die uns an dem Wichtigen hindern, ein-
mal sein zu lassen, auch wenn sie Spald machen,
auch wenn das im politischen Bereich immer wie-
der die Dinge sind, mit denen man in die Zeitung
kommen kann. Aber genau das ist der Grund fur
die soziale Ungerechtigkeit, dass wir uns viel zu
haufig an den falschen Stellschrauben abkampfen.
Und an der Stelle méchte ich deshalb zum Ende
sagen: Ich bin sehr dankbar fiir diesen Kompro-
miss, der dort gefunden wurde. Ich weif3 schon
— weil ich auch in einer Volkspartei bin, bei der im
Moment die Nerven blank liegen —,

(Dirk Kienscherf SPD: Nicht in Hamburg!)

was es bedeutet, wenn auch die CDU sagt, Ratio-
nalitdt und der Blick fir das Ganze und der Blick
fir die Schilerinnen und Schiler seien ihr wichti-
ger als die Hoffnung, vielleicht mit irgendeinem
groRartigen Event im Wahlkampf zu relssieren.
Deswegen mdchte ich mich im Ernst bei allen aus-
dricklich daflr bedanken. Ich will nicht darum
rechten, welche Forderungen welche Partei zu
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welchem Zeitpunkt zuerst gehabt hat. Insgesamt
wird ein Kunstwerk daraus, das eines bestatigt:
Politik ist lernfahig, und Politik hat, zumindest in
der grolRen Mehrheit, die klare Orientierung daran,
dass es nutzt und dass es Schilerinnen und Schi-
lern gut geht und dass wir hier vorankommen, um
soziale Ungerechtigkeit zu Uberwinden. Das kann
mit diesem Schulfrieden weiterhin moglich sein.
Dafur vielen Dank. — Vielen Dank fiur die Aufmerk-
samkeit.

(Lang anhaltender Beifall bei der SPD, den
GRUNEN, der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Jorn Kruse fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Frau
Duden, jetzt fir drei Minuten.

Barbara Duden SPD:* Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Vieles ist schon erwahnt
worden, und ich will darauf verzichten, es zu wie-
derholen. Deutlich wird, dass wir mit dem Schul-
frieden auf dem richtigen Weg sind. Das kann man
auch daran erkennen, dass es Nachahmungen ge-
geben hat — ich erinnere nur an die Bemuhungen
um den Justizfrieden und vieles andere. Selbst
Frau Stover findet die verlassliche Struktur einzig-
artig; das will ich bemerken. Weitgehend haben al-
le Redner darauf verzichtet, ihren eigenen Anteil
so stark herauszustellen, dass sie sagen, sie seien
die AllergroBten gewesen, sie hatten das super
verhandelt. Ich glaube, die Gesprache haben in ei-
ner angenehmen Atmosphare stattgefunden. Dafiir
mochte ich mich bei allen bedanken. Insbesondere
mochte ich die sehr konstruktive Rolle unseres
Kollegen Weinberg betonen, der uns damit in allen
diesen Gesprachen sehr gutgetan hat, und ich hof-
fe, dass die CDU ihre Zustimmung auf dem Partei-
tag nachste Woche dazupacken wird.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und bei der
CDU)

Ich will aber doch noch eine kurze Bemerkung ma-
chen. Frau Stéver hat gesagt, wir hatten uns auf
dem Weg zur Einheitsschule befunden. Ich muss
ehrlich sagen, dass wir nie auf dem Weg zur Ein-
heitsschule waren und die Opposition nicht unser
Bremser war.

Mit dem Schulfrieden ermdglichen wir Hamburgs
Lehrerinnen und Lehrern auch in Zukunft, Qualitat
in den Mittelpunkt der Diskussion zu stellen. Das
ist in Wirklichkeit die Botschaft, die wir alle verkun-
den kénnen. Und was der Senator zur sozialen
Gleichheit gesagt hat, namlich dass wir den
Schulen den Platz lassen werden, das auch in Zu-
kunft weiterhin anzugehen, ist genau das, was uns
in dieser Diskussion angetrieben hat.

Was Anjes Tjarks zu Leistungen und Rankings der
Schulerinnen und Schiler in Hamburg gesagt hat,
spricht flr sich. Wer sieht, wie sich das nach oben

entwickelt hat, weil doch, dass wir auf dem richti-
gen Weg sind. Ich mdchte betonen, dass Frau
Boeddinghaus' Bemerkungen dazu unglaublich
waren, weil es deutlich macht, dass der Zettelkas-
ten, mithilfe dessen Sie lhre Reden schreiben, ver-
mutlich etwas veraltet ist

(Dennis Thering CDU: Die ganze Partei ist
Uberholt!)

und eine Situation des Schulsystems abbildet, die
wir in Hamburg seit vielen Jahren nicht mehr ha-
ben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Schulstrukturfrieden ist der richtige Weg, die
stark steigenden Schiilerzahlen bis 2030 weiterhin
mit voller Kraft anzugehen. Das ist unsere Haupt-
aufgabe fir Hamburgs Schulpolitik. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Frau Stover bekommt
noch einmal das Wort fiir die CDU-Fraktion.

Birgit Stover CDU: Vielen Dank, Frau Prasidentin.
Ein Dank an Frau Boeddinghaus fiir die Analyse
des Zwei-Saulen-Modells und die Erklarung, wie
dieses entstanden ist. Aber dazu, dass wir von der
CDU einen Schulfrieden mit Vorbehalt vortragen
wirden, kann ich nur sagen, dass die CDU eine le-
bendige Partei ist und dass uns die 76 Prozent der
Hamburgerinnen und Hamburger, die sich laut Um-
frage fur eine Rickkehr zu G9 an Gymnasien aus-
sprechen, wachgerittelt haben. Denn es hat deut-
lich gemacht, dass in der Bildungspolitik in Ham-
burg nicht alles in Ordnung ist und dass wir Ver-
handlungen Uber Qualitdt oder Uber eine richtige
Lésung fliihren missen. Warum ist in der Bildungs-
politik nicht alles richtig? Das galt es fir uns als
CDU aufzuarbeiten, und da gibt es nach wie vor
zwei Stromungen, die nach der richtigen Lésung
fragen: Ist es die Strukturdnderung oder ist es die
Qualitat? Die CDU hat das aufgegriffen und auf ih-
rem Parteitag im Dezember 2018 Uber eine not-
wendige Qualitatsoffensive, aber auch lber die
Option einer Riickkehr zu G9 an Gymnasien, wie
sie in vielen Bundeslandern der Fall ist, diskutiert.
Allerdings wurde vor dem Hintergrund, dass in
Hamburg an Stadtteilschulen G9 und an Gymnasi-
en G8 parallel angeboten werden, eine offene Dis-
kussion vereinbart, die wir bis zum 19. August fih-
ren. An dieser Stelle zitiere ich gern den Kollegen
Trepoll, der am 16. Januar sagte, die Frage nach
einem langeren Lernen, auch an Gymnasien, sei
nicht unbedingt eine Strukturfrage, sondern eine
Qualitatsfrage. Diese Grundlage machen wir uns
zu eigen. Dieser 16. Januar war im Prinzip der Auf-
takt zur Schulfriedensverhandlung. Wie ich schon
sagte, hat uns das Momentum, dass wir auch Uber
G9 diskutieren und dieses in Erwdgung ziehen, da-
zu gebracht, in diese Schulfriedensverhandlungen
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einzusteigen. Diese haben also am gleichen Tag
begonnen. Wir haben dann den Auftrag der Partei,
uns fir die Attraktivitat und die qualitative Verbes-
serung des Zwei-Saulen-Modells bestmdglich ein-
zusetzen, um eine fur die Stadt anstrengende
Strukturveranderung zu verhindern, umgesetzt.

Das Ergebnis ist die gestern vorgestellte Rahmen-
vereinbarung zwischen den Regierungsfraktionen,
CDU und FDP zur Verlangerung des Schulstruktur-
friedens um weitere finf Jahre. Voraussetzung der
Fortsetzung sind aus Sicht der CDU die vorge-
schlagenen Verbesserungen von Lehrinhalten und
der Lehrqualitat an Hamburger Schulen. Die vorlie-
genden Vorschlage und Ergebnisse sind eine gute
Grundlage dafir. Auf unserer Mitgliederversamm-
lung werden wir schlussendlich hieriber beraten
und empfehlen, die Vereinbarung anzunehmen.

Vielleicht ein letzter Satz zu der Frage, warum
André Trepoll nicht hier ist. Auch die CDU ist eine
Familienpartei, wir leben Familie, und Herr Trepoll
ist gestern und heute sehr aktiv und praktisch bei
der Schulpolitik. Die Einschulung unserer Kinder ist
bekanntlich auch in Hamburg ein grofes Ereignis.
Ich hoffe, Sie haben daflir Verstandnis, so, wie ich
es auch habe.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Prasidentin Carola Veit: Fir die GRUNE Fraktion
bekommt Herr Duge das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Frau Boeddinghaus,
ich war ziemlich erschittert iber das, was Sie vor-
gebracht haben.

(Zurufe von der LINKEN)

Das war ein Zerrbild von Schulwesen, das jede Fa-
higkeit von Differenzierungsmaéglichkeiten und Dif-
ferenzierungssicht hat bar vermissen lassen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Veranderung des Schulwesens hangt doch
nicht wie ein Dogma nur von der Schulstruktur ab.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Das be-
hauptet doch auch niemand!)

Sie haben vdllig negiert, dass wir Verbesserungen,
beispielsweise in der Integration, erreicht haben.
Ich erinnere an unsere Diskussion zum Thema Be-
rufsbildungsbericht, an die sehr erfolgreichen Inte-
grationsbemuhungen und auch an die Erfolge, die
im beruflichen Bereich gemacht wurden. Und das
ist an den anderen Schulen genauso. Das gilt fur
die gute Inklusion, das gilt fir die Ganztagsschule,
und das gilt far das Foérdern von Schulerinnen und
Schilern in den Schulen, das wir vorangebracht
haben. Auch die Schulautonomie hat einen hohen
Wert. Die Schulen haben weiterhin die Mdglichkeit

der inneren und aufleren Differenzierung im Unter-
richt. Sie werden dies alle funf Jahre Uberprifen
und im Weiteren unter Berlcksichtigung der Erfah-
rungen, die sie gemacht haben, ihre Entscheidun-
gen treffen. Dieses Zerrbild, das Sie uns gezeigt
haben, entbehrt also jeder Form von Realitat.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ach, lhrer
Realitat vielleicht!)

Sie haben den Wert von Schulfrieden fir die Ent-
wicklung der Schulen nach wie vor nicht erkannt,
obwohl Sie die Erfahrungen, die wir in den letzten
Jahren gemacht haben, hatten registrieren kénnen
und missen.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Ich kann lhnen nur Folgendes sagen: Nach acht
Jahren, die wir dieses System haben, sind die
Lehrkrafte, aber auch die Eltern und Schilerinnen
und Schiler froh, dass wir so vorangekommen
sind. Und wir werden weiter vorankommen. Dazu
haben wir bestimmte Nachjustierungen vorgenom-
men, die wir jetzt in diesen Vereinbarungen — und
ich bin sehr froh, dass wir das zusammen, auch
mit der CDU und der FDP, zustande bekommen
haben — voranbringen wollen, um damit dort, wo
noch Méglichkeiten der weiteren Entwicklung sind,
das auch voranzubringen.

Die Lehrerausbildung bleibt so, wie sie ist. Auch
das Sitzenbleiben von Klasse 1 bis 6 wird nicht
moglich sein, danach nur unter sehr engen Vo-
raussetzungen mit Férderung, die vorher abgelau-
fen ist, also nur mit Zustimmung der Eltern. Also da
bleiben wir in diesem System, férdern aber be-
stimmte Dinge, die mdglicherweise zu Verbesse-
rungen flhren.

Dieses Nachjustieren, glaube ich, ist notwendig,
und ich bin froh und glicklich dariber, dass wir
jetzt so weit gekommen sind. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Birgit Stover CDU)

Prasidentin Carola Veit: Frau Boeddinghaus hat
das Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Herr Duge, es
tut mir leid, ich wollte Sie nicht erschittern. Ich hat-
te mich vielmehr dariiber gefreut, wenn Sie mir zu-
gehdrt hatten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich habe wirklich den Eindruck, dass Kritik am
Zwei-Saulen-Modell und den damit aufgeworfenen
Strukturfragen Sie dermalden triggern, dass alles
andere aussetzt und Sie Uberhaupt nicht mehr in-
haltlich folgen kénnen.

(Arno Munster SPD: Dann dricken Sie sich
vernunftig aus!)
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Ich habe versucht, deutlich zu machen, dass jegli-
che padagogische Diskussion — vielleicht kann
jetzt einmal zugehért werden — Gber Inklusion, Gber
Integration, Uber Férdern immer auch eine struk-
turelle Frage ist. Das ist doch vollkommen klar.

(Beifall bei der LINKEN)

Schulsenator Rabe hat zu Recht gesagt, es kom-
me schlussendlich auf den guten Unterricht, auf
die Beziehungsarbeit und auf die Bindungsarbeit
zwischen jungen Menschen und Lehrerinnen und
Lehrern an. Aber die Lehrerinnen und Lehrer an
unseren Schulen arbeiten nicht im Iluftleeren
Raum. Sie haben Arbeitsbedingungen, sie haben
Rahmenbedingungen, und sie haben strukturelle
Bedingungen. Das heil3t, in der Grundschule gibt
es eine sogenannte Schulformempfehlung. Da
sind die Eltern schon in Klasse 3 aufgescheucht
wie die Hihner auf dem Bauernhof, weil sie Angst
haben, sie wirden nach der vierten Klasse die
falsche Entscheidung fiir ihre Kinder treffen. Dann
geht es nach der sechsten Klasse am Gymnasium
weiter. Da sind die Eltern in gro3er Sorge um ihre
Kinder: Schaffen sie es auf dem Gymnasium, oder
werden sie wieder auf die Stadtteilschule zurtck-
geschickt?

(Arno Munster SPD: Sie haben es nicht ver-
standen!)

So viel zur Gleichwertigkeit des Zwei-Saulen-Mo-
dells, also will sagen: Jede padagogische Diskussi-
on ist auch eine Schulstrukturdiskussion. Und da-
mit bin ich auf der Hohe der Zeit. Sie missen ein-
mal lhre Angstzustéande Uberwinden und sich den
Fragen stellen.

(Beifall bei der LINKEN)
Ich finde es wirklich infam,

(Dirk Kienscherf SPD: Es wird immer schlim-
mer mit der Wortwahl! Kommen Sie mal run-
ter!)

und es hilft Innen nichts, dass Sie uns LINKEN im-
mer unterstellen, wir wiirden diese Schulstruktur-
debatte zu einem reinen Selbstzweck flihren. Wir
haben die UN-Behindertenrechtskonvention, wir
haben die Inklusion. Jetzt kommen Sie doch mal
nach vorn und erzahlen Sie mir, was Sie den
Stadtteilschulleitungen auf ihre Kritik am Schulfrie-
den antworten und darauf — dazu haben Sie kein
Wort gesagt —, dass sie, die Gymnasien, aber
kaum die Inklusion realisieren. Hat das etwas mit
der Gleichwertigkeit der zwei Saulen zu tun? Er-
zahlen Sie uns das doch einmal hier vorn.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss mdchte ich noch eines sagen: Wir
sind auch deswegen auf der Hohe der Zeit, weil wir
verstanden haben — vor dem Hintergrund der vie-
len Volksinitiativen in dieser Stadt mussten auch
Sie das verstehen —, dass Schulen nicht mehr be-

lehrt werden wollen. Lehrerinnen und Lehrer wol-
len ernst genommen werden, Eltern wollen ernst
genommen werden. Deswegen mussen Sie viel
mehr tun, um in einen wirklichen Dialog vor Ort
einzutreten. Das werden wir jetzt bei der Beratung
zum Schulentwicklungsplan erleben. Es gibt im
Moment keinen Dialog, es gibt kein transparentes
Verfahren. Da haben Sie noch groRen Nachholbe-
darf.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Frau von
Treuenfels-Frowein.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Ich wiirde gern einmal Folgendes festhalten: Wir
haben uns doch heute zu wirklich unterschiedli-
chen Schulpositionen geeinigt, die wir mit den
GRUNEN und zum Teil auch mit der SPD haben,
und ich finde, wir alle kdnnen uns doch ruhig ein-
mal freuen. Allerdings finde ich es Uberhaupt nicht
schlimm, wenn Frau Boeddinghaus jetzt sagt, sie
finde das nicht gut. Das adelt uns doch alle. Wie
wurden wir denn dastehen, wenn DIE LINKE sa-
gen wiurde, juchhu, das finde sie klasse.

(Beifall und Heiterkeit bei der FDP, Beifall
bei der CDU und bei Dr. J6rn Kruse frakti-
onslos)

Jetzt einmal im Ernst. Ich finde, Frau Boedding-
haus kann Kritik Uben; dazu hat sie aus ihrer Sicht
sicherlich alle Berechtigung. Das waren zum Teil
frGher auch ein bisschen die griinen Werte. Aber
ich fand das, was der Schulsenator heute gesagt
hat, richtig. Jeder entwickelt sich weiter. Wir kon-
nen uns doch nicht immer nur auf das festlegen,
was wir vor 20 Jahren behauptet haben. Die Welt
entwickelt sich, die Dinge werden anders. Man
muss sehen, dass man in der Schulpolitik darauf
reagiert.

Und wer das nicht kann, der kann nicht wie Sie,
Frau Boeddinghaus, behaupten, er sei auf der Ho-
he der Zeit, weil er mit den Eltern und Schilern re-
det. Das sind Sie gerade nicht, sondern Sie vertei-
digen schulpolitische Elemente, und ich frage
mich, ob Sie Uberhaupt irgendwann einmal in der
Schule unterwegs sind oder ob Sie sich das ideolo-
gisch einreden. Uns so den Ball reinzuhammern
finde ich nicht gut. Es stort mich nicht, wenn Sie |h-
re Meinung sagen; Sie wissen, das tue ich auch.
Aber Sie haben das zum Teil in einer Art gesagt,
die ich, ehrlich gesagt, ein bisschen respektlos fin-
de, und damit, finde ich, muss der heutige Tag
nicht enden. Deswegen nach wie vor: Wir freuen
uns, dass es geklappt hat. Wir werden darauf dran-
gen, dass es auch umgesetzt wird. Deswegen fin-
de ich nicht, dass wir heute wieder in Graben-
kadmpfen landen sollten, denn das wirde alles ka-
puttmachen. — Danke schon.
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(Beifall bei der FDP und der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks fur die
GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Boeddinghaus,
meine Damen und Herren, Frau Prasidentin! Frau
Boeddinghaus, Sie haben eine famose Rede ge-
halten, als Herr Trepoll hier die 76 Prozent zum
Thema G9 hochgehalten hat, indem Sie ihn aus
meiner Sicht sehr klar entlarvt haben, insofern als
G9 eine Schulstrukturfrage ist, weil alle Curricula
aller Sachen aller Klassenstufen vorher umschrie-
ben werden missen. Ich finde, diese Rede war be-
eindruckend und richtig. Aber zur Ehrlichkeit gehort
dazu, dass das eine Schulstrukturfrage ist. Sie ha-
ben gerade gestern wieder in lhrer Pressemittei-
lung gesagt, man brauche eine dringend notwendi-
ge Schulstrukturdebatte.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Weil sie
padagogische Fragen beantwortet!)

Aber es ist eine diametral entgegengesetzte Schul-
strukturdebatte zu der Debatte, zu der Sie bereit
waren, wenn sich die CDU zu G9 entschldsse. Die
einen wollen das Gymnasium starken, Sie wollen
das Gymnasium im Wesentlichen abschaffen und
zur Schule fir alle machen. Genau in diesen Kon-
flikt hatten wir als Stadt uns begeben, dass, wenn
die CDU sich jetzt nicht entscheidet, die einen sa-
gen, es sei eine Schulstrukturfrage, und Sie waren
genau von der anderen Seite gekommen und hat-
ten auch gesagt, das sei eine Schulstrukturfrage.
Dann waren wir genau da gelandet, wo wir schon
einmal waren, namlich in dem Schulkonflikt, den
wir hatten. Und genau das galt es an dieser Stelle
zu verhindern. Deswegen ist der Schulfrieden so
substanziell, und genau da spielen auch Sie eine
Rolle.

Ich mdéchte Sie nur an Folgendes erinnern: Man
kann sagen, dass Uber bestimmte Positionen die
Zeit hinweggegangen ist, weil unser Schulsystem
sich verandert hat. Sie selbst haben in Ihrer Rede
eingestanden, dass guter Unterricht der Kernbe-
standteil einer guten Schule ist. Aber ich mdchte
Sie auch daran erinnern, dass es flr die Position,
die meine Partei, ich und Sie vertreten haben, es
bei Volksentscheiden bisher keine gesellschaftli-
che Mehrheit gegeben hat. Man braucht auch ge-
sellschaftliche Mehrheiten, um solche wichtigen
Entscheidungen zu treffen.

(Zuruf von Sabine Boeddinghaus DIE

LINKE)

Deswegen ware aus dieser Konfrontation, bei der
die CDU ihre Position zu einem sehr differenzier-
ten Schulsystem, das noch mit Hauptschule gear-
beitet hat, schon lange aufgegeben hat ... Auch
das gehdrt zur Ehrlichkeit dazu. Es ist nicht so,
dass die schon immer genau das wollten, was jetzt

hier war. Es gehort doch zur Ehrlichkeit dazu, dass
es daflr nicht nur keine gesellschaftliche Mehrheit
gegeben hatte, sondern dass deswegen die Stadt-
teilschulen und die Kinder in unserer Stadt unter
die R&der gekommen waren. Genau das ware pas-
siert, und genau das wirde ich auch den Stadtteil-
schulleitern antworten: dass deswegen die Stadt-
teilschulen die Gewinner dieses Schulfriedens
sind. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Zu diesem Thema, mei-
ne Damen und Herren, sehe ich keine weiteren
Wortmeldungen mehr. Uns verbleiben aber noch
gut 20 Minuten fir diese Aktuelle Stunde, sodass
ich jetzt das dritte Thema aufrufe, angemeldet von
der GRUNEN Fraktion:

Fir bessere Sicht und mehr Sicherheit:
Stadtreinigung startet Pilotprojekt zur
Reinigung von 60 000 StraBenschildern

Das Wort bekommt Frau Sparr fiir die GRUNE
Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE:* Frau Présidentin, meine
Damen und Herren! Im vergangenen Jahr haben
wir begonnen, unsere Perle Hamburg kraftig zu
putzen. Die Neuordnung der Zustandigkeiten hat
einen deutlichen Gewinn fir die Sauberkeit auf
Hamburgs StralRen und Platzen gebracht. Zustan-
dig ist jetzt fUr fast alles die Stadtreinigung. Dort
wurden 400 neue Tarifjobs geschaffen, die auch
fir Menschen mit einfacher Qualifikation zugang-
lich sind,

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich Uber-
nimmt den Vorsitz.)

und diese leisten jetzt gute Arbeit in Strallen und
Parks.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gleichzeitig wurden die Bezirke von den Reini-
gungspflichten entlastet und haben somit mehr
Geld fur die gartnerische Pflege der Parks zur Ver-
figung. Die Zustandigkeit fur die Straflen- und Ver-
kehrsschilder war zunachst bei den Bezirken ge-
blieben, in der Hoffnung, dass es ihnen jetzt mdg-
lich ware, diese besser zu pflegen. Das hat sich
leider nicht bewahrheitet. Die Prioritdten dort
mussten andere sein, und so stehen wir jetzt wie-
der vor der unschénen Situation, dass viele Schil-
der bemoost, verdreckt, verblichen oder kaum
noch lesbar sind; das haben wir alle schon einmal
irgendwo gesehen.

Hamburg hat ungefahr 200 000 Strafen- und Ver-
kehrsschilder, die sauber und lesbar sein mussen;
das ist wichtig fur Orientierung und Sicherheit im
Verkehr. Nun hat sich also die Stadtreinigung die-
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ses Themas angenommen, zunachst nur in einigen
Stadtteilen, um den Arbeitsaufwand einzuschat-
zen, jetzt in einem grofRer angelegten Pilotprojekt
mit mindestens 50 Stadtteilen und gut
60 000 Schildern. Dafiir werden noch einmal neue
Leute gebraucht und eine Summe, die klarmacht,
dass die Bezirke das tatsachlich nicht mal so eben
aus der Portokasse bezahlen konnen. BUE, BWVI
und Senatskanzlei haben jetzt erst einmal 2 Millio-
nen Euro zusammengekratzt, um starten zu kon-
nen. Wenn das Projekt verstetigt wird, bleibt zu
hoffen, dass die Kosten in Relation zur Zeit sich et-
was verringern. Ich denke, das sollte es uns dann
auch wert sein.

Angesichts anderer Probleme einer Grof3stadt er-
scheint die Reinigung von Schildern eher als Peti-
tesse. Sie betrifft aber das alltagliche Wohlbefin-
den der Burgerinnen und Burger, und das verleiht
dem Thema dann doch Bedeutsamkeit. Darum ha-
ben wir dem Projektstart durch den wahrhaft hohen
korperlichen Einsatz zweier Senatoren ein beson-
deres Gewicht verliehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Wolfhard Ploog CDU: Ja, genau!)

Nun gehe ich davon aus, dass bis zum Jahresen-
de die Stralen-, Verkehrs- und Ortsschilder in den
betroffenen Stadtteilen funkeln und blitzen werden.

(Dennis Thering CDU: Wird auch Zeit!)

Wenn das so sein sollte, dann spricht aus meiner
Sicht nichts dagegen, die Stadtreinigung dauerhaft
mit der Reinigung zu betrauen. Denn wir brauchen
die Verstetigung dieser Aufgabe, damit die letzten
Flecken vom Luster verschwinden und unsere Per-
le dann endlich im Ganzen funkelt. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Frau Dr. Schaal fir die
SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ich finde es toll
und vorbildlich, dass die beiden Senatoren Jens
Kerstan und Michael Westhagemann zusammen
mit Professor Siechau, dem Chef der Hamburger
Stadtreinigung, den Startschuss zu einer systema-
tischen Reinigung unserer Schilder gegeben und
auch selbst zum Feudel gegriffen haben. Bei Rot-
Grun ist Sauberkeit eben Chefsache.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Diese spektakulare Aktion ist allerdings nicht nur
einfach ein Gag. Sauberkeit ist eine Daueraufga-
be. Das machen wir auch heute in der Burger-
schaft deutlich. In der letzten Sitzung vor den Som-
merferien haben wir eine erste Bilanz der Sauber-
keitsoffensive der Hamburger Stadtreinigung gezo-

gen, und heute in der ersten Sitzung nach den Fe-
rien geht es mit dem Thema gleich weiter. Mit der
Anmeldung des Pilotprojekts zur Reinigung von
StralRenschildern zur Aktuellen Stunde greifen wir
erneut dieses Thema auf, und bei der Diskussion
Uber den Monitoringbericht Sauberkeitsoffensive
im Juni wurde bereits das Thema Reinigung von
Verkehrs- und Stral’enschildern als verbesse-
rungsbedirftig erkannt. Aber die Sauberkeit von
Verkehrsschildern und Strafenschildern ist der Ko-
alition nicht erst jetzt eingefallen. Die Stadtreini-
gung hatte bereits im Juni 2018, also vor einem
Jahr, damit begonnen, in einigen Stadtteilen Schil-
der zu reinigen — so geschehen in Grol3 Borstel, in
Horn, in Ottensen sowie auch in Gebieten von Ber-
gedorf, Billstedt, Neugraben, Fischbek und Wohl-
dorf-Ohlstedt. Das kam bei den Birgerinnen und
Bilrgern gut an.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Uber die Sauber-App Saubere Stadt konnten die
Blrgerinnen und Birger auch Verschmutzungen
von Verkehrs- und Straflenschildern melden, die
dann beseitigt wurden. Ich mdchte hervorheben,
dass es Birgerinnen und Birger und auch Abge-
ordnete in dieser Stadt gibt, die schon einmal
selbst engagiert zum Lappen und zum Eimer ge-
griffen haben, wenn Schilder zu schmutzig waren.
Vielen Dank fur dieses Engagement allen, die sich
hier vorbildlich engagiert haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Doch Aktionen Einzelner reichen in einer Millionen-
stadt mit Hunderttausenden von Schildern sicher
nicht aus, um Sauberkeit herzustellen. Unsere Ex-
perten fir Sauberkeit sind nun einmal diejenigen
bei der Stadtreinigung, unbeschadet der Tatsache,
dass firs Schilderputzen die Bezirke zustandig
sind.

(Dennis Thering CDU: Die lassen Sie aus-
bluten! Die haben keine Méglichkeit, tatig zu
werden!)

Wir haben also beherzt und unbeschadet von Zu-
standigkeiten gehandelt. Die SPD-Fraktion hat sich
schon lange dafirr eingesetzt, dass die Zustandig-
keit fur Sauberkeit in einer Hand geblndelt werden
muss, und das hat mit der Sauberkeitsoffensive
das erste Mal richtig systematisch stattgefunden.
Im Rahmen des jetzigen Pilotprojekts zum Schil-
derputzen wollen wir sehen, wie die zentrale Reini-
gung in Hamburg funktioniert. Wir missen natr-
lich schauen, was es kosten wirde, um alle Stra-
Renschilder in Hamburg dauerhaft zu reinigen.
Schlielllich gibt es schatzungsweise circa
200 000 StraRenschilder, und die sind nicht mal
eben so zu putzen; sie sind verrufdt, bemoost, be-
klebt, beschmiert, vielleicht auch verrostet. Da
muss man mit Fachleuten ran, und bis zum Jah-
resende ist geplant, dass 18 Zweierteams aus-
ricken, um jetzt erst einmal 65 000 Schilder zu rei-
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nigen. Das passiert in 40 Stadtteilen, in denen die
Beschwerdelage besonders hoch war, vor allen
Dingen aber auch in Stadtteilen, in denen wir uns
unseren Gasten prasentieren.

Das Ganze ist ein teurer, aber ein notwendiger
Spald. Allein das Pilotprojekt verschlingt 2 Millionen
Euro. Die BUE und die Wirtschaftsbehdrde bringen
davon zur Halfte jeweils 1 Million Euro auf, und ei-
ne 1 Million Euro steuert die Senatskanzlei bei.
Hier kénnen Sie sehen, welche Bedeutung es hat,
dass das Thema gleich von drei Behdrden aufge-
griffen wird. Bei den Haushaltsberatungen wird
dann sicher klar sein, wie viel Geld wir brauchen,
um das Thema auf die ganze Stadt auszuweiten
und die Schilder a la longue sauber zu halten. Das
Wichtigste ist mir jetzt, dass der Einstieg dank der
Initiative der Senatoren Kerstan und Westhage-
mann gemacht ist. Und das ist gut so. — Vielen
Dank.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Der Be-
deutung angemessen, liegen mir zu dem Thema
noch viele weitere Wortmeldungen vor. — Herr
Gamm erhalt das Wort fur die CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Wel-
che Bedeutung das Thema hat, sieht man an der
Nichtanwesenheit des Umweltsenators. Da scheint
es offenbar unterschiedliche Gewichtungen zu ge-
ben.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dirk
Kienscherf SPD: Der putzt gerade!)

Dennoch bin ich sehr dankbar, dass es diesen An-
trag gibt. Denn wer immer sich die Frage gestellt
hat, wann der Startschuss fur den Blrgerschafts-
wahlkampf 2020 fallen wirde, hat hiermit die Ant-
wort bekommen. Der Wahlkampf beginnt spates-
tens heute mit der Anmeldung dieses diinnen The-
mas fir die Aktuelle Stunde durch die GRUNEN.

(Beifall bei der CDU und der AfD)

Bemerkenswert dabei ist, dass man der Pressebe-
richterstattung weitaus mehr Informationen entneh-
men konnte als der Pressemitteilung der Stadtrei-
nigung Hamburg. Deren Mitteilung ist namlich er-
staunlich inhaltsleer; so sind dort weder Aussagen
zu Kosten noch zum Aufbau zusatzlichen Perso-
nals zu finden. Durch die Lekture der Pressemittei-
lung erfahrt man jedoch die Kosten in Héhe von
2 Millionen Euro sowie die Anzahl des neuen Per-
sonals. Da es keinerlei Hinweise zu nennenswer-
ten Anschaffungen von Fahrzeugen, Maschinen,
Reinigungs- oder Betriebsmitteln gibt, muss man
davon ausgehen, dass die 2 Millionen Euro priméar
fur den Personaleinsatz verwendet werden. Dann
passt jedoch die gesamte Kalkulation nicht mehr
zusammen und ist in sich unlogisch. Werden die
36 neuen Mitarbeiter von Mitte August bis Ende

Dezember, so wie es angekindigt ist — das ent-
spricht also viereinhalb Monaten — eingesetzt, so
entspricht das Kosten in HOhe von fast
56 000 Euro pro Person. Hochgerechnet auf die
vollen 12 Monate wirde man so zu Personalkosten
in H6he von fast 150 000 Euro pro Jahr kommen.
Das kann so nicht passen. Ich wirde mich daher
freuen, wenn die Regierungsseite ein wenig Licht
ins Dunkel bringt und diesen Widerspruch aufkla-
ren kdnnte.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Erfreulicherweise ist es der Stadtreinigung nicht
gelungen, alle gewlnschten Marketinginformatio-
nen 1:1 Uber die Presse transportieren zu lassen.
Wurde in der Mitteilung der Stadtreinigung noch
von positiven Ruckmeldungen von Burgerinnen
und Bilrgern gesprochen, hat die Presse hingegen
auf die zahlreichen Beschwerden von Blrgerinnen
und Burgern hingewiesen. Das nenne ich schon
einen kleinen, aber feinen Unterschied.

(Beifall bei der CDU)

Traurig ist, dass die Bezirke, die fUr die Reinigung
von StralRenschildern zustandig sind, aufgrund un-
zureichender Ausstattung mit Mitteln nicht in der
Lage sind, diese Aufgabe zu erfiillen. Das wirkt auf
mich so, als wolle der Senat sich fir die Losung ei-
nes Problems bejubeln lassen, das er selbst verur-
sacht hat.

(Beifall bei der CDU — Dennis Thering CDU:
Wie bei den HVV-Preisen!)

Genau dieses Spiel kennen wir schon von dem un-
saglichen Herumgeeiere bei der Erhdéhung der
Fahrpreise beim HVV, ganz nach dem Prinzip: Ich
lege einen Brand und lasse mich dann spater dafur
feiern, dass ich das Feuer selbst geldscht habe.

(Beifall bei der CDU)

Der Erhalt eines ordnungsgemalfien Zustandes von
StralRen- und Verkehrsschildern sollte eine Selbst-
verstandlichkeit in unserer Stadt sein. Das durfen
die Blrgerinnen und Burger erwarten. Stattdessen
loben Sie sich selbst Uber den Klee dafir, dass Sie
sich nun endlich um diese Standardaufgabe kim-
mern, stellen zwei Senatoren auf die Leiter,
driicken ihnen noch einen Lappen in die Hand, und
rechtzeitig zur bevorstehenden Birgerschaftswahl
ist die kleine Marketingnummer aus dem PR-Bau-
kasten von Rot-Grin fertig. So ein Vorhaben sechs
Monate vor der Wahl anzustof3en ist mehr als ein
durchschaubares Mandver.

Dabei hatten Sie diesem Vorhaben mit einer klei-
nen Erweiterung durchaus noch einen positiven
Swing geben kénnen, indem Sie die vorangegan-
gene Analyse daraufhin Uberprift hatten, ob der
ausufernde Schilderwald an der einen oder ande-
ren Stelle nicht hatte ausgediinnt werden kénnen.
Doch auch diese Chance wurde vertan. Daher ist
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und bleibt diese Putzaktion nichts weiter als eine
teure Wahlkampfnummer, obwohl es sich lediglich
um eine selbstverstandliche Regelaufgabe han-
delt. Als Wahlkreisabgeordneter fir Barmbek-Uh-
lenhorst méchte ich noch hinzufligen, dass ich da-
riber enttauscht bin, dass in Barmbek-Sid kein
einziges Schild gereinigt werden soll.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das hatten Sie ja
Ubernehmen kénnen!)

Daher wiirde ich mich freuen, wenn der Senat be-
ziehungsweise die Stadtreinigung an dieser Stelle
noch etwas nachscharfen wirde. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Gamm. — Das Wort erhalt jetzt Herr
Jersch fir die Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Das Thema hat mich jetzt
ein klein wenig an die Mondlandung erinnert, wenn
Senator Kerstan sagt, es sei ein gro3er gemeinsa-
mer Schritt — bei diesem Thema mehr als Uberra-
schend. Fragen wir uns doch erst einmal, ob denn
wirklich alle Schilder wichtig sind, die in dieser
Stadt stehen — da gebe ich dem Kollegen Gamm
voll und ganz recht —,

(Beifall bei Stephan Gamm CDU)

aber in der jetzigen Diskussion gehen wir erst ein-
mal davon aus. Dann gucken wir uns an, wo diese
Schilder nach welchen Kriterien gereinigt werden.
Da mussen wir doch feststellen, dass wieder ein
gehoriger Teil Touristizismus in dieser Stadt aus-
gebrochen ist: Die Szeneviertel, die beliebten Ge-
biete und die aufstrebenden Stadtteile, das ist das,
was Hamburg als AuRensicht darbietet, da wird es
dann wichtig.

(Dr. Monika Schaal SPD: Bergedorf ist ja ein
unglaubliches Szeneviertel!)

Aber warum mutieren Stral’enschilder zu Moos-
wanden? Das ist nicht unbedingt die Absicht der
BUE, und auch die CDU wird nachts nicht Moos an
den Schildern anbringen. Nein, das ist letztendlich
die Folge davon, dass die Bezirke nicht mehr kon-
nen, dass Sie die Bezirke systematisch kaputtspa-
ren.

(Beifall bei der LINKEN — Farid Miiller GRU-
NE: Das ist doch Blédsinn!)

Es muss doch das Ziel einer verantwortungsvollen
Senatspolitik sein, den Bezirken die Wahrnehmung
ihrer Aufgabe wieder zu ermdglichen. Da stellt sich
dann wirklich die Frage, ob die Stadtreinigung
Hamburg der Sparstrumpf der Freien und Hanse-
stadt Hamburg ist. Man hat das Gefiihl, dass das

immer dann die Geheimwaffe ist, wenn irgendet-
was in dieser Stadt gemacht werden muss.

(Farid Miller GRUNE: Sie haben doch kei-
nen einzigen Antrag gestellt, um den Zu-
stand zu andern!)

— Kollege Miiller, das muss jetzt nicht sein.

Immer wenn in dieser Stadt etwas gemacht wer-
den muss, findet die Stadtreinigung in einem ihrer
kleinen Kastchen noch ein bisschen Geld. Dazu
muss man wirklich sagen, dass das, was Sie mit
der Reinigung der Strallenschilder veranstalten,
nicht serids ist.

Ja, die Prioritat hat immer darauf zu liegen, die Be-
zirksamter wieder in die Handlungsfahigkeit fiir alle
ihre Aufgaben zurtckzubringen. Dann sind wir
namlich bei den Burgerinnen und Birgern vor Ort
und kénnen uns wegen der Probleme direkt vor Ort
dorthin wenden. Aber diese Mdglichkeit entziehen
Sie systematisch in diesen und in vielen anderen
Bereichen sowohl den Bezirksamtern, den dortigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, denen Verant-
wortung weggenommen wird, fir deren schlechte
Ausfuhrung sie nichts kdnnen, weil ihnen nicht das
Handwerkszeug an die Hand gegeben wird. Da
muss der Senat endlich eine Kehrtwende machen.

(Beifall bei der LINKEN)

Einmal ehrlich: Wenn Sie bejubeln, dass die Ver-
kehrssicherheit, die Sauberkeit und die Lebens-
qualitat jetzt gewahrleistet seien, dann steht doch
dahinter — und das ware die Wahlkampfmeldung —
die Aussage: Verkehrssicherheit, Sauberkeit und
Lebensqualitat konnten wir bisher nicht sicherstel-
len, und deswegen missen wir diese Nummer fah-
ren.

Dieses Thema ist wirklich erbarmlich wenig, und
vor allen Dingen hatten Sie das Problem fir die
Bezirksamter und fir die Blrgerinnen und Burger
in den Bezirken 16sen missen und nicht wieder fiir
Ihre Behdrdenpolitik. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Jersch. — Als Nachster erhalt Herr
Dr. Kurt Duwe das Wort fiir die FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Zu meiner Zeit hat-
ten die GRUNEN verschmutzte StraRenschilder als
Bestandteil der gelebten Stadtteilkultur verteidigt.

(Heiterkeit bei der SPD)

Momentan sehe ich die Bemuihungen, sich von
den alten Vorurteilen, die noch da sind, reinzuwa-
schen, und da freut sich die Oma dariber, dass
auch das Strallenschild einmal wieder sauberge-
macht wird.
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(Beifall bei der FDP und der AfD)

Die GRUNEN fangen an, Wahlkampf zu machen,
und versuchen, mit solchen schénen Themen die
20 Prozent plus bis zum nachsten Februar irgend-
wie zu retten. Wir werden sehen, ob das klappt.

Woriber reden wir? Es ist eine Selbstverstandlich-
keit, dass in Hamburg die Stralenschilder sauber
sind. Das hatte schon lange passieren missen
und musste als Regelaufgabe fiir die Stadt durch-
gefihrt werden. Ich finde es gut, dass man jetzt
damit anfangt, aber ich habe die Befiirchtung, dass
nach der nachsten Wahl vier Jahre lang nichts ge-
macht wird und dann wieder zwei Senatorinnen
oder Senatoren auf die Leiter steigen und schrub-
ben missen. — Vielen Dank fir die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der FDP und bei Dirk Nocke-
mann AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Dr. Duwe. — Jetzt erhalt einer der bei-
den Chefs, die die Sache Gbernommen haben, das
Wort: Senator Westhagemann.

Senator Michael Westhagemann:*

(Heike Sudmann DIE LINKE: Der Tatortreini-
ger!)

Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! An dieser Stelle mdchte ich einen Erfah-
rungsbericht abgeben, wie es so ist, wenn man auf
der Leiter steht und die Schilder putzt.

(Joachim Lenders CDU: Wo ist denn Kers-
tan? Steht der noch auf der Leiter?)

Dahinter steht ein Konzept: Hamburg gepflegt und
grin. Bevor ich jetzt den Bericht abgebe, bedanke
ich mich erst einmal sehr herzlich bei der Stadtrei-
nigung und bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, die diese Arbeit heute fir uns erledigen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Am besten kann man das naturlich nachvollziehen,
wenn man selbst auf der Leiter steht und den
Schwamm in der Hand hat. Das Reinigungsmittel
ist biologisch abbaubar; auch darauf wurde geach-
tet. Wenn Sie dann zu einem Termin fahren, ha-
ben Sie einen selektiven Blick auf unsere Schilder.
Das Vermoostsein ist gar nicht mal so schlimm.
Schlimm ist, wenn alles beklebt ist. Da ist der Ar-
beitsaufwand schon ein bisschen grofier, und das
fuhrt nattrlich zu einer Minderung der Sicherheit,
vielleicht nicht tagsiber, aber zumindest in den
Abendstunden, wenn diese Schilder reflektieren
sollten. Eine Dame vor Ort hat mir gesagt: Mensch,
Herr Senator, dass Sie selbst da hochklettern, fin-
de ich klasse. Das Programm lauft schon langer,
und ich verstehe im Moment nicht, warum man das
mit dem Wahlkampf verbindet.

(Heiterkeit bei der CDU, der FDP und der
AfD)

Ich muss auch meinen Kollegen, Herrn Kerstan, in
Schutz nehmen. Wir waren beide da oben; er hatte
nur Pech, er hatte echt Pech. Er guckte plétzlich
auf mein noch sauberes Hemd; seines war
dreckig. Da sagte ich: Jens, das war Pech. Aber
was im Grunde genommen wollen wir dort weiter-
entwickeln? Heute haben wir uns daflr entschie-
den, das Projekt nicht nur in 50, sondern in
181 Ortsteilen durchzufiihren, wenn es weiterhin
so erfolgreich lauft. Es hat mich Uberrascht, dass
die Resonanz der Birgerinnen und Biirger vor Ort
sehr gut war. Das Bezirksamt Mitte, das das Pro-
jekt federfihrend begleitet,

(Dirk Kienscherf SPD: Sehr gut!)

freut sich darlber, dass wir das jetzt an zentraler
Stelle weiterfahren. Dadurch kénnen wir an der
Stelle die Bezirke ein wenig entlasten. Ich finde,
das ist der richtige Weg, und deswegen werden wir
weitermachen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Lieber
Herr Westhagemann, ich hatte Sie gern gefragt, ob
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ploog
gestatten; dazu kommt es jetzt nicht mehr. Ich will
erlautern, dass ich den Senator drangenommen
hatte, weil wir am Ende der regularen Redezeit wa-
ren.

Mir liegt jetzt als nachste Wortmeldung die Wort-
meldung von Frau Oelschlager fir die AfD-Fraktion
VOor.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, vielen Dank! Sehr geehrter Herr Senator,
auch ich bin dafiir, dass Sauberkeit sehr wichtig
ist, und es ist durchaus verstandlich, dass man ein-
mal selbst putzen muss. Aber ein bisschen peinlich
sollte einem solch eine PR-Aktion vielleicht doch
sein: drei gut bezahlte Menschen auf einer Leiter,

(Dirk Kienscherf SPD: Immerhin eine!)

zwei Senatoren und der Chef eines o6ffentlichen
Unternehmens. Ich weil} nicht, ob das der Grund
dafiir gewesen ist, dass jetzt pro Schild 33 Euro
anfallen; ich denke nicht. Aber wenn man die 2 Mil-
lionen Euro durch die 60 000 Schilder rechnet,
sind das 33 Euro pro Schild. Ich habe etwas an-
ders gerechnet als Herr Gamm, aber trotzdem ist
das auch etwas, wortiber man diskutieren sollte.

Was aber tatsachlich das Schlimmste ist, ist hier
schon zweimal angeklungen. Hamburg hat einen
sehr groRen Schilderwald, und da ist die logische
Konsequenz, dass man sich erst anguckt, welche
Schilder man wirklich braucht, und dann putzt man
oder macht sie im Zweifel neu. Das ist schade, da
ist eine Chance vertan worden. Vielleicht kénnte
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man da etwas nachbessern, Geld genug hat es
gekostet. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort Ulrike Sparr fir die GRU-
NE Fraktion. Jede Fraktion erhalt nach der Aule-
rung des Senators noch die Mdéglichkeit, einen Bei-
trag zu leisten. — Frau Sparr, Sie haben das Wort.

Ulrike Sparr GRUNE:* Keine Sorge, ich mache es
kurz. Ich war etwas erstaunt Gber den, wenn man
so will, Vorwurf, dies sei eine Wahlkampfaktion.

(Zurufe von allen Fraktionen)

Im Grunde genommen ist es das Eingestandnis
dessen, dass wir das in den letzten Jahren nicht so
richtig auf die Reihe bekommen haben. Jetzt ma-
chen wir es. Das ist doch gar nicht wahlkampftaug-
lich. Aber wenn man sich langsam in die entspre-
chende Stimmung hochschaukelt, dann ist es
wahrscheinlich das, was manchen Leuten einfallt.

Wir sind diesen Missstand angegangen. Daruber
sind wir durchaus froh und freuen uns insbesonde-
re daruber, dass wir — wie sich das in einem demo-
kratischen Staatswesen gehort; wir sind nicht mehr
im 19. Jahrhundert, wo alle mit steifen weilen Kra-
gen herumliefen — die Moglichkeit hatten, damit
den Erfahrungshorizont zweier Senatoren zu er-
weitern. Vielen Dank dafir, dass Sie das gemacht
haben. Aber auch das gehért zu einem demokrati-
schen Staatswesen.

(Beifall bei René Gégge GRUNE)

Ich finde auch die Perspektive der LINKEN wieder
etwas merkwirdig. Die Stadtreinigung ist kein
Sparschwein, sondern der kompetente Ansprech-
partner in solchen Fallen. Sie ist gut ausgestattet
und weil} auch gut zu wirtschaften; da besteht kei-
ne Not. Also ich weild nicht, woher der Ausdruck
kommt. Wenn man dieses Ding Touristizismus ...
Irgendetwas muss man ja sagen, wenn einem
sonst nichts einfallt. An erster Stelle der Kriterien
stehen aber die Birgerbeschwerden; das sollte
man dann auch einmal zur Kenntnis nehmen. So
weit. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt
muss ich gucken, wer als Nachster dran ist. — Wir
setzen die steile Lernkurve mit Frau Dr. Schaal flr
die SPD fort.

Dr. Monika Schaal SPD:* Das war das richtige
Stichwort, Herr Prasident: Lernkurve. Herr Warn-
holz, Sie erinnern sich vielleicht an die sehr intensi-
ve und heftige Diskussion, die wir seit 2017 Uber
das Sauberkeitskonzept des Senats gefuhrt ha-
ben.

(Zurufe von der CDU)

Die Kampagne heif3t "Hamburg — gepflegt und
grun". Da haben Sie sich Uber alles Moégliche auf-
geregt. Seitdem ist die Stadt sauber, weil wir ge-
sagt haben, Sauberkeit gehort in eine Hand. Und
das wird nun auch gemacht, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

2018 hat die Stadtreinigung mit diesen sechs Pilot-
projekten angefangen. Da war Uberhaupt kein
Wahlkampf, da haben auch Sie noch nicht an
Wahlkampf gedacht. So. Und wenn jetzt darange-
gangen wird, dieses Projekt auszubauen und noch
mehr Stadtteile einzubeziehen, dann ist das auch
kein Wahlkampf. Sie sind doch blof3 traurig, dass
Ihnen ein Thema fléten geht,

(Heiterkeit bei Michael Kruse FDP — Daniel
Oetzel FDP: Das war eine unserer tragen-
den Saulen!)

bei dem Sie dann immer sagen kénnten: Da hat
die Regierung Fehler gemacht, das hat sie falsch
gemacht.

Aber eins muss ich noch sagen, wenn wir schon in
die Vergangenheit gucken, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU: Ich kann mich nicht erin-
nern, dass CDU-geflihrte Senate sich um die Sau-
berkeit derartig gekimmert haben, und ich kann
mich auch nicht erinnern, dass sie fir die Sauber-
keit von Stral3enschildern gesorgt haben. Ich habe
Ihre Senatoren nicht auf der Leiter gesehen, aber
ich habe Abgeordnete aus der Hamburgischen
Birgerschaft, aus meinem Wahlkreis, gesehen,
namlich Marc Schemmel, und wir haben damals
mit vielen Blrgerinnen und Bulrgern auch StralRen-
schilder geputzt. Daran kdnnen Sie sich einmal ein
Beispiel nehmen.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Ach so, einen Hinweis habe ich noch fir Herrn
Gamm; Sie haben Informationen vermisst. Wir ha-
ben ja schon verabredet, dass der Monitoringbe-
richt Uber das Sauberkeitskonzept im Ausschuss
besprochen wird, und dort haben Sie alle Gelegen-
heit, Ihre Fragen anzubringen und lhr Informations-
bedurfnis zu stillen. — Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD und den
GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Schaal. — Als Nachster erhalt das Wort
Herr Jersch fir die Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Natlrlich ist das Wahl-
kampf und nichts anderes.
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(Dr. Monika Schaal SPD: Immer ist Wahl-
kampf! Nach der Wahl ist vor der Wahl!)

Aber ich glaube, das wird lhnen noch gehdrig auf
die FuRe fallen, was Sie hier veranstalten, so
schon Sie denken, dass dieses Wohlfiihlthema fiir
Sie sein mag.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir missen dariber reden — und insofern ist es
natirlich gut, dass das in den Ausschuss geht —,
wo eigentlich 2 Millionen Euro so mir nichts, dir
nichts fir eine solche Aktion herkommen

(Farid Muller GRUNE: Dartiber kdnnen wir
gern reden!)

in einer Zeit, in der es um Institutionen in dieser
Stadt wirklich nicht gut steht; Blrgerhauser und
Stadtteilkulturzentren koénnten ja durchaus auch
einmal unterstitzt werden.

(Farid Miiller GRUNE: Sind sie auch bei der
letzten Haushaltsaufstellung!)

Hier ist wirklich die Frage: Wo bekommen Sie die-
se 2 Millionen Euro so mir nichts, dir nichts — auf-
grund eines reinen Verwaltungsakt anscheinend —
her? Das gilt es, wirklich einmal zu diskutieren.
Und es wilrde mich interessieren bei den beiden
Oberreinigern von StralBenschildern in dieser
Stadt, ob denn schon einmal StralRenschilder ge-
reinigt worden sind, wenn keine Pressekamera da-
neben gestanden hat; so viel zum Thema Wahl-
kampf.

Und wenn wir Uber die Notwendigkeit bestimmter
Sachen reden, komme ich noch einmal auf einen
anderen Punkt. Es ist Euphemismus zu sagen, die
Bezirke seien dadurch entlastet worden. Die Bezir-
ke sind nie in die Lage versetzt worden, diese Auf-
gabe wahrzunehmen. Jetzt davon zu reden, dass
das eine Entlastung sei, ist nichts anderes als zu
sagen: Wir sind gescheitert.

(Beifall bei der LINKEN — Wolfgang Rose
SPD: Ist ja gut! Beruhig dich! — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder -bemerkung von Herrn Miiller?

Stephan Jersch DIE LINKE:* Aber gern.

Zwischenbemerkung von Farid Miiller GRUNE:*
Herr Kollege, auch die Bezirke melden lhre Bedirf-
nisse bei der Haushaltsaufstellung an. Wir kennen
die Produktgruppen in den Bezirken, wir sind das
alles durchgegangen im Verfassungs- und Bezirks-
ausschuss. Insgesamt haben die Bezirke ein Plus
bekommen wie lange nicht mehr. Insofern weif3 ich
nicht, wo lhr Belang ist. Es ist nicht so, dass da ir-
gendetwas weggespart wurde; die Bezirke sind

sehr wohl selbst in der Lage, ihre Bedlrfnisse in ih-
rer Haushaltsaufstellung zu bertcksichtigen.

Stephan Jersch DIE LINKE (fortfahrend):* Lieber
Kollege Miller, es gibt eine Anfrage des Kollegen
Thering zum Thema, der man durchaus entneh-
men kann, dass ein Bezirk hin und wieder einmal
GroRauftrage zur Reinigung vergeben hat, aber al-
le anderen Bezirke das nicht getan haben. Da
kénnte man dann hinterfragen: Liegt es daran,
dass die Bezirke zu wenig Personal haben? Liegt
es daran, dass es ein zu geringes Personalbudget
gibt? Liegt es daran, dass die rein finanziellen Mit-
tel zur Reinigung nicht da sind? Das ware zu hin-
terfragen. Und bei all dem ware die Ursache: Sie
haben zu wenig. Die Bezirke haben zu wenig Mittel
durch diesen Senat bereitgestellt bekommen. Und
wenn die Bezirke ihre Bedarfe anmelden, dann tun
sie es immer mit der Drohung des Senats im Hin-
tergrund, dass diese Betrage gedeckelt sind. Das
heil’t, wenn der eine sagt, er hat zu wenig, dann
hat der andere zu viel. Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, damit kann man keine Haushaltspolitik auf
ehrlicher Basis mit den Bezirken machen. Ich stelle
an dieser Stelle wirklich fest: Hier scheitern Sie
schon wieder. Es ist ein kleines Thema, aber es ist
ein Thema,

(Dr. Monika Schaal SPD: Nach dem Motto:
Irgendwas wird schon hangenbleiben!)

das Sie zu Recht thematisieren, das sichtbar fir al-
le ist. Und ich denke auch hier: Da wird noch eini-
ges auf lhre FURe fallen in der kunftigen Diskussi-
on, die wir dazu haben werden. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
nachster Redner erhalt das Wort jetzt Herr Gamm
fur die CDU-Fraktion.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Hier wird ja ein wenig der Eindruck erweckt, als ob
die Schilder auf einmal abrupt verschmutzt sind —
und jetzt ist Handlungsbedarf. Das Thema ist na-
turlich schon sehr viel langer ein Thema, und dass
Sie jetzt versuchen wollen, sich herauszureden,
dass es sich eben nicht um Wahlkampf handele,
ist absolut l1&cherlich. Das Projekt soll zufallig Ende
Dezember abgeschlossen sein. Wann ist denn die
Birgerschaftswahl? Ich glaube, am 23. Februar.
Da wiirde ich sagen, das nenne ich perfektes Ti-
ming.

(Beifall bei der CDU — Farid Miiller GRUNE:
Den Menschen ist es wichtig, dass es Uber-
haupt passiert!)

Und, Frau Schaal, ich empfinde es fast ein wenig
Uberheblich, wenn ich anspreche, dass offenbar
die Presse wieder einmal deutlich mehr Informatio-
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nen bekommt als wir Abgeordnete, eine Frage da-
zu stelle und Sie dann sagen, das konnten wir ja
alles bald im Monitoringbericht nachlesen. Das fin-
de ich, gelinde gesagt, latent respektlos, das muss
ich hier einmal klar sagen.

(Beifall bei der CDU)

Ich hére Senator Westhagemann ja gern zu, wenn
er Anekddtchen ...

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Entschuldigen Sie, dass ich unterbreche,
aber gestatten Sie eine Zwischenfrage oder -be-
merkung von Frau Schaal?

Stephan Gamm CDU:* Ja.

Zwischenbemerkung von Dr. Monika Schaal
SPD:* Eine Bemerkung, Herr Kollege. Ich habe ge-
sagt, dass Sie das gern alles nachfragen kénnen
in der Ausschusssitzung, in der wir Gber den Moni-
toringbericht sprechen. Wir haben namlich den Be-
richt an den Ausschuss Uberwiesen. Das ist lhnen
offensichtlich entfallen.

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Ja, aber of-
fenbar ist niemand in der Lage, meine Frage zu
beantworten, wie denn die Mittel verwendet wer-
den. Ist das jetzt ausschlieRlich auf das Personal
aufzuteilen? Das kann hier niemand sagen. Sena-
tor Westhagemann erzahlt unterhaltsam Anekdét-
chen, die ich personlich ... Ich hatte auch noch
langer zugehort.

(Heiterkeit bei der CDU)

Aber zu den wirklich relevanten Punkten hat er
nichts gesagt. Und natirlich, der Erlebnisbericht,
dass eine Burgerin vorbeikommt und sagt, sie fin-
de es toll, dass ein Schild saubergemacht wird ...
Wow. Also ehrlich, das erschuttert mich jetzt nicht
im tiefsten Mark, weil ich es nicht sonderlich Uber-
raschend finde.

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

Wer findet es schon schlecht, wenn ein Schild ge-
reinigt wird? Natirlich niemand. Das finden alle
gut. Aber das hatten die Hamburgerinnen und
Hamburger sich doch auch schon viel friiher ge-
winscht.

(Beifall bei Joachim Lenders CDU und der
FDP)

Ich freue mich auf die groRe Erleuchtung und den
Erkenntnisgewinn im Ausschuss, und dann schau-
en wir einmal, was dabei herauskommt. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizepréasident Dietrich Wersich: Werte
Kollegen, jetzt liegt mir keine Wortmeldung zu die-

sem Thema mehr vor. Damit sind wir dann auch
am Ende der Aktuellen Stunde fir heute angekom-
men.

Ich rufe auf die Punkte 2 bis 4 der Tagesordnung:
Wahlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politi-
sche Bildung

— Drs 21/14765 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion fir Stadtentwicklung

— Drs 21/14934 —]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Kultur und Medien

— Drs 21/14935 -]

Wir haben wieder vereinbart, dass die Wahlen in
einem Wahlgang durchgefiihrt werden kénnen; die
Regeln kennen Sie. Ich bitte die Schriftfihrungen,
dann nach dem Ausflllen der Stimmzettel mit dem
Einsammeln anzufangen.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Ich
sehe, das ist der Fall. Dann schliele ich die Wahl-
handlung. Die Stimmzettel werden ausgezahlt und
das Ergebnis im Laufe der Sitzung bekanntgege-
ben.**

Ich rufe auf Punkt 28a unserer Tagesordnung, Se-
natsantrag: Drittes Gesetz zur Anderung polizei-
rechtlicher Vorschriften.

[Senatsantrag:

Drittes Gesetz zur Anderung polizeirechtlicher
Vorschriften

— Drs 21/17906 —]

Diese Drucksache mochten alle Fraktionen an den
Innenausschuss Uberweisen.

Das Wort dazu wird gewtinscht von Herrn Jarchow
fur die FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lassen Sie mich zunachst
meiner Freude Ausdruck geben, dass wir diese
Drucksache nicht vorweg Uberwiesen haben, son-
dern sie auf unseren Wunsch hin heute debattie-

** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 7941 zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14765
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http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14935
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17906
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** Die Wahlergebnisse sind auf Seite 7941 zu finden.
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ren, wie es auch, wie wir finden, parlamentarisch
angebracht ist.

Vor nunmehr dreieinhalb Jahren haben wir als
Freie Demokraten hier im Hause als unmittelbare
Konsequenz aus dem Grundsatzentscheid des
OVG Hamburg zur Gefahrengebietsregelung und
dem BKA-Urteil des Bundesverfassungsgerichts
mit unserer Drucksache eine zeithahe Anpassung
des Hamburger Polizeirechts zur umgehenden
Herstellung einer verfassungskonformen Rechtsla-
ge in Hamburg gefordert. Dafir haben wir keine
Mehrheit erhalten, Uberraschenderweise. In dieser
damaligen Legislaturperiode ging es bei Senat und
Rot-Griin mit Vorlagen oder Initiativen fiir einzelne
Polizeirechtsanpassungen haufig sehr schnell, ins-
besondere dann, wenn der Senat neue Eingriffser-
machtigungen haben, Rechtswege faktisch er-
schweren oder schlicht Schadensbegrenzung fir
aussichtslos laufende Gerichtsverfahren betreiben
wollte. Dies war verfassungsrechtlich aus unserer
Sicht bedenklich.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)
— Vielen Dank.

(Zurufe)
— Habe ich auch gemerkt.

Nachdem nunmehr die Vorlage fir die Uberfallige
grolBe Novelle endlich eingebracht ist, mussten wir
bei einer ersten Prifung leider feststellen, dass die
Zeit der Umsetzung vieler Grundsatze aus der
Rechtsprechung leider nicht ganz konsequent ge-
nutzt wurde. Denn schon bei der 2012er Novelle
hatte die Expertenanhérung im Innenausschuss
damals zu vielen neuen oder veranderten Rege-
lungstatbestanden verfassungsrechtliche Beden-
ken aufgezeigt, die spater dann auch durch die
Gerichte in ihren Grundanséatzen jeweils bestatigt
wurden. Leider haben Sie es versaumt, mit dieser
Novelle hier nachzubessern. Zwar kann man den
interessanten GroRen Anfragen der Kollegin
Schneider entnehmen, dass die kritischen Erméach-
tigungen kaum oder nicht angewendet wurden, ob
dies aber aus Furcht vor mangelnder Gerichtsfes-
tigkeit oder mangels echten Bedarfs geschehen
ist, sei dahingestellt. Aber ein Gesetz sollte aus un-
serer Sicht immer moglichst frei von verfassungs-
rechtlichen Mangeln sein und nicht durch vorsorgli-
che Nichtanwendung in der Praxis geheilt werden.
Daher werden Sie viele unserer Antrage aus dem
Jahre 2012 im Laufe dieser parlamentarischen Be-
ratung wiederfinden.

Aber es gibt auch positive Aspekte. Wir Freien De-
mokraten begriiRen es sehr, dass bei der Vorlage
nicht der Trend anderer Lander wie zum Beispiel
Bayern und Sachsen beschritten wurde, die Novel-
lierung des Polizeirechts mit einer Reihe von ver-
fassungsrechtlich bedenklichen oder offen verfas-
sungswidrigen Ermachtigungen zu spicken.

(Dirk Nockemann AfD: Offen verfassungs-
widrig?)

Denn wir brauchen in Deutschland nicht noch mehr
Beschaftigungsprogramme fir Anwalte und Ge-
richte. Was die Sicherheitsbehérden brauchen,
sind valide verfassungsgemafle gesetzliche
Grundlagen fiir entschlossenes Handeln, keine
stéandig drohenden Prozesse, Risiken und Scha-
densbegrenzungsversuche via Dienstvorschriften.

(Beifall bei der FDP)

Leider kommt aber auch die neue Vorlage hier
nicht vollig ohne Verirrungen aus. Ohne der von
den Mehrheitsfraktionen bereits im Vorfeld zuge-
sagten Expertenanhérung im Innenausschuss vor-
greifen zu wollen, nenne ich exemplarisch einmal
die Ermachtigung zur obligatorischen Produktion
von personenbezogenen Daten in Gefangenen-
sammelstellen. Hier gab es zwar im Kontext G20
die bekannt grotesken Zustande infolge von admi-
nistrativem Versagen, die Staatsgewalt ist aber in
einem Rechtsstaat verpflichtet, als mildestes Mittel
ihre Defizite abzustellen, anstatt ihr eigenes admi-
nistratives Versagen zu nutzen, um Eingriffe in
Grundrechte zu rechtfertigen.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
LINKEN)

Unbedingt notwendig erscheint uns nach erster
Analyse des Entwurfs aufgrund der zurtickliegen-
den Erfahrungen eine zusétzliche explizite Anord-
nungsbefugnis des Landesbeauftragten fir Daten-
schutz und Informationsfreiheit gegentber der Poli-
zei, da diese offenbar durch den aus anderen
Griinden entfallenden Verweis auf das Landesda-
tenschutzgesetz nunmehr durch eine gesonderte
Regelung im Gesetz Uber die Datenverarbeitung
der Polizei ersetzt wird. Wir stellen uns hier die
Frage, ob das lediglich ein Versehen ist oder ob ei-
ne Absicht dahintersteht.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Ja!)

Diese Angelegenheit leitet dann auch Uber zum
zentralen Defizit dieser Senatsinitiative, von der wir
nach so vielen Jahren wenigstens einen grofieren
Wurf erwartet hatten, denn der vorliegende Entwurf
stellt Folgendes nicht dar: die strukturelle Flankie-
rung in Richtung Haushalt. Der Gesetzentwurf
weist Gerichten und auch dem Landesdaten-
schutzbeauftragten viele zusatzliche Aufgaben zu,
die Finanzierung soll weiterhin zulasten der Justiz-
behdrde erfolgen.

Meine Redezeit ist abgelaufen, insofern lassen Sie
mich zum Schluss sagen, dass wir uns sehr auf die
Ergebnisse der Expertenanhérung und weiteren
Beratung im Innenausschuss freuen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP)
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Sehr gut,
es war nur eine Sekunde. — Herr Schumacher fiir
die SPD-Fraktion erhalt als Nachster das Wort.

Soéren Schumacher SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Vorgaben der EU-Daten-
schutzrichtlinie und das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zum sogenannten BKA-Gesetz ha-
ben es erforderlich gemacht, die Polizeigesetze in
den Landern zu novellieren. Bei kaum einem ande-
ren Gesetzesvorhaben liegt das Spannungsver-
haltnis zwischen Sicherheit und Freiheit so offen
zutage wie bei einem Polizeigesetz. Diese Abwa-
gung ist niemals einfach, und eine Patentldsung
kann es nicht geben. Umso wichtiger ist es, bei der
Novellierung des Polizeigesetzes Orientierungs-
punkte zu haben. Fir uns Sozialdemokraten heil3t
das: Einerseits wollen wir ein Polizeigesetz, das
den aktuellen Vorgaben hdéchstrichterlicher Recht-
sprechung entspricht, andererseits wollen wir ein
zeitgemaRes Polizeigesetz, das die polizeilichen
Befugnisse maldvoll an die tatsachlichen Bedarfe in
der Praxis anpasst.

(Dirk Nockemann AfD: Mafvoll?)

Uns Sozialdemokraten ging es bei den Gespra-
chen mit unserem Koalitionspartner darum, die No-
vellierung genau in diesem Sinne zu gestalten, und
das ist uns in vertrauensvollen und gut geflihrten
Beratungen auch gelungen. Diese spiegeln sich
jetzt in diesem Gesetzentwurf wider. Verfassungs-
rechtlich bedenkliche VerstoRe wie etwa die Aus-
weitung des Gefahrenbegriffs nach bayerischem
Vorbild oder die Zulassigkeit praventiver Online-
durchsuchungen von Computern wird man daher
in der hamburgischen Vorlage nicht finden.

Was dagegen zu finden ist — als ein Beispiel, und
dies ist meiner Uberzeugung nach eine wichtige
Anderung in der Novelle —, ist die Zulassigkeit,
elektronische Fuf¥fesseln nicht mehr nur zur Auf-
enthaltsiiberwachung verurteilter Straftater in der
Fuhrungsaufsicht einzusetzen, sondern auch pra-
ventiv bei Tatern in Fallen von Beziehungsgewalt
und bei terroristischen Gefahrdern. Dies selbstver-
standlich ausschlieBlich aufgrund richterlicher An-
ordnung. Die elektronische Ful¥fessel bei Tatern in
Fallen von Beziehungsgewalt ist aus meiner Sicht
ein wichtiges Mittel, mit dem beispielsweise Kon-
takt- und Naherungsverbote gegeniber Gewaltta-
tern wirkungsvoll erganzt und konsequenter durch-
gesetzt werden koénnen. Es kann nicht angehen,
dass Frauen — zumeist sind es Frauen, die in die-
sen Fallen die Opfer sind — sich und gegebenen-
falls auch ihre Kinder vor Gewalttatern verstecken,
eventuell gar in eine andere Stadt ziehen oder ihr
soziales Umfeld verlassen mussen, wahrend die
Tater sich ungehindert in ihrer Nahe bewegen kon-
nen.

Wir sind also insgesamt auf einem guten Weg mit
dem Polizeigesetz in Hamburg. Allerdings ist, wie

Herr Jarchow schon angemerkt hat, die Arbeit
noch nicht abgeschlossen; wir haben noch einiges
vor uns. Wir werden die Novelle hier im Haus und
im Innenausschuss im Rahmen einer Sachverstan-
digenanhdrung weiter diskutieren.

Meine Damen und Herren! Etliche Bundeslander
haben die Notwendigkeit, ihre Polizeigesetze no-
vellieren zu mussen, zum Anlass genommen, in ei-
ne Art Wettbewerb zum scharfsten Polizeigesetz
Deutschlands einzutreten. An diesem Wettbewerb
hat Hamburg nicht teilgenommen und wird Ham-
burg auch kiinftig nicht teilnehmen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Grundsatzlich bin ich deshalb zuversichtlich, dass
wir am Ende des Gesetzgebungsverfahrens ein
Polizeigesetz haben werden, das es den Hambur-
ger Polizistinnen und Polizisten ermdglicht, effektiv
und auf sicherer rechtlicher Grundlage fur unser al-
ler Sicherheit zu arbeiten, und das das Leben fir
alle in unserer schénen Stadt sicherer machen
wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Antje Mdller
GRUNE)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Danke,
Herr Schumacher. — Als Nachstes erhalt das Wort
Joachim Lenders fiir die CDU-Fraktion.

Joachim Lenders CDU: Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Kollege Schumacher, was Sie gerade beschrieben
haben mit dem Spannungsfeld, das sehen wir in
der CDU-Fraktion ehrlich gesagt nicht so, denn wir
mochten — und ich denke, das mdchten Sie doch
eigentlich auch —, dass sich alle Menschen in die-
ser Stadt frei und sicher flhlen, und Freiheit und
Sicherheit schlief3en sich ja nicht aus, sondern sie
bedingen einander geradezu. Sicherheit ist Vo-
raussetzung fur Freiheit, fir ein friedliches Zusam-
menleben und das Vertrauen in unseren Rechts-
staat. Dazu gehdrt vor allem der Schutz vor Krimi-
nalitat, vor Terror und vor Gewalt.

Globalisierung und technischer Fortschritt machen
schlicht und ergreifend auch im Bereich der Gefah-
renabwehr und bei Straftaten natirlich nicht halt.
Immer mehr Straftaten werden im oder mithilfe des
Internets begangen, und immer mehr Straftater
agieren international. Wir dirfen es nicht zulassen,
dass Kriminelle, die im Internet unterwegs sind, der
Polizei oft und meistens einen Schritt voraus sind.
Die Polizei muss mit den kriminellen Methoden im
digitalen Raum endlich mithalten kénnen, und
wenn man sich |IP-Telefonie, Messenger-Dienste
oder das jetzt kommende 5G-Netz anschaut, dann
stellen sie die Polizei ebenso wie die drohende
Terrorgefahr vor weitere, noch gréRere Herausfor-
derungen.
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(Soéren Schumacher SPD: Das ist ja auch al-
les geregelt!)

— Wenn das alles geregelt ist, dann mdchte ich
daran erinnern, Herr Schumacher, dass wir heute
erst den Entwurf eines Gesetzes debattieren und
wir, Kollege Jarchow hat es betont — die FDP war
gegen eine Vorweguberweisung, wir nicht —, im In-
nenausschuss sicherlich noch strittig diskutieren
und insbesondere die zugesagte Expertenanhé-
rung haben werden, aus der sich dann an der
einen oder anderen Stelle Diskussions- oder Streit-
punkte erst ergeben werden.

Bislang orientieren sich jedenfalls die gesetzlichen
Befugnisse aus unserer Sicht noch zu sehr an der
analogen Welt. Wir wissen auch, dass bundesweit
im Bereich der Strafgesetzgebung - StGB und
StPO — noch deutlich mehr gemacht werden muss,
aber gerade im Bereich der Gefahrenabwehr ist es
dringend notwendig, dass auf Landesebene das
PolDVG ebenso wie das SOG einer entsprechen-
den Novellierung zu unterziehen ist. Dies ist neben
den Bedarfen in der Praxis auch wichtig, um den
europarechtlichen und bundesverfassungsrechtli-
chen Vorschriften und Vorgaben gerecht zu wer-
den. Hamburgs Polizei muss in die Lage versetzt
werden, unsere Freiheit und unsere Sicherheit tat-
sachlich schitzen zu kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Der Gesetzentwurf, Herr Senator, sieht einige Re-
gelungen vor, auf die Hamburgs Polizei, mit Ver-
laub, schon lange gewartet hat. So ist es sinnvoll,
dass Gewalttater und Terrorverdachtige kinftig mit
einer elektronischen FulRfessel Uberwacht werden
kénnen. Ebenso ist es sinnvoll, die Fristen fir per-
sonenbezogene Daten zu vereinheitlichen. Und
natlrlich ist auch die Anerkennung von gerichtli-
chen Entscheidungen anderer Bundeslander zur
Durchfiihrung praventiv-polizeilicher Malinahmen
richtig und vor allem notwendig.

Aber dem Entwurf, und da gehen wir nicht mit Ih-
nen konform und auch nicht mit den Kollegen der
FDP, fehlt es an weiteren wichtigen Befugnissen,
das wird sicherlich auch die strittige Diskussion bei
der Expertenanhérung noch verdeutlichen. Ich
nenne als Beispiel die Onlinedurchsuchung und in
diesem Zusammenhang natirlich auch die Quel-
len-TKU und eine Ausweitung des Praventivge-
wahrsams. Und ich darf Ihnen an dieser Stelle ge-
rade zum Thema Onlinedurchsuchung sagen: Ob
es Niedersachsen ist — Sie greifen naturlich immer
gern Bayern heraus —, Rheinland-Pfalz oder aber
auch Hessen, wo die GRUNEN mit regieren, iiber-
all dort ist die Onlinedurchsuchung im Gesetz mit
der Quellen-TKU entsprechend verankert.

Lassen Sie mich zum Schluss noch eines sagen,
wenn Sie, Kollege Schumacher, darauf hinweisen,
Sie als SPD wollten auf keinen Fall in den Wettbe-
werb eintreten, das harteste Polizeigesetz

Deutschlands zu verabschieden. Das wollen wir im
Ubrigen auch nicht; wir als CDU brauchen keinen
Wettbewerb um das harteste und scharfste Polizei-
recht. Aber was wir brauchen, meine Damen und
Herren, und das deutlich an die Regierungsfraktio-
nen: Wir missen ein Instrumentarium flr unsere
Polizei schaffen, damit sie auf Augenhdhe gegen
Kriminelle agieren kann und letztendlich an dieser
Stelle gewinnt und nicht verliert. Das ist unser An-
satz.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Lenders. — Als Nachste erhalt das Wort
Antje Moller fir die GRUNE Fraktion.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Lenders zuerst. Es ist ja so:
Wenn die Automobilindustrie zum Diesel-Skandal
redet, dann denkt man immer: Vielleicht sollte man
nicht nur als Lobbyist oder Lobbyistin denken. Viel-
leicht sollte man die parlamentarische Aufgabe, die
wir haben, auch noch einmal ein bisschen anders
angehen.

(Beifall bei Ulrike Sparr GRUNE und bei der
der LINKEN)

Deswegen hatte ich mich gefreut, wenn Herr Gladi-
ator geredet hatte, ehrlich gesagt. Aber das ist die
Entscheidung der Fraktion.

(Zuruf)
—Ja, zum Glick.

Herr Jarchow, Sie haben recht damit, dass es vor
dreieinhalb Jahren das entscheidende Urteil auf
der Bundesebene gab, und Sie haben recht damit,
dass es lange gedauert hat, bis der Senat die No-
vellierungsentwirfe dieser beiden Gesetze vorle-
gen konnte. Ich glaube aber, dass man jetzt schon
sagen kann: Die Zeit hat es eben gebraucht. Sie
war notig, und das Ergebnis ist eins, Uber das wir
gut in die Diskussion geraten kdnnen zwischen
den Fraktionen, von dem wir als Koalition in die-
sem Bundesland aber sagen kénnen — Herr Schu-
macher sprach es schon an —, dass es ein Gesetz
ist, das fUr diese Koalition tragbar ist. Es wahrt
namlich die VerhaltnismaRigkeit bei notwendigen
praventiven Eingriffen in die Freiheit der Burgerin-
nen und Birger. Und das ist das Hauptziel. Denn
alles andere, was Herr Lenders zum Beispiel zitiert
hat ... Teilweise war das das ja fast schon das,
was Herr MaalRen gern sagt, andererseits habe ich
auch Uberschriften erkannt von verschiedenen Po-
lizeigewerkschaften. Es geht aber nicht darum,
moglichst schlagwortartig darGber zu reden, was
die Polizei braucht, sondern wir brauchen eine ge-
setzliche Grundlage, die tatsachlich gerichtsfest ist
und die das, was madglich ist, und das, was nétig
ist, gut gegeneinander abwagt.
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(Antje Moller)

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es muss eine solide Arbeitsgrundlage fir uns alle
sein, fur die Polizistinnen und Polizisten, flr den
Senator, flr uns als Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier, und es muss den Herausforderungen
in Bezug auf die offentliche Sicherheit in dieser
Stadt, die uns alle begegnen, etwas Solides ge-
genilberstellen.

Naturlich gibt es Punkte, die zu kritisieren sind;
dem einen fehlt etwas, dem anderen ist etwas zu
viel. Ich glaube, dass wir die Themen — elektroni-
sche Fulifessel zum Beispiel — sehr unterschied-
lich ansehen und diskutieren werden. Das Thema
"Die wirken bei Terror" ist, glaube ich, durch. Wir
haben hier den Opferschutz bei Beziehungstaten
im Fokus. Es geht darum, den Schutz von Frauen
— in der Regel sind es Frauen — zu starken, wenn
die Wegweisung nicht mehr reicht; aus unserer
Sicht ein wichtiges Element, Herr Schumacher hat
es schon gesagt.

Thema zusatzliche Datensammlung, so hat es,
glaube ich, Herr Jarchow genannt in Bezug auf die
Lichtbilder bei der Gefangenensammelstelle. Ja,
das muss man diskutieren. Was aber vielleicht
nicht unwichtig ist: dass diese Bilder tatsachlich
wieder geldscht werden, sobald die betroffenen
Personen die Gesa verlassen.

Ebenso aus unserer Sicht ein schwieriges, aber
wichtiges Thema: Die Mdglichkeit, durch automati-
sierte Datenanalyse das sogenannte Predictive
Policing in Gang zu setzen. Dazu werden wir hof-
fentlich eine interessante Expertinnen- und Exper-
tenanhdérung haben. Es bedeutet aber tatsachlich
nicht, dass wir hier eine neue Norm schaffen zur
Erhebung von neuen personenbezogenen Daten.
Es gibt weitere Punkte, unter anderem die Befug-
nisse des Hamburger Datenschutzbeauftragten.
Auch das werden wir sicherlich ausfihrlich disku-
tieren.

Wichtig ist, dass dieses Gesetz nicht die beliebten
Fill- und Schlagworter enthalt, mit denen die kon-
servative politische Seite dieser Republik sehr viel
Werbung macht,

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

also das Stichwort Gefahrder, das Stichwort Pra-
ventivhaft. Das brauchen wir in Hamburg zur Si-
cherstellung der o&ffentlichen Sicherheit tatsachlich
nicht.

(Beifall bei den GRUNEN)

Ansonsten: Wir treffen uns noch mehrfach in der
Diskussion um die Details, kommen dann hoffent-
lich weg von den politischen Schlagworten und ge-
hen tatsachlich in die fachlich-sachliche Diskussion
im Ausschuss. Wir werden uns dafir die notwendi-
ge Zeit nehmen, und dann treffen wir uns danach

vielleicht hier erneut im Plenum und gucken ein-
mal, ob wir ein anderes Fazit haben

(Glocke)
oder ob wir weitergekommen sind. — Danke.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden:* Das Wort be-
kommt Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

(Zurufe: Nein, Frau Schneider!)

— Ich habe vom Kollegen eben einen Zettel Uber-
nommen, bei dem Frau Schneider schon mit einem
Haken versehen ist; Entschuldigung. Das Wort be-
kommt Frau Schneider.

Christiane Schneider DIE LINKE: Vielen Dank. —
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Vor-
weg das Positive. Der Gesetzentwurf enthalt Rege-
lungen, die die Polizei starker binden und die
Grundrechte starken, zum Beispiel die Einfihrung
des Richtervorbehalts bei der Observation, die
Konkretisierung des Datenschutzes, die Erweite-
rung der Berichtspflichten an die Legislative und
damit eine Starkung ihrer ja sehr bescheidenen
Kontrolimdglichkeiten. Aber diese eindeutigen Ver-
besserungen gehen eben nicht auf die Initiative
des Senats zuriick, sondern sind unmittelbare Fol-
ge aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
zum BKA-Gesetz von 2016 sowie der Ubertragung
der EU-Datenschutzrichtlinie. Mit der Umsetzung
des BKA-Urteils haben Sie sich allerdings Zeit ge-
lassen. Sie haben, Herr Senator, in der Innenaus-
schusssitzung im Juni 2016, als wir den Richter-
vorbehalt fir verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler
beschlossen haben, angekiindigt, dass die Umset-
zung der Ubrigen Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts in Arbeit sei und wahrscheinlich in
Herbst 2016 beraten werden sollte — also vor
knapp drei Jahren. Das ist kein Ruhmesblatt fur die
Behorde.

Das Lob, mit dem sich jetzt die SPD selbst lber-
schuttet, ist aber auch aus anderen Griinden unan-
gebracht. Richtig ist, Sie haben in dem Gesetzent-
wurf auf den mehr als problematischen Begriff der
drohenden Gefahr verzichtet; das begriflen wir,
ebenso den Verzicht auf den Staatstrojaner. Aber:
Hamburg hatte seit 2005 und bis zur Verabschie-
dung des bayerischen Polizeiaufgabengesetzes,
Herr Lenders, das scharfste Polizeigesetz aller
Bundeslander, und Sie haben sich dessen immer
gerihmt.

(Joachim Lenders CDU: Ich?)
— Die CDU.

Manches, was andere Lander zuletzt in ihren Poli-
zeigesetzen einfugten, hat die Polizei hier schon
seit Jahren im Besteckkasten. Seit 2005 verfiigt sie
Uber den Taser, den NRW, Niedersachsen und
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Bayern jlingst erst eingefiihrt haben. Bodycams
wurden hier 2015 eingeflhrt, in sieben anderen
Bundesléandern erst 2018. Die Quellen-TKU, von
NRW, Bayern und Baden-Wirttemberg neu einge-
fuhrt, gibt es in Hamburg langst. Seit 2012 namlich
kann die Polizei — dank der SPD — Handys und
Computer infizieren und verschlisselte E-Mails
und Chats ausleiten. In Hamburg ist seit 2005 Pra-
ventivhaft méglich, erst waren es 14 Tage, seit
2012 sind es zehn Tage. Damit liegt Hamburg aber
heute immer noch im Landervergleich im oberen
Bereich.

Zusammengefasst: Alle problematischen Maf3nah-
men, zum Beispiel Praventivhaft oder das Instru-
ment der gefahrlichen Orte, wurden beibehalten.
Bis auf die Regelungen, die durch das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts beziehungsweise die
EU-Datenschutzrichtlinie notwendig wurden, be-
deuten alle neuen Regelungen eine Verschlechte-
rung, schranken alle neuen Regelungen die
Grund- und Birgerrechte weiter ein. Die Gesetzes-
vorlage von Rot-Griin ist nicht grundrechtsfreund-
lich, sie ermdglicht vielmehr weitere Eingriffe.

Die ausfihrliche Diskussion der in unseren Augen
problematischen Maflnahmen ist dem Innenaus-
schuss vorbehalten. Zwei der besonders proble-
matischen Neuregelungen will ich aber kurz an-
sprechen. Neu und ein weitreichender Eingriff in
die Personlichkeitsrechte der Betroffenen ist die
permanente Aufenthaltsiberwachung durch Fuf3-
fessel. Angesichts der hohen Eingriffsintensitat
sind die Eingriffsvoraussetzungen sehr niedrig. Da-
bei kann die Ful¥fessel nicht erst bei islamistischen
Gefahrdern, terroristischen Gefahrdern oder ge-
walttdtigen Ehemannern eingesetzt werden, son-
dern, wenn Sie den Gesetzestext lesen, im Prinzip
bereits, wenn die Gefahr einer Koérperverletzung
besteht. Der Nutzen ist gering, denn die Ful}fessel
kann Straftaten nicht verhindern.

Einen weiteren Eingriff will ich besonders hervor-
heben. Bekanntermalien liegt der Datenschutzbe-
auftragte derzeit im Rechtsstreit mit der Innenbe-
horde. Er hat eine rechtsverbindliche Anordnung
zur Léschung der biometrischen Datenbank zum
Gesichtsabgleich im Zuge der G20-Ermittlungen
erlassen. Begriindung: Es gebe firr diesen Eingriff
in die Rechte und Freiheiten einer Vielzahl Betrof-
fener, die unterschieds- und anlasslos biometrisch
erfasst werden, keine Rechtsgrundlage. Die Behor-
de kann dagegen klagen, und sie hat es getan. Bis
zur Entscheidung kann sie die Datenbank weiter
nutzen, so ist das Verfahren. Die Behdrde reagiert
nun auf den Streit damit, dass sie die Anordnungs-
befugnis des Datenschutzbeauftragten aus dem
Gesetz streichen will. Ich finde es mehr als be-
denklich, wenn die Innenbehdrde, deren Handeln
auf dem Gebiet der Datenverarbeitung durch den
Datenschutzbeauftragten kontrolliert wird, nun sei-
ne Kontrollbefugnisse beschneiden will, wenn sie
der kontrollierenden Behdrde sozusagen die Zah-

ne ziehen will. Ich finde es auch bedenklich, dass
die Justizbehorde, aus welchen Griinden auch im-
mer, dem offensichtlich zugestimmt hat und dabei
die mdgliche Verletzung von Europarecht in Kauf
nimmt.

Wir haben also viel Stoff flr die weitere Debatte,
und wir sind dazu bereit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Nun bekommt
das Wort Herr Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Herr Schu-
macher, es macht schon einen gewaltigen Unter-
schied, ob jemand von der Opposition eine Forde-
rung erhebt oder ob das jemand von den Regie-
rungsfraktionen tut. Als der Kollege Gladiator und
ich vor einigen Monaten hier die Einflhrung einer
elektronischen Fulifessel forderten, da hiel} es,
das sei ein vollig untaugliches Mittel — und heute
wird die Einfihrung einer Ful¥fessel als das Mittel
schlechthin gefeiert. Das soll mir jemand erklaren.

Frau Moller, Sie wandten sich vorhin an den Kolle-
gen Lenders mit der Aufforderung, er mége doch
bitte nicht als Lobbyist der Polizei auftreten, son-
dern man musse das schon vor einem anderen
parlamentarischen Hintergrund sehen. Und ich sa-
ge lhnen, wer passgenauere Gesetze fiir die Poli-
zei fordert, vielleicht sogar scharfere Gesetze, der
gibt der Polizei die Malnahmen an die Hand, die
sie braucht, um Sicherheit fur die Bevdlkerung zu
gewahrleisten. Und genau das ist auch, was die
Bevolkerung handeringend sucht: mehr Sicherheit
in diesem Land. Wer also der Polizei bessere Ge-
setze an die Hand gibt, der ist ein Lobbyist der Be-
volkerung und nicht ein Lobbyist der Polizei.

(Beifall bei der AfD)

Die deutsche Bevolkerung beschleicht zunehmend
das Geflhl, in einem unsicheren Land zu leben.

(Zuruf: Nicht die Bevolkerung mit der AfD
verwechseln!)

— Ja, naturlich. Nein, das hat nichts mit der AfD zu
tun.

(Zurufe)

— Ach, dass die Leute glauben, es sei unsicherer in
Deutschland, hat mit der AfD zu tun?

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Uberlegen Sie
mal, was Sie den ganzen Tag erzdhlen! Ich
sag nur Libcke! Was glauben Sie denn, wo
das herkommt? Naturlich hat das damit zu
tun!)

Und warum grabt sich denn dann der Deutsche
Bundestag in einen Graben ein von 2,5 Metern
Tiefe und von 10 Metern Breite? Das hat doch
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nichts mit der AfD zu tun. Oder meinen Sie, wir
angstigen jetzt auch die Abgeordneten so sehr,
dass die sich da eingraben? Warum mussen denn
die Weihnachtsmarkte zunehmend mit Betonpol-
lern eingepollert werden? Weil es sicherer gewor-
den ist? Warum missen denn jetzt die Bahnhdfe
zu Hochsicherheitszonen umgebaut werden? Weil
es die AfD gibt? Was hat denn die AfD damit zu
tun?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Deutschland,
und das halte ich jetzt einmal fest, beschleicht die
Bevdlkerung zunehmend — warum wird es denn
immer laut, wenn ich rede? —

(Jens-Peter Schwieger SPD: Schauen Sie in
den Spiegel, dann wissen Sie, warum!)

ein Gefuhl der Unsicherheit, das ist einfach Fakt.
Und weil das so ist, hat es in einer Reihe von Bun-
deslandern — Bayern, Baden-Wirttemberg, Bran-
denburg, Sachsen, Nordrhein-Westfalen — scharfe-
re Polizeigesetze gegeben. Und wenn wir in Ham-
burg folgen wollen, dann heif3t es, wir sind Lobby-
isten der Polizei. Es ist eigentlich eine unglaubliche
Verachtung der eigenen Bevolkerung.

(Beifall bei der AfD)

Lange hat es gedauert, aber nun ist es endlich in
Hamburg auch so weit: Ein erster Entwurf liegt vor,
auch wenn die Abgeordneten diesen ersten Ent-
wurf nicht vor der Presse bekommen haben, son-
dern die Presse wurde zunachst informiert Gber ein
neues Gesetzesvorhaben. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, das ist eine totale Missach-
tung des Parlaments. Aber diese Missachtung des
Parlaments hat ja System. So auch bei der Kenn-
zeichnungspflicht fir Polizeibeamte. Da hatten wir
noch eine Sachverstandigenanhérung, und mitten-
drin wurde plétzlich klar: Der Senat hat seine Ent-
scheidung schon gefallt. Das war nicht nur eine
Missachtung der Abgeordneten, das war auch eine
Missachtung der geladenen Sachverstandigen.

Dieser Gesetzentwurf ist nicht der grofe Wurf. Es
ist gerade schon angeklungen: Es gibt eben keine
Onlinedurchsuchung in diesem Entwurf. Es gibt
keine langer andauernde Praventivhaft fur Geféahr-
der. Und was es auch nicht gibt, ist die Ausweitung
auf den Begriff einer drohenden Gefahr. Nach
Nine-Eleven, aber auch nach dem Anschlag auf
den Berliner Weihnachtsmarkt diinkte es den einen
oder anderen, dass man schon im Vorfeld solcher
Aktionen handeln und der Polizei das entsprechen-
de Instrumentarium in die Hand geben muss.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Daran
lag's doch gar nicht!)

Das ist mittlerweile in Hamburg immer noch nicht
der Fall. Nein, dann verbietet man lieber das Als-
tervergniigen, weil die Sicherheit nicht gewahrleis-
tet ist, dann pollert man den Weihnachtsmarkt ein.

Das ist die Reaktion des Senats, aber eben nicht
die Gesetze, die man eigentlich braucht.

Ich darf Ihnen sagen, in Bayern durfen die Polizei-
beamten mehr als die Hamburger Polizeibeamten,
sie durfen es vor allem sehr viel friher, und zwar
vermittels des Begriffs der drohenden Gefahr. Klei-
nes Beispiel: Da ist eine Terrorgruppe, das wird
den deutschen Behdrden mitgeteilt von einem aus-
landischen Geheimdienst, die Terrorgruppe ist be-
kannt und auch die Art des Anschlags ist bekannt.
Nun tauchen die plétzlich unter. Wenn wir nur den
Begriff der konkreten Gefahr haben, hat die Polizei
keine Handhabe, mit entsprechenden Mitteln nach
dieser Gruppierung zu forschen; die kdbnnen weiter
im Untergrund ihren Terrorakt vorbereiten. Die
Bayern dirfen einschreiten, weil sie namlich den
Begriff der drohenden Gefahr — eine Gefahr, die
sich abzeichnet — ins Gesetz aufgenommen ha-
ben. Und so etwas vermissen wir. Wir vermissen
es, weil es das Gefiihl der Bevdlkerung nach Si-
cherheit

(Glocke)
eben missachtet. — Danke.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter m/w/
d! Wer den Schutz gegen indigene und exogene
Gewalttater aus den eigenen Armen in die Hande
des Staates gibt, der wiinscht sich drei Dinge: Ers-
tens, dass dieser auch ausreichend scharfe Waf-
fen fir diesen Schutz besitzt. Zweitens, dass er
sich nicht scheut, die Waffen gegen die Gewaltta-
ter einzusetzen, auch wenn diese sich bedrohlich
auffiihren und wissen, wo das Haus des Polizisten
wohnt. Drittens, dass er die Waffen nicht gegen
friedliche Menschen einsetzt.

(Zurufe)

— Ja, genau. Die Redensart kennen Sie nicht?
Nein?

Gut. — Da stellt sich die Frage: Quis custodiet ipsos
custodes? Also wer lberwacht die Wachter selbst?
Bevor diese Frage so formuliert wurde, hat eine
einfache Antwort der Faschist Plato gegeben: Kei-
ner, legt er seinem Bruder Glaukon in den Mund.
Die Wachter zu bewachen ware absurd. Ganz so
weit geht das hochgelobte bayerische Polizeige-
setz nicht. Dem einfachen Polizisten sagt man
nach, AfD-nah zu sein; verstandlich, dass Links-
Grin befirchtet, es stiinde ein effektiver Kampf
gegen Linksextremismus bevor. Der leitende Poli-
zeibeamte dagegen ist von der Politik abhangig.
Hier besteht die Gefahr, dass die Regeln im Sinne
der jeweils amtierenden Regierung ausgelegt wer-
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den und damit die Polizei fir politische Zwecke ge-
nutzt wird, und zwar nicht nur gegen Extremisten,
sondern gegen alle Rechten missbraucht, auch ge-
gen die Opposition. Wie es die jetzige Bundesre-
gierung am Beispiel des ehemaligen Prasidenten
des Verfassungsschutzes vorgemacht hat, besteht
hier die Gefahr, dass jemand, der nicht der Regie-
rung Beifall klatscht, entfernt wird und damit der
Verfassungsschutz bedroht ist, genauso wie die
Polizeifiihrung. — Vielen Dank fir die Aufmerksam-
keit.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Wenn keine
weiteren Wortmeldungen vorliegen, kdnnen wir zur
Abstimmung kommen.

Wer mdchte nun die Drucksache 21/17906 an den
Innenausschuss Uberweisen? Den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist die Uberweisung angenommen.

Und wir kommen zum Punkt 95, Antrag der AfD-
Fraktion: 30 Jahre Mauerfall — Gemeinsamer Fest-
akt von Birgerschaft und Senat im Hamburger
Rathaus.

[Antrag der AfD-Fraktion:

30 Jahre Mauerfall - Gemeinsamer Festakt von
Birgerschaft und Senat im Hamburger Rathaus
— Drs 21/17813 -]

Ich méchte hierzu vorab anmerken, dass dieser
Tagesordnungspunkt von der AfD-Fraktion als
Kurzdebatte angemeldet worden ist, sodass jeder
Rednerin und jedem Redner pro Debattenbeitrag
jeweils zwei Minuten Redezeit zur Verfigung ste-
hen.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Es bekommt
Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Der 9. November
1989 ist ein heller Tag unserer Geschichte, an den
sich Millionen Deutsche — und nicht nur Deut-
sche — mit Freude und Stolz erinnern. Der Tag
markiert das Ende der jahrzehntelangen Teilung
Deutschlands und des DDR-Regimes. Dem Tag
voraus gingen Jahre des Widerstands. Mutige Biir-
gerrechtler schritten voran, die ihre Freiheit, Ge-
sundheit und berufliche Existenz auf Spiel setzten.
Dann weitete sich der Protest aus, bis am Ende zu
den Montagsdemonstrationen tatsachlich Hundert-
tausende auf die Stral’e gingen — trotz der un-
missverstandlichen Ansage des Staats: Geht da
nicht hin. Sie bewiesen Rickgrat, fir Meinungsfrei-
heit, freie Wahlen und Demokratie einzustehen;
das ist eine Tradition, auf die wir alle stolz sein
kdénnen.

(Beifall bei der AfD)

Mit dem 9. November 1989 errangen nicht nur Mil-
lionen DDR-Burger ihre Freiheit wieder, auch und
gerade Hamburg profitierte von der Uberwindung
der Teilung: Tausende DDR-Burger siedelten in
die Hansestadt Gber, Hamburg gewann sein Hin-
terland zuriick und profitierte in ganz besonderem
Male von der Wiedervereinigung.

In der deutschen Nachkriegsgeschichte gibt es kei-
nen zweiten Tag, der mit so viel Glick und Hoff-
nung auf eine bessere Zukunft in Freiheit, Frieden
und Wohlstand in einem geeinten Deutschland ver-
bunden war wie der 9. November 1989. Dies
— Birgerprotest und der gliickliche Ausgang — soll-
te Hamburg angemessen wirdigen. In diesem Sin-
ne: Lassen Sie uns heute als Birgerschaft frakti-
onsubergreifend einem wirdigen Festakt anlass-
lich des

(Glocke)

30. Jahrestags der friedlichen Revolution zu-
stimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Steinbild von der SPD-Fraktion.

Olaf SteinbiB SPD:* Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, sehr geehrte Damen und Herren! Das ist mal
wieder ziemlich billig, dass die AfD sich dieses
Thema jetzt hier auch zu eigen machen mdchte.
Ich selbst freue mich natirlich sehr, wenn ich an
die Ereignisse vor 30 Jahren zurlckdenke, die
schliellich wieder zur deutschen Einheit fihrten.
Ich selbst komme aus einer Familie ... Meine ElI-
tern sind beide in den Sechzigerjahren aus der
ehemaligen DDR hierhergekommen, waren also
quasi auch Flichtlinge — nicht so, wie Sie von der
AfD es heute verstehen, aber auch diese Fliichtlin-
ge traf damals schon ziemlich viel Unmut in der
Bevolkerung; ich kdnnte ein paar personliche Anek-
doten erzahlen von meinen Eltern, ich lasse es
sein. Dieses schmutzige Gedankengut aber wird
heute von lhnen weiter beférdert, und es ist des-
halb eine Unverschamtheit, dass Sie die Errungen-
schaften und Losungen, die damals im
Herbst 1989 entstanden sind, flir sich vereinnah-
men mochten.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und bei
Dennis Thering CDU)

Sie haben nichts mit den Menschen gemeinsam,
die damals friedlich die Mauern eingerissen und
dafir gesorgt haben, dass es wieder zur Einheit
gekommen ist. Schamen Sie sich, dass Sie dieses
Ereignis fir lhre politische Agitation missbrauchen
wollen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und bei Mi-
chael Kruse FDP)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Thering von der CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Der 9. Novem-
ber 1989 ist ein Tag, der uns allen in Erinnerung
bleibt. Es ist ein Tag der Freude, es ist ein Tag des
Gliicks. Auch wenn ich selbst damals erst fiinf Jah-
re alt war und mich natirlich persdnlich nicht mehr
daran erinnern kann, bewegen mich die Bilder heu-
te aus Dokumentationen zu dem genannten Datum
immer noch zutiefst: Die strahlenden Gesichter der
Tausenden Menschen, die sich in die Arme fielen,
die Freudentranen, die flossen.

Der Fall der Berliner Mauer kam in dem Moment
zwar plotzlich, aber nicht vollig unerwartet. Tau-
sende DDR-Birgerinnen und -Birger gingen zu
den damaligen Montagsdemonstrationen friedlich
auf die Stral3e, kdmpften fir Freiheit und gegen die
Unterdrickung des SED-Regimes. Am Abend des
9. November 1989 war es dann endlich so weit, die
Menschen haben ihre Freiheit zurlickbekommen.
Viele Hamburgerinnen und Hamburger haben ihre
Wurzeln im Osten, und wir sind glicklich dartber,
dass wir mit diesen Menschen heutzutage vdllig
selbstverstandlich hier bei uns in dieser tollen
Stadt leben diirfen.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD und der FDP)

Der Mauerfall zeigt uns deutlich, dass wir Dinge
zum Guten wenden kdnnen und die Kraft zum Ge-
stalten haben. Das ist auch aktuell noch immer ein
Signal in weite Teile der Welt, wo viele Menschen
in verschiedenen Regionen kdmpfen missen um
Freiheitsrechte und Menschenrechte, die dort lei-
der immer noch mit FiRen getreten werden. Und
deshalb ist es von zentraler Bedeutung, dass wir
dieses tolle Jubildum des Mauerfalls wirdigen und
gebihrend feiern. Dafiir gibt es in Berlin in den
kommenden Monaten zahlreiche Veranstaltungen,
von Gedenkveranstaltungen lber Konzerte, Aus-
stellungen, Kinofilm, geflihrte Busflihrungen, aber
auch Bootsfuhrungen und Fahrradtouren. Berlin ist
immer eine Reise wert, das wissen wir als Politiker,
und Berlin ist vor allem auch der Ort des Gesche-
hens. Aus diesem Grund halten wir den Antrag der
AfD fir absolut Gberflissig. Es ist richtig und wich-
tig, dass wir dieses wichtigen

(Glocke)

und tollen Tags gedenken, aber lhr Antrag ist mal
wieder Uberflissig, und deshalb werden wir ihn ab-
lehnen. — Herzlichen Dank fir |hre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei der
CDU und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt, Sie ahnen es, Herr Gégge von der GRU-
NEN Fraktion fiir zwei Minuten.

René Goégge GRUNE: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Als jemand, der seine ersten
Lebensjahre auf der nicht demokratischen Seite
der deutsch-deutschen Grenze verbracht hat, ist
es mir ein besonderes Anliegen, zu diesem Thema
zu sprechen. Umso mehr argert mich, dass hier
wieder einmal ein Antrag vorliegt aus der Kategorie
"Hort sich gut an, ist aber Murks". Was spricht also
gegen die Zustimmung?

Erstens: Wir haben den 14. August, und die AfD
md&chte in wenigen Wochen einen Staatsakt statt-
finden lassen.

Zweitens: Auch die Herren dort rechts aullen ha-
ben sicherlich bemerkt, dass in der Bundeshaupt-
stadt zahlreiche Veranstaltungen und Ausstellun-
gen stattfinden, die sich mit Mauerbau, mit Teilung
unseres Landes, dem Kalten Krieg und der friedli-
chen Revolution von 1989 beschaftigen und die
das 30. Jubildum des Mauerfalls angemessen wiir-
digen. Generell kann es aus meiner Sicht auch
nicht richtig sein, dass die Bundeslénder zentral
verantwortlich sein sollen fiir die groBen Jubilden
bundesweit relevanter Ereignisse.

Drittens: Es ist wahrscheinlich kein Zufall, dass die
AfD dieses geschichtstrachtige Datum 9. Novem-
ber herausheben will, aber eben nur, um eines ein-
zigen Ereignisses dieses Tages zu gedenken.
Kann eine grole Party am Jahrestag der
Reichspogromnacht eigentlich angemessen sein?

(Beifall bei den GRUNEN und bei Nebahat
Gucli fraktionslos)

Schlussendlich kénnen wir der AfD nicht durchge-
hen lassen, ausgerechnet die friedliche Revolution
von 1989, die aus dem Drang nach Menschen-
rechten, nach Mitbestimmung und nach Bewe-
gungsfreiheit entstanden ist, fir sich zu vereinnah-
men.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
bei Ole Thorben Buschhiiter SPD)

Was flir ein Hohn, meine Damen und Herren. Was
fur ein Hohn ist das fur die Aktivistinnen und Akti-
visten der friedlichen Revolution, der demokrati-
schen Wende, ausgerechnet von denen gefeiert zu
werden, die genau fur das Gegenteil stehen. Die-
sen Antrag kann man einfach nur ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Ozdemir von der Fraktion DIE LINKE.
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Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Frau Présidentin,
meine Damen und Herren! Herr Thering, Sie waren
funf Jahre alt, ich war gerade einmal ein Jahr alt.
Es ist nicht einfach, wenn man einen historischen
Moment nicht miterlebt hat, darliber zu sprechen,
aber naturlich hat man Gedanken dazu, weil man
sich mit der Geschichte auseinandergesetzt hat.
Meine Generation, vielleicht auch lhre Generation,
symbolisiert das neue Deutschland: das Deutsch-
land nach der Wiedervereinigung, aber auch das
Deutschland, das so ist, wie es heute ist, namlich
anders, eben auch mit vielen Menschen, die zuge-
wandert sind. Und uns beschéaftigen dann auch die
Fragen: Was ist eigentlich nach der Wiedervereini-
gung passiert? Welche Fragen sind offengeblie-
ben? Welche Perspektiven gab es denn wirklich fiir
die Menschen? Welche Hoffnungen und Wiinsche
wurden erflllt, fir die Menschen im Osten, aber
auch fur die Menschen im Westen? Ist wirklich in
den letzten 30 Jahren eine deutsche Einheit ge-
wachsen oder erleben wir momentan eine Gesell-
schaft, die immer weiter auseinanderdriftet, weil sie
bestimmte Enttauschungen erlebt hat? Das sind
Fragen, die meine Generation beschaftigen, aber
eigentlich vor dem Hintergrund des Erstarkens der
AfD auch die gesamte Bundesrepublik beschafti-
gen sollten.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gugclu fraktionslos)

Meine Vorredner haben es gesagt, es gibt eine
Kommission, die momentan die Feierlichkeiten vor-
bereitet. In Leipzig soll gro3 gefeiert werden im
Herbst, auch in Berlin. Ein weiterer pomposer Fest-
akt in Hamburg natzt wirklich niemandem etwas.
Wir sind der Auffassung, dass das Geld und die
Energie in eine Zukunft und in Perspektiven in
Hamburg investiert werden sollten, die so viele
Menschen in Hamburg brauchen, die eben auch
aus Ostdeutschland zu uns nach Hamburg einge-
wandert sind.

(Beifall bei der LINKEN)

Deshalb lehnen wir diesen rlckwartsgewandten
Antrag ab.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Duwe von der FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Es ist etwas Uberra-
schend, dass eine Partei, die gerade dabei ist, in
Ostdeutschland wieder geistige Mauern aufzurich-
ten und diese Nation zu spalten, einen Antrag stellt
auf Feierlichkeiten, um den Mauerfall zu feiern.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU, den
GRUNEN und der LINKEN)

Ich empfinde es auch als sehr schmerzlich, wenn
eine solche Partei im ostdeutschen Wahlkampf so
tut, als seien die Machtverhaltnisse in der Bundes-
republik Deutschland so wie in der DDR, nach dem
Motto "Die Obrigkeit macht, was sie will, und ihr als
Blrger werdet unterdrickt". Die subkutane Un-
terstellung ist so etwas von subkutan schlimm,
dass man dazu nur sagen kann: Wir lehnen so et-
was total ab.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU, den
GRUNEN und der LINKEN)

Gleichwohl haben wir natirlich ein 30-jahriges Ju-
bildaum und sehr groRen Grund zu feiern, und wir
sollten uns Uberlegen, ob wir das nicht doch auch
in Hamburg feiern sollten. Und zwar nicht nur an-
gesichts dieses Mauerfalls und des Glicks und
des Engagements der Blrgerinnen und Birger in
der DDR, diese Mauer endlich niederzureilen; wir
sollten auch sagen, dass es das endgiiltige Ergeb-
nis war, das viele Menschen uber viele Jahrzehnte
herbeigefuhrt haben, die teilweise in Gefangnissen
Ubernachteten, teilweise Berufsverbote bekamen,
teilweise sogar gestorben sind in diesem un-
menschlichen System. Es haben viele fur dieses
Ziel gearbeitet, nicht nur in der ehemaligen DDR,
sondern im gesamten Sowijetblock; ich denke an
die Polen, die am friihesten aufgestanden sind, die
Tschechen, die Ungarn, die zum ersten Mal den
Zaun durchschnitten haben. Das als Zeichen zu
nehmen und zu sagen, das ist unsere Geschichte,
das ist die Freiheitsgeschichte der Bundesrepublik
Deutschland, das kénnen wir auch in Hamburg fei-
ern

(Glocke)

und dieses Thema sollten wir nicht der AfD Uber-
lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Ge-
gen das Vergessen eine Erinnerungskultur pfle-
gen — wichtig bei Ereignissen, die uns als Freude
oder Ansporn dienen kénnen, hier beim Kampf
deutschen Freiheitswillens gegen deutschen Un-
tertanengeist und deutsche Obrigkeitswillkur. In
Hamburg ware das eine erinnerungspolitische
Wende um 170 Grad. Ein Gedenken, bei dem wir
auf unsere Landsleute stolz sein kénnten — fir Mi-
chel eine Pause vom ermiidenden Hammerschlag,
nach dem die Vergangenheit so schlimm sei, dass
eine Daseinsberechtigung des deutschen Volkes
schlicht nicht zu erkennen sei.

Der AfD-Antrag tragt aber noch eine wichtigere Be-
deutung. Er wird von den gebrauchten Parteien
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abgelehnt. Damit ware sichergestellt, dass die Leg-/
Exekutive nicht eine Veranstaltung aus dem Hute
zaubert, auf der sie sich selbst mit dem Mauerfall
schmiickt. Ein Volk feiern, das fir Redefreiheit auf-
steht, damit ware die Burgerschaft wohl Uberfor-
dert, die Geil} zur Gartnerin gemacht.

Nun das Wort an Barbel Bohley, das Gesicht des
demokratischen Aufbruchs der DDR. Zitat:

"[...] die grindliche Erforschung der Stasi-
Strukturen, der Methoden, mit denen sie ge-
arbeitet haben und immer noch arbeiten, all
das wird in die falschen Hande geraten. Man
wird diese Strukturen genauestens untersu-
chen — um sie dann zu Ubernehmen. Man
wird sie ein wenig adaptieren, damit sie zu
einer freien westlichen Gesellschaft passen.
Man wird die Stdrer auch nicht unbedingt
verhaften. Es gibt feinere Mdglichkeiten, je-
manden unschadlich zu machen. Aber die
geheimen Verbote, das Beobachten, der
Argwohn, die Angst, das Isolieren und Aus-
grenzen, das Brandmarken und Mundtotma-
chen derer, die sich nicht anpassen — das
wird wiederkommen, glaubt mir. Man wird
Einrichtungen schaffen, die viel effektiver ar-
beiten, viel feiner als die Stasi. Auch das
standige Ligen wird wiederkommen, die
Desinformation, der Nebel, in dem alles sei-
ne Kontur verliert."

Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Wolf von der AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Auf ein paar
Dinge mdéchte ich noch einmal eingehen. Bescha-
mend finde ich es, wenn, wie es gerade von den
Rednern der SPD und der GRUNEN erfolgte, ein
Antrag nur deswegen einmal mehr abgelehnt wird,
weil er von der AfD kommt, mit vorgeschobenen
Argumenten und Angriffen auf uns. Es geht hier
um etwas anderes, es geht hier um einen sehr po-
sitiven Moment der deutschen Geschichte. Und er
hat gerade mit Hamburg auch etwas Besonderes
zu tun, deswegen ist es beschdmend, einfach nur
zu sagen, das mache ja Berlin, also haltet hier die
FuRe still. Nicht nur haben die Deutschen in der
DDR, gerade im nérdlichen Teil der DDR, Uber vie-
le Jahre und Jahrzehnte immer nach Hamburg ge-
schaut — so wie im Suden 6fter nach Minchen —,
es sind eben auch Tausende hierhergekommen,
und Hamburg hatte vorher unter der Teilung in be-
sonderem Male gelitten durch den Verlust des
Hinterlandes und hat besonders davon profitiert.
Die Kombination dieser positiven Ereignisse macht
es allemal wert, dass wir in Hamburg sagen, des-
sen gedenken wir und dessen gedenken wir ge-
meinsam und fraktionstbergreifend. Das sage ich

hier auch zur Wiedervereinigung als gebdrtiger
Leipziger, der die Wiedervereinigung und die De-
monstrationen besonders intensiv und vielleicht
anders erlebt hat als jemand, der diesen Hinter-
grund nicht hat. Ich bin auch nicht der Einzige in
unserer Fraktion in unserem Haus, dem das so
geht. Wir sind ein Volk, wir sind das Volk! Blrger-
sinn und Mut, das ist eine Tradition, die es allemal
wert ist, dass wir uns positiv zu ihr bekennen und
das auch demonstrieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr, dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion aus der Druck-
sache 21/17813 seine Zustimmung geben mdchte,
den bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
mit Mehrheit abgelehnt.

Bevor wir zum Punkt 92 unserer Tagesordnung
kommen, bin ich lhnen noch ein paar Wahlergeb-
nisse schuldig.

Bei der Wahl eines Mitglieds zu dem Beirat fur poli-
tische Bildung sind 99 Stimmzettel abgegeben
worden. Davon war kein Stimmzettel ungdltig, so-
mit gab es 99 gultige Stimmen. Herr Dr. Alexander
Wolf erhielt 15 Ja-Stimmen, 80 Nein-Stimmen und
vier Enthaltungen. Damit ist Herr Dr. Wolf nicht ge-
wahlt worden. Dann werden wir diese Wahl in un-
serer nachsten Sitzung erneut auf die Tagesord-
nung setzen.

Bei der Wahl eines vertretenden Mitglieds der
Kommission fur Stadtentwicklung sind 101 Stimm-
zettel abgegeben worden. Davon war ein Stimm-
zettel ungliltig, somit gab es 100 gultige Stimmen.
Herr Peter Lorkowski erhielt 29 Ja-Stimmen,
57 Nein-Stimmen und 14 Enthaltungen. Damit ist
Herr Lorkowski nicht gewahlt worden, und wir wer-
den auch diese Wahl in unserer nachsten Sitzung
auf die Tagesordnung nehmen.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fur Kultur und Medien sind auch 101 Stimm-
zettel abgegeben worden. Davon war auch ein
Stimmzettel ungiltig, somit gab es 100 giiltige
Stimmen. Frau Ingeborg Glas erhielt 24 Ja-
Stimmen, 57 Nein-Stimmen und 19 Enthaltungen.
Damit ist auch Frau Glas nicht gewahlt worden.
Wir werden auch diese Wahl in unserer nachsten
Sitzung auf die Tagesordnung setzen.

Wir kommen zum Punkt 92 unserer heutigen Ta-
gesordnung, dem Antrag der AfD-Fraktion: Um-
satzsteuer fur Fahrscheine im Bahn- und Fernbus-
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verkehr auf 7 Prozent senken — Entblrokratisie-
rung durch Steuerentlastung.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Umsatzsteuer fiir Fahrscheine im Bahn- und
Fernbusverkehr auf 7 Prozent senken — Entbii-
rokratisierung durch Steuerentlastung

— Drs 21/17674 -]

Vonseiten der AfD-Fraktion liegt hierzu ein Antrag
auf Uberweisung federfilhrend an den Haushalts-
ausschuss und mitberatend an den Verkehrsaus-
schuss vor.

Es handelt sich auch hier um eine von der AfD-
Fraktion angemeldete Kurzdebatte mit jeweils zwei
Minuten Redezeit pro Debattenbeitrag.

Wird hierzu das Wort gewtlinscht? — Frau Oelschla-
ger von der AfD-Fraktion bekommt es.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ein
Flugticket ist oft billiger als eine Fahrkarte der
Deutschen Bahn. Das ist 6kologisch nicht sinnvoll,
O6konomisch auch nicht. Ich bin zwar kein Fan von
EinzelmaRnahmen wie zum Beispiel einer Sen-
kung eines Umsatzsteuersatzes, aber hier ist es
einmal zweckdienlich, sogar sehr zweckdienlich.
Dabei ist es auch egal, ob das mal eine Forderung
der GRUNEN oder der CSU gewesen ist. Fir eine
Verglnstigung von den paar Fahrpreisen kénnen
wir uns hier im Haus, so glaube ich, alle erwarmen.

Es gehdren noch zahlreiche weitere Mallnahmen
dazu, die Bahn attraktiver zu machen. Pinktlichkeit
ware eine davon, der Streckenausbau sowohl bei
der Bundesbahn als auch im S-Bahn-Netz eine
weitere. Das wissen wir natlrlich alle. Dennoch
denke ich, dass auch von den Bundeslandern
durchaus Vorschlage und Ideen zum Umwelt-
schutz beim Bund vorstellig werden dirfen, zumal
noch zahlreiche weitere Griinde fur die Verbilligung
der Fahrpreise auf Uber 50 Kilometer Entfernung
sprechen. Im Antrag haben wir beispielsweise auf
die Pendler hingewiesen. Die steuerliche Pendler-
pauschale betragt seit dem Jahr 2004 unverandert
30 Cent pro Kilometer. Die Preise fiir ein Bahnti-
cket hingegen sind seitdem fast jedes Jahr gestie-
gen. Auch der Hamburger Haushalt ware natirlich
durch weniger Einnahmen aus der Umsatzsteuer
betroffen, und sicher ist der Hauptbahnhof auch
jetzt schon Uberlastet. Das sollte uns allerdings
nicht davon abhalten, einen fiir die Umwelt sinnvol-
len Vorschlag auch zu unterstitzen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Pochnicht von der SPD-Fraktion.

Lars Pochnicht SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die selbster-
nannte einzige Autofahrerpartei Hamburgs hat die
steuerliche Entlastung des offentlichen Fernver-
kehrs fur sich entdeckt. Das finde ich zunachst ein-
mal nicht verkehrt. Aber da stellt sich natrlich
schon die Frage, worum es denn eigentlich wirklich
geht. Klimaschutzziele allein kdnnen es nicht sein,
denn lhre Partei und lhre Altvorderen mitunter
leugnen ja diesen Klimawandel,

(Dirk Nockemann AfD: Gucken Sie doch mal
nach Hamburg!)

und insoweit kann das nicht das Argument fur lh-
ren Antrag sein. Was ist Ihnen eigentlich wichtiger
an der Stelle? Vollere Autobahnen durch mehr
Fernbusse oder die sinnvolle Verlagerung des Ver-
kehrs auf die Schiene? Ich glaube, Letzteres ist
sinnvoll, und das muss das Ziel sein.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD — Dirk No-
ckemann AfD: Daher unser Antrag!)

Die bundesweit geflihrte Diskussion Uber ermafig-
te Mehrwertsteuersatze von 7 Prozent flr Fahr-
scheine im schienengebundenen Fernverkehr ist
richtig und wichtig, nicht zuletzt eben auch, um mit
dem bisher von einer Kraftstoffsteuer befreiten in-
nerdeutschen Flugverkehr besser konkurrieren zu
kénnen und es attraktiver zu machen, die Schiene
und die Bahn zu nutzen. Genauso wichtig ist es
aber natirlich auch, MaBnahmen zu ergreifen zur
Verbesserung der Zuverlassigkeit, der Attraktivitat
und der Leistungsfahigkeit der Bahn. Hier muss die
Bahn noch besser werden, um das Bahnfahren
noch attraktiver zu machen. All das wird aber dis-
kutiert, und insoweit bedarf es dazu nicht |hres An-
trags, den wir daher ablehnen werden. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Thering von der CDU-Fraktion.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Als CDU kamp-
fen wir daflr, dass die Busse und Bahnen bei uns
in Hamburg, aber auch in ganz Deutschland maxi-
mal attraktiv werden. Neben einem hohen Komfort,
einer guten Punktlichkeit und einer Zuverlassigkeit,
die am Ende des Tages ihren Namen auch ver-
dient, ist natlrlich der Preis ein entscheidender
Punkt bei der Wahl des Verkehrsmittels. Und gera-
de im Fernverkehr sehen wir, dass die Flugzeuge
im innerdeutschen Bereich haufig deutlich glinsti-
ger sind als die Bahnfahrkarten. Sie bieten haufig
einen besseren Komfort, und vor allem bieten sie
den Vorteil, dass sie deutlich schneller sind. Des-
halb ist es richtig und wichtig, dass die CDU-ge-
fuhrte Bundesregierung sich seit vielen Monaten
Gedanken macht, wie wir die Bahn und auch den
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OPNV in den einzelnen Stadten verbessern kon-
nen. Natirlich kbnnen wir nichts oder vorerst nichts
daran andern, dass das Flugzeug schneller ist,
aber wir kdnnen es preislich attraktiver machen.
Die Bahntickets mussen ginstiger werden, und da
hat die CDU-gefuhrte Bundesregierung schon auf-
gezeigt, wie das gehen kann. Unter anderem ist
dort auch genannt worden — das kam von den
GRUNEN, das kam von der CSU —, dass die Mehr-
wertsteuer auf 7 Prozent reduziert wird. Das ist ein
richtiger Schritt, das ist ein wichtiger Schritt, und
deshalb sehen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der AfD, dass das Thema auf Bundesebene
gut angekommen ist und dass wir hier, glaube ich,
jetzt keinen weiteren Verwaltungsakt anstoRRen
missen, um das Thema in Hamburg noch einmal
voranzutreiben. Auf Bundesebene hat es jeder ver-
standen, und ich bin guten Mutes, dass die 7 Pro-
zent Mehrwertsteuer dann auch sehr zeitnah auf
Bahntickets erhoben werden. — Herzlichen Dank
fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Bill von der Fraktion der GRUNEN.

Martin Bill GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Als ich den Antrag gelesen habe,
dachte ich erst einmal: Na, ist das nicht die Partei,
die bundesweit eigentlich den Klimawandel leug-
net? Wir sind mitten in der Klimakrise, und ich
glaube, die AfD-Fraktion tate gut daran, die Ener-
gie, die sie in den Antrag gesteckt hat, in die inter-
ne Debatte zu stecken, dass auch in ihren Reihen
der Klimawandel endlich als vordringliches Pro-
blem unserer Gesellschaft anerkannt wird.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
LINKEN)

Ansonsten, um im Bild zu bleiben, ist das ein Zug,
der schon lange abgefahren ist. Wer da jetzt noch
draufspringen will, springt entweder daneben oder
darf sich nicht wundern, wenn diejenigen, die drin-
sitzen, sich nicht freuen, dass noch jemand aufge-
sprungen ist. Ich glaube, die Debatte auf Bundes-
ebene hat gezeigt, dass es jetzt auch der Schnell-
schisse genug sind. Die Bundesebene ist dabei,
dieses Thema umzusetzen. Es ist in der Kompe-
tenz der Bundesebene, und da ist es auch gut auf-
gehoben. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und bei
Dennis Thering CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion der LIN-
KEN.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Ich wiirde gern ein-
mal die AfD fragen, ob sie eigentlich verstanden

hat, wann wir welche Bundesratsinitiativen bean-
tragen. Das machen wir immer dann, wenn sich
auf Bundesebene nichts tut. In diesem Feld haben
Sie es wahrscheinlich mitbekommen, dass bun-
desweit alle Fraktionen — aul3er lhrer vielleicht, das
weil} ich nicht — gesagt haben, ja, wir wollen die
Umsatzsteuer senken. Und es ist auch so, wie
schon gesagt wurde, der Bundestag entscheidet.

Wir erleben hier gerade ein typisches Muster. Sie
stecken eigentlich gar keine Energien in einen An-
trag rein, sondern Sie Uberlegen, wo die Blrger-
schaft eigentlich nicht Nein sagen kann, ohne das
Gesicht zu verlieren. Und Sie glauben, indem Sie
etwas kopieren, das bei allen Fraktionen auf Bun-
desebene und auch in Hamburg schon seit Mona-
ten diskutiert wird und klar ist, wirden Sie endlich
eine Zustimmung erreichen. Gleichzeitig wissen
Sie aber, wir werden nicht zustimmen, und Sie
kénnen jetzt schon wieder lhre Social-Media-Kam-
pagne anwerfen und sagen

(Dirk Nockemann AfD: Die lauft schon!)

— ja, die lauft schon, Herr Nockemann, genau —,
die sind alle so bdse zu uns, niemals stimmen sie
unseren Antragen zu. Aber Sie setzen sich null da-
mit auseinander, das hat Herr Bill eben schon an-
gesprochen, was wir eigentlich als Verkehrswende
brauchen. Ganz im Gegenteil leugnen Sie die Kii-
maerwarmung: Nein, das habe nicht stattgefun-
den, das sei eine Erfindung von irgendwelchen ko-
mischen Leuten. Sie sollten sich lieber darum kiim-
mern, als uns hier mit Antragen zu belammern, die
niemand haben mdchte. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN und
bei Dr. Mathias Petersen SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dutschke von der FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Liebe AfD, in
der Tat geht der Antrag Uber den Bundesrat hier
wohl ein bisschen am Zeitgeschehen vorbei, denn
die Bundestagsfraktion der GRUNEN hat bereits
letzte Woche einen Gesetzentwurf vorgelegt. Dem
kann lhre AfD-Fraktion im Bundestag ja dann auch
zustimmen.

Wir Freien Demokraten meinen, Bahnfahren muss
in der Tat wieder ein besseres Preis-Leistungs-
Verhaltnis erhalten. Eine Reduzierung der Steuer-
last auf Bahntickets kann kurzfristig ein Teil der L6-
sung sein.

(Beifall bei der FDP und bei Martin Bill GRU-
NE und Dennis Thering CDU)

Naturlich, und das ist der viel wichtigere Punkt, un-
ter der Voraussetzung, dass das an die Kunden
weitergereicht wird.
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Mittel- und langfristig muss eine Ausweitung und
Verbesserung insbesondere des qualitativen An-
gebots der Bahn folgen. Dartiber haben wir ge-
sprochen. Das heil3t, die Bahn muss punktlicher,
schneller und haufiger fahren.

Last, but not least: Die Reduzierung der Mehrwert-
steuer auf Bahntickets reif3t ein Loch von einer hal-
ben Milliarde Euro in die 6ffentlichen Kassen. Hier-
fur missen Bund und Lander eine entsprechende
Gegenfinanzierung finden. Leider macht der An-
trag der AfD-Fraktion dazu keine Vorschlage. Wir
sind allerdings gespannt auf den Finanzierungsvor-
schlag der GRUNEN Fraktion im Bundestag.

(Farid Muller GRUNE: Flugbenzin!)
— Genau.

Hoffentlich kommt namlich nicht wieder so etwas
wie die letzten grinen Steuerreformen. Ich erinne-
re da einmal an die Projekte "Rasen fur die Rente"
oder "Rauchen fiir die Innere Sicherheit". Wir brau-
chen jetzt nicht auch noch "Barbecue fir die
Bahn". — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr.

(Zuruf)

Doch. Dann bekommt Frau Oelschlager das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin! Vielen Dank noch einmal fir die Erteilung
des Wortes.

Ich wollte kurz auf die Busse eingehen. Es ist im-
mer noch sinnvoller, wenn 40 Leute gemeinsam
mit einem Bus fahren, als wenn alle allein auf der
Stralle sind, und wenn man insofern an die Bahn
denkt, dann ist es durchaus auch in Ordnung zu
sagen, so nach dem Motto, man wirde entspre-
chend auch einen Bus vielleicht mit beglnstigen.
Das ist durchaus etwas, wortiber man nachdenken
sollte.

Und dann wollte ich Thnen noch einmal sagen, da
es ja auch einen naturlichen Klimawandel gibt, gibt
es niemanden in meiner Partei, aber wirklich nie-
manden, der den leugnet. — Vielen Dank.

Vizeprasidentin Barbara Duden: Jetzt sehe ich
wirklich keine weiteren Wortmeldungen mehr, dann
kénnen wir zur Abstimmung kommen.

Wer also nun die Drucksache 21/17674 federflih-
rend an den Haushaltsausschuss und mitberatend
an den Verkehrsausschuss Uberweisen mdchte,
der kann das jetzt tun. Wer ist daftir? — Wer ist ge-
gen den Antrag? — Wer enthalt sich? — Damit ist
das Uberweisungsbegehren mit Mehrheit abge-
lehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den Antrag der AfD-Fraktion aus der Drucksache
21/17674.

Wer sich diesem anschlieffen méchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist auch dieser Antrag mit
grofRer Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zu Punkt 30 unserer Tagesordnung,
dem Senatsantrag zum Thema Neustrukturierung
Hafenmanagement und Anderung des Gesetzes
Uber die Hamburg Port Authority sowie Nachbewil-
ligung nach Paragraf 35 Landeshaushaltsordnung
zum Haushaltsplan 2019/2020.

[Senatsantrag:

Neustrukturierung Hafenmanagement und An-
derung des Gesetzes iiber die Hamburg Port
Authority sowie Nachbewilligung nach § 35
Landeshaushaltsordnung - Haushaltsplan
2019/2020

— Drs 21/17908 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, der CDU, der GRUNEN, der LINKEN und der
FDP federfiuhrend an den Haushaltsausschuss
und mitberatend an den Ausschuss fir Wirtschaft,
Innovation und Medien lberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Das ist der
Fall. Herr Dr. Seeler von der SPD-Fraktion be-
kommt es.

Dr. Joachim Seeler SPD: Frau Prasidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Mit der vorliegenden
Drucksache und dem Gesetzentwurf zur Neustruk-
turierung der HPA legt der Senat einen Vorschlag
vor, der letztendlich die weitgehendste Reform der
Hamburger Hafenverwaltung seit Grindung der
HPA im Jahr 2005 ist. Und es ist genau richtig so,
dieses Projekt jetzt anzugehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es gibt eine ganze Reihe von wichtigen Inhalten,
einige will ich hier nennen. Das Erste ist, die HPA
wird intern aufgespaltet in einen Bereich Commer-
cial und einen Bereich Public. Das nimmt die aktu-
elle EU-Rechtsprechung im Bereich Beihilfeverfah-
ren auf. Das heif’t, im Bereich Commercial werden
die Einnahmen aus diesem Geschaftsbereich fur
die Investition in diesem Bereich genutzt, und im
Bereich Public kbnnen wir zukinftig beihilfefrei dort
investieren, und das ist auch notwendig bei den In-
vestitionen, die dort entsprechend noch zu tatigen
sind und zukinftig auch getatigt werden missen.
Das gibt Transparenz und es gibt Rechtssicherheit
fur die kiinftige Entwicklung im Hamburger Hafen.

Ein Punkt zugegebenermalien ist strittig mit der
EU-Kommission; das ist die Zuordnung der Hafen-
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bahn. Da gibt es eine Stellungnahme der EU-Kom-
mission aus dem Jahr 2017, die besagt, die Hafen-
bahn muisste in den Commercial-Bereich eingeord-
net werden. Man muss wissen, bei unseren grof3en
Wettbewerbern Antwerpen und Rotterdam ist die
Hafenbahn jeweils 6ffentlich, also Public, und bei
den Investitionen in die Hafenbahn, die in den
nachsten Jahren und Jahrzehnten anstehen, ist es
sehr begriindet zu sagen, eigentlich miisse auch
die Hafenbahn in Hamburg in den Public-Bereich
eingeordnet werden. Deswegen bin ich sehr froh,
dass der Hamburger Senat erklart, wie Herr West-
hagemann gesagt hat, das muissen wir nachver-
handeln mit der EU-Kommission. Das ist auch so
adressiert in der Drucksache, und ich glaube, da
gibt es einen grof’en Konsens in diesem Haus,
dass das entsprechend umgesetzt wird und wir
den Senat dabei auch unterstiitzen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und finanziell? Auch dort gibt es noch einmal eine
Ubersicht in der Drucksache. Wir miissen uns
Uberlegen, im Moment werden im Jahr rund
350 Millionen Euro aus Haushaltsmitteln inklusive
der Bundesmittel in den Hafen investiert. Das
heilt, in den nachsten zehn Jahren, wenn man
den Ansatz verstetigt, reden wir Uber eine Investiti-
onssumme von 3,5 Milliarden aus Offentlichen
Haushalten in den Hamburger Hafen. Eine gewalti-
ge Summe. Aber das ist uns der Hamburger Hafen
wert, und ich glaube, das ist inklusive der Reform
der HPA ein klares Statement der Politik und die-
ses Hauses fir den Hamburger Hafen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der zweite groRe inhaltliche Punkt ist die Fokussie-
rung der HPA auf das Kerngeschaft. Man darf
nicht vergessen, als 2005 — der eine oder andere
wird es noch erinnern — die HPA gegriindet wurde,
wurde das Amt fur Strom und Hafenbau aus der
Wirtschaftsbehérde ausgegliedert plus Teile des
Wirtschaftsamts plus Teile der Liegenschaft. Es ist
an der Zeit, zu Uberdenken, ob alle diese Aufga-
ben richtig waren, und in der Drucksache ist klar
adressiert, dass die HPA bestimmte Aufgaben zu-
kiinftig nicht mehr wahrnehmen wird, Strandreini-
gung beispielsweise oder der Unterhalt von Stra-
Ren aulerhalb des Hafengebietes. Das wird wie-
derum zurtick in die Bezirke oder in die Stadt dele-
giert. Andererseits gibt es Aufgaben wie Hochwas-
serschutz, wo die HPA kinftig zustandig sein wird.
Und ich glaube, es ist sehr wichtig, dass die HPA
zur Effizienzsteigerung ihrer Arbeit hier noch star-
ker fokussiert wird als in der Vergangenheit. Auch
ein sehr guter Ansatz.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der dritte Punkt, der mir sehr wichtig ist: Mit dieser
Reform der HPA wird auch der Kundenservicegrad
aullerordentlich erhoht. Adressiert ist klar die One-
Stop-Strategie. Das heillt, die Hafenkunden, die

Umschlagbetriebe, die Reedereien, die Makler, al-
le, die im Hafen aktiv sind, haben zukinftig eine
Adresse, um sich zur Umsetzung samtlicher Ge-
nehmigungsverfahren an die offentliche Verwal-
tung zu wenden, namlich die HPA. Dahinter wird
die HPA fur die konkrete Umsetzung nattrlich in
Kontakt sein mit den einzelnen Behdrden in Ham-
burg, aber am Ende soll es eine Telefonnummer
geben fir alle Genehmigungsverfahren, und ich
glaube, das wird noch einmal dazu beitragen, dass
der Servicegrad der HPA gegenuber ihren Kunden
im Hafen deutlich zunimmt. Auch das eine sehr
wichtige Entwicklung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der letzte Punkt, den ich ansprechen mdchte, ist
das Thema Digitalisierung. In der Drucksache ist
auch klar adressiert, dass die Digitalisierung eine
Kernaufgabe der HPA ist. Nun ist es nicht so, dass
die HPA zum Telekommunikationsanbieter werden
soll, aber natirlich ist es so, wenn man im Namen
der Stadt Hamburg die Hafenflachen verwaltet,
vermietet, ausbaut und entsprechend unterhalt,
dass ein Breitbandanschluss fir jedes Grundstiick
das Ziel sein muss, und das gehért naturlich zur
Zielsetzung der HPA.

(Michael Kruse FDP: Das sollte doch langst
fertig sein!)

Na ja, man muss wissen, als die HPA 2005 ge-
grindet wurde, gab es noch nicht einmal das
Smartphone und die Digitalisierung steckte gerade
in den Anfangen. Das hat sich alles geéandert, und
so geht auch in diesem Fall die Reform auf aktuel-
le Entwicklungen ein und adressiert klar, dass
letztendlich die Digitalisierung zukuinftig ein Teil der
DNA der HPA sein wird.

Also insgesamt eine gute Reform. Wir werden das
heute gemeinschaftlich, denke ich, an den Wirt-
schafts- und Haushaltsausschuss tUberweisen und
dort noch einmal Detailfragen klaren,

(Glocke)

aber diese Reform ist ein groRRer Schritt in Rich-
tung einer weiterhin gesteigerten Effizienz unserer
Hafenverwaltung.

(Glocke)
Schonen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Niedmers von der CDU-Fraktion.

Ralf Niedmers CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Aus Sicht der CDU-
Fraktion ist die vorgelegte Drucksache mehr
Schein als Sein und leider in keiner Weise vollstan-
dig. Eine vollumfangliche Reform hatte schon 2017
mit "HPA next" vorgelegt werden mussen, ist es
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aber nicht. Es ist zwar sinnvoll, dass Aufgaben, die
nicht direkt der Hafenwirtschaft zuzuordnen sind,
an andere Behdérden Ubertragen werden. So muss
die Unterhaltung von Strallen — wir haben es gera-
de gehdrt — aullerhalb des Hafengebiets oder aber
die Reinigung der Elbstrédnde nicht durch die ohne-
hin Gberlastete HPA finanziert werden. Anders se-
hen wir als CDU jedoch die Verlagerung von Kom-
petenzen und Personal im Bereich der Verwaltung
und der strategischen Ausrichtung. Dass eine Rei-
he davon nun auf die Wirtschaftsbehérde lbertra-
gen wird, ist mit dufRerster Zurlickhaltung zu be-
trachten. Man muss sich doch wirklich bemuhen,
dies nicht als Zeichen fir eine Autoritatsschwa-
chung der Hafenbehorde anzusehen. Auch bleibt
unklar, wie hiermit die bestehenden Defizite der
HPA mittel- und langfristig behoben werden sollen.

(Beifall bei der CDU)

Der Hamburger Senat und allen voran der neue
Wirtschaftssenator muss sicherstellen, dass die
HPA in ihren hafenwirtschaftlichen Kernkompeten-
zen gestarkt wird, denn ein leistungsfahiger Hafen
braucht eine leistungsfahige Hafenverwaltung.
Auch muss sichergestellt werden, dass mit der
méglichen Ubertragung von Aufgaben an die Be-
hérde fir Umwelt und Energie — das ist hier auch
ein wichtiger Punkt — eher nicht das Gegenteil von
dem erreicht wird, was man mit einer Reform der
HPA grundsatzlich an Steuerungseffizienz errei-
chen moéchte. Da sehen wir groRe Fragezeichen.

Dass diese Sorge berechtigt ist, hat sich bereits in
der jlingeren Vergangenheit — wir haben es hier
ausflihrlich diskutiert — gezeigt, insbesondere bei
den Verschleppungsversuchen durch einen Mitar-
beiter der BUE. Im Hinblick auf die Umsetzung
wichtiger Infrastrukturprojekte wie der Westerwei-
terung gab es grole Schwierigkeiten. Fur solche
Spielchen darf mit dem Reformversuch, der hier in
Drucksachenform vorgelegt ist, kein Raum ge-
schaffen werden.

(Beifall bei der CDU)

Es ist doch offensichtlich, dass dieser schwache
Versuch eines Reféormchens kein einziges der Pro-
bleme im Hamburger Hafen l6sen wird — Proble-
me, die grundlegend sind und fiir die wirtschaftli-
che Zukunft dieser Stadt eine ernsthafte Bedro-
hung darstellen. Allen voran das immer noch feh-
lende Konzept zum kiinftigen Umgang mit dem Ha-
fenschlick. Wenn Hamburg im Wettbewerb mit sei-
nen europaischen Konkurrenten Kurs halten will,
mussen die Elbe und die Hafenbecken auch fir
grolRe Schiffe dauerhaft befahrbar sein. Dartber hi-
naus muss der Senat dafiir sorgen, dass Hamburg
fur Reedereien und, auch sehr wichtig, fur die Spe-
diteure attraktiver wird. Hier hapert es noch an vie-
len Stellen.

(Beifall bei der CDU)

Um nur einige Beispiele schlaglichtartig zu nennen:
Eine burokratische und zeitverzégerte Zollabferti-
gung — die fehlt bis heute. Eine attraktive Nutzung
fur LNG und andere umweltfreundliche Alternati-
ven — bis heute fehlt Hamburg eine LNG-Richtlinie.
Und da macht es einen schon nachdenklich, wenn
Sie in Paragraf 1 Absatz 3 des Neuentwurfs des
Vierten Gesetzes zur Anderung des Gesetzes Uber
die HPA schreiben:

"Die Hamburg Port Authority beachtet dabei
insbesondere die klima- und energiepoliti-
schen Ziele des Senats."

Was soll das? Wenn Sie die wichtigen Kernthemen
nicht l6sen, dann brauchen Sie das auch nicht so
ins Gesetz zu schreiben. Also I6sen Sie erst ein-
mal die Kernthemen.

(Beifall bei der CDU)

Zu kritisieren bleibt auch noch die nach wie vor in
grofRen Teilen mangelhafte landseitige Verkehrsin-
frastruktur im Hafengebiet. Hier vermissen wir
auch Aussagen in der Drucksache. Wir brauchen
also dringend Strategien und sinnvolle Ansatze,
sonst kommen wir da nicht weiter.

Man kann es drehen und wenden, wie man will:
Damit die HPA ihren Pflichten nachkommen und
dariiber hinaus ihren Teil zur Arbeit in dieser neu-
en Lésung beitragen kann, muss sie auskdmmlich
mit Personal, strukturellen Verbesserungen und fi-
nanziellen Mitteln ausgestattet werden. Das hat
der rot-griine Senat in den letzten Jahren aber lei-
der versdumt. Statt konkreter Fakten enthalt die
Drucksache eine Reihe undurchsichtiger Ausfih-
rungen und viele angedachte Schritte, die sich
aber noch in Prifung befinden und keinerlei Er-
kenntnisse liefern. Eine Verschiebung von acht
Stellen von Behdrde A nach Behérde B und eine
Etatverlagerung von 500 000 Euro scheint aus
Sicht der CDU keinesfalls eine Losung zu sein. Wir
freuen uns auf interessante Beratungen in den
Ausschussen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Lorenzen von der Fraktion der GRU-
NEN.

Dominik Lorenzen GRUNE:* Sehr geehrtes Prasi-
dium, liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Wich-
tigste gleich zu Anfang: Wir GRUNEN kampfen fur
einen oOkologischen Qualitatshafen. Das Funda-
ment daflr ist eine moderne Hafenbehérde. Unse-
re HPA ist aus unserer Sicht auf einem guten Weg
dahin. Es war ein weiter Weg vom damaligen Amt
fur Strom- und Hafenbau mit wichtigen Etappenzie-
len. Ich nenne einige davon.

Wir haben eine fantastische Hafenbahn. Wir trans-
portieren 50 Prozent der verschifften Gulter mit
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dem Zug aus dem Hafen; das ist wunderbar. Wir
haben bereits ein 6kologisch gestaffeltes Hafen-
geld, das den Umbau der Schiffsmotoren befér-
dert. Die Planung fur eine Landstromabdeckung al-
ler Container- und Kreuzfahrtterminals ist in vollem
Gange. Unser Hafen hat einen hohen Digitalisie-
rungsgrad, wir sind auf dem Weg zum smartPORT.

Ja, die EU hat uns vor einigen Jahren verordnet,
die Bereiche Public und Commercial zu trennen.
Ja, das wirbelt etablierte Strukturen durcheinander,
kann aber fur Veranderungen im oft verdnderungs-
unwilligen Hafen vielleicht ein Gliicksfall sein, denn
der Hafen braucht Veranderungen im Blick auf die
stagnierenden Containerzahlen, den manchmal
verschwenderischen Flachenverbrauch im Hafen
und, ja, auch auf die manchmal fehlenden Innova-
tionen. Hamburg wird einen neuen Hafenentwick-
lungsplan auflegen missen. Wir missen realisti-
scher und innovativer planen. Daflr ist die Schaf-
fung eines unternehmerisch handelnden kommer-
ziellen Bereichs innerhalb der HPA durchaus hilf-
reich. Es ist richtig und wichtig, die kommerzielle
Infrastruktur wie die Flachen, die Kaimauer und die
Liegewannen im kommerziellen Sektor in eine effi-
ziente und kostendeckende Nutzung zu Uberfih-
ren. Der Commercial-Bereich wird verantwortungs-
voll mit Flachen umgehen, und wir erhoffen uns,
dass der Flachenverbrauch im Hafen dadurch
deutlich abnimmt und die manchmal auch absurd
niedrigen Mietpreise der Vergangenheit angeho-
ren.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir sind sehr gespannt, welchen Effekt das auf zu-
kiinftige Hafenerweiterungen, Hafenerweiterungs-
diskussionen haben wird. Hier werden viele Karten
neu gemischt. Wir sehen das durchaus positiv —
positiv fir die Stadt, aber auch positiv flr die Ent-
wicklung unseres Hafens.

Was uns ebenfalls wichtig ist, ist der Aspekt der di-
rekten Mitsprache der politischen Steuerung. Wir
sehen es positiv, dass der Senat hier wieder enger
angebunden ist. Wir finden es richtig, dass die Se-
natsbehdrde strategische hafenpolitische Kompe-
tenz Ubernimmt und eine ausdricklich politische
Zielsetzung vorgibt. Das kann fiir die Anforderun-
gen in der Zukunft nur gut und richtig sein.

(Beifall bei den GRUNEN)
Ich zitiere aus der Drucksache:

"... die aktive ministerielle Bearbeitung der
Themenkomplexe Umwelt und Hafen, Klima-
schutz und neue Antriebstechnologien sowie
eine starkere Vernetzung der Hafenstadte
untereinander ..."

Das ist Musik in unseren grinen Augen und weist
Okologie und Innovation den Weg.

(Beifall bei den GRUNEN)

Es geht nicht darum, die HPA zu entmachten, wie
es mehrfach kolportiert wurde, sondern darum,
deutlich zu machen, dass sie von der Stadt fur die
Stadt gefiihrt wird und handelt. Das kann im
Grundsatz bedeuten, dass Rucksichtnahme auf
die Stadtbevdlkerung in der Ublichen Ausibung
der HPA-Tatigkeit groRer geschrieben wird. Das
hatte vielleicht in Moorburg oder Finkenwerder bis-
weilen gutgetan. Darauf freuen wir uns. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Jan Quast
SPD - Vizeprasidentin Christiane Schneider
Ubernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Lorenzen. — Herr Hackbusch, Sie ha-
ben nun das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE:* Meine Damen
und Herren! Gut fur die grinen Augen — ich werde
mir noch mal tberlegen, was das ist.

Wir haben heute eine Debatte zu der Fragestel-
lung, was eine der groRen Schwachstellen des
Hamburger Senats ist, namlich seine Hafenpolitik.
Die Frage ist, inwieweit diese Drucksache an die-
sen Schwachstellen irgendetwas verbessern kann.
Was sind die Schwachstellen? Die deutlichste ist
doch Steinwerder Sid, eine Flache, die Sie vor
drei Jahren geraumt haben, wo Sie immer noch
nicht wissen, was Sie damit eigentlich machen wol-
len. Sie haben Arbeitsplatze dort vernichtet. Sie
haben es nicht geschafft, dass dort irgendetwas
Vernunftiges gegenwartig Uberlegt wird. Kuhwer-
der ist seit 20 Jahren ungefahr frei. Viele solcher
Sachen sind gegenwartig grol3e Schwachstellen im
Hamburger Hafen, wie wir wissen. Der Sanie-
rungsstau ist immer noch nicht aufgehoben im Zu-
sammenhang mit den Briicken. Es gibt immer noch
eine Planung, die sich orientiert an den
25 000 TEU im Zusammenhang mit den Stral3en,
die einmal gedacht worden sind. Alles grof3e Auf-
gaben, aber ich werde lhnen ehrlich sagen, in die-
ser Drucksache steht keine Antwort hinsichtlich der
groRen Aufgaben, die dort genannt worden sind.
Das halte ich fiir einen groben Fehler.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Schwierigkeit dieser Drucksache ist doch, dass
im Wesentlichen die Diskussion, die seit drei Jah-
ren existiert, und zwar seit "HPA next" besprochen
worden ist, seitdem eigentlich nicht weitergekom-
men ist. Irgendwie misse man mehr Transparenz
schaffen, ist die grofle Formulierung von Herrn
Seeler dazu. Inwieweit dadurch mehr Transparenz
geschaffen worden ist, bleibt vollig unklar. Das ist
Uberhaupt keine Beschreibung dazu, dass es in ir-
gendeiner Form gelingt.

Die groRen Aufgaben nach dem Motto, die HPA zu
entschlacken von bestimmten Aufgaben, die ei-
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gentlich nicht mehr dazugehoéren, wie Elbtunnel,
wie die Frage von Neuenfelde, wie die Frage vom
Elbstrand, wie viele dieser Sachen, sind immer
noch nicht geregelt, sondern da wird gesagt, das
werde weiterhin noch besprochen. Es ist immer
noch nicht klar, wer das wie wann irgendwo ma-
chen konnte. Das heildt, selbst diese kleinen Ange-
legenheiten sind bisher nicht gelést. Sie kommen
damit eigentlich nicht weiter.

Damit kommen wir zum entscheidenden Punkt,
den Herr Lorenzen eben angesprochen hat und
der mir Sorgen bereitet, und zwar ist das dieser
Punkt zu sagen, Public und Commercial werden
getrennt. Da gibt es ja eine Diskussion mit der Ha-
fenbahn — das hat Herr Seeler meiner Ansicht
nach auch gut benannt, das finde ich durchaus be-
rechtigt —, aber das andere ist der Zusammen-
hang, inwieweit man in der Lage ist, mit mehr
Commercial dieses Problem zu l6sen. Um ehrlich
zu sein, die wesentlichen Aufgaben des Hambur-
ger Hafens kann man o6ffentlich verninftig struk-
turiert 16sen. Dazu brauche ich keine Kommerziali-
sierung.

Die Kommerzialisierung, die wir von den GRUNEN
gemeinsam mit der CDU erlebt haben im Zusam-
menhang mit der Hafenpolitik, die damals "Hafen
finanziert Hafen" hie3, hat zu einem Desaster im
Hamburger Hafen gefiihrt und zu einer Verstar-
kung des Sanierungsstaus. Das ist das Erste.

Das Zweite: Es war kein "Hafen finanziert Hafen",
sondern es war eine Art Privatisierung des Ham-
burger Hafens, Kommerzialisierung, Verkauf da-
mals von einem Teil der HHLA-Anteile. Das heilt,
es war nicht "Hafen finanziert Hafen", sondern
Hamburg privatisiert den Hafen und finanziert da-
mit einiges. Das halte ich fur eine vdllig falsche
Strategie. Damit wird etwas versprochen von Ihnen
im Zusammenhang mit mehr Okologie, was sich
nicht durch mehr Kommerzialisierung erreichen
lasst. Das wird ein grolRer Streitpunkt.

Das wird aber leider gar nicht genannt in dieser
HPA-Drucksache, sondern hier werden ein paar
Sachen aufgefiihrt, die uns nicht gro3 weiterfiihren
werden. Aber der Streit um den Hamburger Hafen,
finde ich, ist mit dieser Debatte von Herrn Loren-
zen und mit dieser Frage hier erdéffnet. Ich finde ihn
sehr wesentlich auch fir die nachsten Monate und
Jahre. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Hackbusch. — Herr Kruse, Sie haben
nun das Wort fir die FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunachst, Herr
Staatsrat, wirde ich lhnen gern zum Nachwuchs

gratulieren. Herzlichen Glickwunsch auch von un-
serer Fraktion insgesamt.

(Beifall bei der FDP, der CDU, vereinzelt bei
der SPD und bei Andrea Oelschlager AfD)

Zu der Drucksache kann ich |hnen jetzt ehrlich ge-
sagt nur bedingt gratulieren. Das ware vielleicht et-
was zu viel des Guten. Sicherlich ist es richtig, be-
stimmte Leistungen neu zu ordnen. Joachim See-
ler hat dazu viel gesagt, das Thema Reinigungs-
leistung, das Thema, ob die HPA fir Umgehungs-
strallen zustandig sein muss, die Fragestellung
nach dem Alten Elbtunnel, wobei man da fairerwei-
se sagen muss, dass er jetzt ja noch unter HPA-
Agide saniert wird und, wenn er fertig ist, dann
Ubergeben wird. Na ja, das hatten wir vorher ma-
chen sollen, aber sei's drum. Es ist richtig, da
strukturell ein bisschen neu zu ordnen, und das fin-
det auch unsere Zustimmung.

Es ist auch richtig, dass die HPA eine verninftige
politische Steuerung bekommt, die aus der Wirt-
schaftsbehorde heraus funktionieren soll, denn in
den letzten Jahren haben wir zu oft den Eindruck
gewonnen — wir dirfen es ja auch offen formulie-
ren, Sie weniger offen —, dass die HPA relativ star-
ke Alleingange gemacht hat und die Politik es
dann war, die hinterhergerannt ist. So kann Politik
in Hamburg natirlich nicht funktionieren. Deswe-
gen ist es richtig, dass die politische Steuerung
und die Durchsetzung der politischen Ziele inner-
halb der Wirtschaftsbehérde angesiedelt sind.
Auch dieser Teil der Drucksache findet folglich un-
sere Zustimmung, denn wir missen das Eigenle-
ben der HPA etwas downsizen.

(Beifall bei der FDP)

Das war es dann aber in unserer Wahrnehmung
auch mit den positiven Effekten. Wenn wir uns an-
schauen, was in den letzten zwei Jahren im Hafen
passiert ist, dann kann man sagen, leider nicht so
viel. Wenn wir uns die heutigen HHLA-Zahlen an-
schauen, die nicht nur irgendein Quartalsbericht
sind, sondern die Zahlen fir den Zeitraum, von
dem Sie sagten, da gabe es jetzt aber einen Elb-
vertiefungseffekt, namlich einen positiven psycho-
logischen Effekt dadurch, dass wir endlich mit den
Baumalnahmen begonnen haben, dann stellen
wir fest, dass der Containerumschlag im Hambur-
ger Hafen stagniert an den HHLA-Terminals; er ist
um 0,1 Prozent gewachsen. Wenn das lhr positiver
Elbvertiefungseffekt ist, dann muss ich leider sa-
gen, das ist deutlich zu wenig.

(Arno Minster SPD: Das stimmt doch so
nicht, diese Darstellung, das ist doch
Quatsch!)

Wenn wir uns dann anschauen, dass Sie insge-
samt zwei Jahre an dieser Drucksache gearbeitet
haben, dann missen wir feststellen, Sie hatten
diese zwei Jahre besser in einen neuen Hafenent-
wicklungsplan investiert. Sie hatten die letzten zwei
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Jahre besser genutzt, um all die Themen anzuge-
hen, die dafiir ursachlich sind, dass dieser Hafen
nicht aus dem Knick kommt. Das Thema Steinwer-
der Sid, es ist angesprochen worden. Das Thema
Baggermanagement, es ist angesprochen worden.
Das Thema Verkehr und Stral3en, es wird von die-
ser Drucksache nur am Rande berihrt. Warum ha-
ben wir denn eigentlich noch zwei unterschiedli-
che, getrennt planende Einheiten in dieser Stadt,
die Stralenbau machen, eine unter der Verkehrs-
behorde und eine bei der HPA?

Diese Drucksache ware doch Ihre Chance gewe-
sen, den Grund fir die Zusammenlegung der Be-
hérden Wirtschaft und Verkehr im Jahr 2011 dann
auch einmal zu vollziehen und zu sagen, wir haben
zwei groRe Einheiten, die wir zusammenfihren.
Strallenplanung in dieser Stadt wird nur noch von
einer Stelle aus betrieben. Das hier ware lhre
Chance gewesen. Wir werden das in der Aus-
schussberatung noch einmal vorbringen, und wir
hoffen sehr, dass wir in diesem Bereich einen et-
was grofderen Wurf hinbekommen.

(Beifall bei der FDP)

Dass das allerdings funktioniert, da habe ich so
meine Zweifel. Das liegt auch etwas daran, dass
es hier ein SPD-Narrativ gibt, das so nicht funktio-
niert. Sie haben doch nicht den Hafen umstruk-
turiert, weil Sie sich das gewlnscht haben, so wie
es in der Drucksache und auch in der Rede von
Joachim Seeler eben angedeutet wurde, sondern
Sie haben Public und Commercial getrennt, weil
die EU-Kommission uns dazu gezwungen hat. Das
war doch keine Reform aus eigenem Eifer oder
aus eigenem Antrieb heraus. Das war das schlich-
te Abarbeiten einer Auflage. Und die Tatsache,
dass die Hafenbahn jetzt im Commercial-Bereich
gelandet ist, ist ein schlechtes Verhandlungsergeb-
nis. Wenn Sie nachverhandeln wollen, hat das
auch unseren Segen, aber trotzdem ist es zu-
nachst das Ergebnis eines schlechten Verhan-
delns dieses und des Vorgangersenats. Dem mus-
sen Sie in die Augen schauen.

(Beifall bei der FDP)

Dann der Bereich Digitalisierung. Das ist ja nun
das Allerbeste. Sie sagen jetzt, Breitband und so
weiter wollen Sie nun endlich machen im Hafen.
Ich kann daran erinnern, im letzten Jahr haben Sie
sich hingestellt mit der Telekom und gesagt, Q2
2019, da haben wir jetzt Breitband im gesamten
Hafen. Im Jahr davor haben Sie sich mit 1&1 hin-
gestellt und gesagt, im Jahr 2018, da haben wir
Breitband im gesamten Hafen. Wissen Sie, was wir
jetzt haben? Wir haben 1 000 Genehmigungen, die
bei der zustdndigen Behdérde lagen und jetzt mu-
hevoll abgearbeitet werden miussen anstatt Breit-
bandausbau.

(Glocke)

Sie hatten an dieser Stelle langst eine rechtliche
Grundlage fir den Breitbandausbau im Hafen
schaffen sollen, dann hatten wir den Breitbandaus-
bau jetzt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Kruse. — Das Wort erhalt jetzt Herr Lor-
kowski fuir die AfD-Fraktion.

Peter Lorkowski AfD: Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Unser Hambur-
ger Hafen ist ein sehr bedeutender Wirtschaftsfak-
tor fir die Metropolregion Hamburg. Deshalb muss
selbstverstandlich auch das Hafenmanagement
modern und effizient sein.

Die nun vorliegende Drucksache befasst sich des-
halb — endlich — mit der Neuorganisation der Ham-
burg Port Authority und der dazugehérigen Ge-
setzesanderung der Landeshaushaltsordnung. Die
HPA ist als zentraler Dienstleister im Hafen an al-
len Prozessen beteiligt. Die Trennung in hoheitli-
che und kommerzielle Geschéaftsfelder ist deshalb
folgerichtig und Uberfallig. Die bessere rechtliche
und betriebswirtschaftliche Abgrenzung der Tatig-
keitsbereiche ist hilfreich. Verbesserte Transpa-
renz, klare Verantwortlichkeiten und mehr Kunden-
orientierung sind immer richtig.

Besonders bei den gewerblichen Tatigkeiten hilft
die Trennung von den beihilferelevanten Segmen-
ten. Die neu ausgerichtete Unternehmensstruktur
soll die unternehmerische Verantwortung starken
und Optimierungspotenziale erschlieen. Kauf-
mannische Controlling-Systeme mit verbesserter
Spartenrechnung werden jetzt etabliert.

Allerdings muss auch beachtet werden, dass der
hoheitliche Aufgabenbereich sich nicht als falsch
verstandene Konkurrenz zum gewerblichen Teil
versteht. Hier sollte die Konzentration auf die Kern-
aufgaben in klarer Definition erfolgen, ohne die
Kundenorientierung dabei zu vernachlassigen.

Da der Wettbewerb unter den Hafen zunehmend
harter wird, hatten wir uns allerdings auch jetzt
schon mehr sichtbare Einsparungen bei der Vor-
stellung der neuen Organisation und deren dazu-
gehdriger Ergebnisprognose gewlinscht. Die mit-
telfristige Ergebnisprognose konzentriert sich vor-
wiegend auf die Steigerung der externen Umsatze.
Wir hatten uns auch mehr Kostensenkungen ge-
winscht. Ein strategisches und politisches Ziel ist
selbstverstandlich die Sicherung des Standorts
und der Wettbewerbsfahigkeit fir unseren Hafen.
Bei der praktischen Umsetzung und Unterstlitzung
dieses extrem wichtigen Ziels sind wir aber auf der
politischen Seite immer noch sehr langsam.

Dennoch: Die jetzt vorgelegte Neustrukturierung
der Hamburg Port Authority ist ein wichtiger und
richtiger Schritt zur Verbesserung der Zielerrei-
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chung. In diesem Sinne wirde ich mir wiinschen,
dass statt Endlosdebatten und Lippenbekenntnis-
sen mehr Schritte in diese Richtung unternommen
werden, damit unser Hafen im heutigen Wettbe-
werbsumfeld attraktiv bleibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Lorkowski. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen.

(Zuruf)
— Entschuldigung, das ist hier noch nicht vermerkt.

Herr Senator, Sie haben selbstverstandlich das
Wort. Ich moéchte nur darauf hinweisen, dass die
Uhr im Moment nicht lauft. Wir versuchen das so
gerecht wie moglich zu machen und zu gucken,
dass die funf Minuten nicht Gberschritten werden,
aber wir missen es mit der Hand messen.

Senator Michael Westhagemann:* Dann geben
Sie mir ein bisschen Zeit.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ein
bisschen bin ich Uberrascht, die Zahlen von der
HHLA wurden ja heute verdffentlicht. Wenn man
Uber die Containerentwicklung spricht, dann wirde
ich schon noch einmal darauf hinweisen wollen,
dass der Umschlag um 3,8 Prozent gewachsen ist,
namlich genau auf 3 770 000 Container. Wenn
man sich den Umsatz anschaut — diese Zahlen
sind auch manchmal interessant —, dann ist er um
5,6 Prozent gewachsen. Ich glaube, das macht
noch einmal deutlich, wie wichtig es ist, das Zu-
sammenspiel vor Augen zu haben, wie wir mit der
HPA eigentlich mit der Hafenwirtschaft und den be-
teiligten Unternehmen im Hafen operieren, namlich
in friedvoller Absicht und nicht in einem Streit, wie
es vielleicht einmal war.

Deswegen, glaube ich, ist auch die Fokussierung
einer HPA auf zwei Geschéaftsfelder wichtig — Herr
Seeler hat es erwahnt —, namlich auf Public und
auf Commercial. Das soll tatsachlich etwas damit
zu tun haben, dass wir beihilferechtlich nicht unter
Druck geraten, und dementsprechend wurden die
Aufgaben sortiert.

Wenn man dann die Frage stellt, wie man eigent-
lich eine HPA weiterentwickelt, dann muss man
nattrlich auch eine klare Vorstellung nicht nur da-
von haben, wie sich die Welt zwischenzeitlich ver-
andert hat, sondern auch davon, was zuklnftig
noch auf uns zukommt. Das Positive ist namlich ...
Ich habe alle gro3en Reeder, die in Hamburg ihre
Container umschlagen, besucht und habe mich na-
tirlich erkundigt, wie zufrieden sie mit der Abferti-
gung an unseren Terminals sind und wie zufrieden
sie zuklinftig sein werden, wenn wir jetzt nicht nur
die Elbvertiefung vornehmen, sondern auch die
Begegnungsbox hinsetzen, damit wir namlich,

wenn alles so kommt, den Schiffsverkehr verdop-
peln kénnen. Die haben das ausdriicklich alle be-
gruit.

Das zeigt doch auch, dass wir mit der Strukturie-
rung und mit der Fokussierung einen wesentlichen
Schritt weiterkommen. Die Digitalisierung wurde
erwahnt, viele Themenfelder. Eines, worilber ich
personlich immer gern reflektiere, ist unser Ham-
burg Vessel Coordination Center, das wir gemein-
sam mit der HPA, mit der EUROGATE und der
HHLA betreiben. Was ist eigentlich der Vorteil die-
ses digital visierten Vorgehens, mit dem ich dem
Reeder beziehungsweise den Containerschiffen
frihzeitig sagen kann, mit wie viel Knoten sie Ham-
burg anlaufen kénnen?

(Glocke)

Vizeprasidentin Christiane Schneider (unterbre-
chend): Herr Senator, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung des Abge-
ordneten Niedmers?

Senator Michael Westhagemann:* Ich bin gut im
Redefluss, also nur wenn es eine kurze ist.

Zwischenfrage von Ralf Niedmers CDU: Ver-
sprochen, Herr Senator. Deswegen habe ich mich
auch tatsachlich erst spater wieder gemeldet.

Bitte sagen Sie uns auch noch einmal, wie die be-
reinigten Zahlen waren, wenn wir das Umrouten
der Nordatlantik-Containerdienste nach Hamburg
nicht hatten. Denn wenn wir jetzt eine Stagnation
haben, missen wir noch einmal feststellen, wenn
das Umrouten seit Januar nicht stattfinden wirde,
dann hatten wir wahrscheinlich ein Minus beim
Containerumschlag. Wie hoch ware das dann?

Senator Michael Westhagemann (fortfahrend):*
Dazu komme ich gleich noch einmal.

Entscheidend ist erst einmal zu wissen, warum wir
das mit dem Vessel Coordination Center machen.
Einfach, weil wir dann den Schiffen sagen kénnen,
sie brauchen die Elbe nicht mit 18 Knoten hochzu-
kommen, sondern mit 14. Was heil3t das eigent-
lich, wenn sie mit 14 Knoten hochkommen? Dann
haben sie einen geringeren Spritverbrauch, und fir
uns ist es wichtig, dass wir dadurch auch die CO»-
Bilanz friihzeitig im Blick haben.

(Beifall bei der SPD)

Und wenn eben der Vorwurf kam, wie es eigentlich
mit der weiteren LNG-Entwicklung aussehe, dann
darf ich schon einmal darauf hinweisen, dass wir
auf jeden Fall intensiv die Diskussion mit den Ree-
dern fihren. Aber denken Sie auch noch an eine
Technologie, die sich am Himmel andeutet, das ist
namlich der Wasserstoff mit einer Brennstoffzelle.
Den werden wir natirlich auch weiterhin im Blick
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haben. Das bezieht sich auch auf den gesamten
Hafen, wenn wir darUber sprechen, wie wir unse-
ren Hafen klimaneutraler realisieren wollen.

Ihre Frage nach den Reedern: Natirlich sind wir
froh, dass Hapag-Lloyd seine Dienste jetzt an die
HHLA gelegt hat. Sie betreiben ja auch gemein-
sam mit denen ein Terminal. Nattrlich werben wir
daflr, dass weitere Reeder den Hamburger Hafen
anlaufen, doch wir sind auch nicht so vermessen
zu sagen, wir kdnnen uns mit Rotterdam verglei-
chen, aber — und jetzt kommt mein Aber — deswe-
gen fahren wir eine Zukunftsstrategie, um die At-
traktivitdt dieses Hafens nach oben zu fahren. Der
wesentliche Vorteil dieses Hafens ist auch — es
wurde eben schon erwahnt — die Hinterlandanbin-
dung. Wir schlagen mittlerweile auf der Hinterland-
anbindung mehr um als Antwerpen, Rotterdam und
Bremerhaven zusammen. Jeder Reeder hat mir
bestatigt, dass das eigentlich der starke Vorteil die-
ses Hamburger Hafens ist: Wir kdnnen nicht nur
die Nordrange bedienen, wir konnen Osteuropa
bedienen und Deutschland.

Meine letzte Anmerkung zur Weiterentwicklung
dieses Hafens ist naturlich sehr deutlich: Das ist
der Logistik-Hub in Nordeuropa und der bedient
das auch weiterhin.

Wenn ich noch eine Anmerkung ... Nein, meine
Zeit ist abgelaufen, ich muss leider Schluss ma-
chen. — Vielen Dank fur lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Senator, das war nattrlich vorbildlich.

Wenn jetzt aber keine Wortmeldungen mehr vorlie-
gen, und ich sehe keine, kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer also mochte nun die Drucksache 21/17908 fe-
derfiihrend an den Haushaltsausschuss und mitbe-
ratend an den Ausschuss fiir Wirtschaft, Innovation
und Medien Uberweisen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist die Drucksache (ber-
wiesen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 109, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Erfolgsmodell "work and integration fir
refugees" W.I.R weiterentwickeln.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Erfolgsmodell "work and integrati-
on for refugees™ W.I.R weiterentwickeln

— Drs 21/17930 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Fachkraftemangel effektiv bekampfen — Ser-
vicestelle Arbeitnehmerfreiziigigkeit weiterden-
ken und giinstige Unterkiinfte zur Arbeitssuche
schaffen

— Drs 21/18016 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/18016 ein
Antrag der CDU-Fraktion vor.

Diesen mdchten die Fraktionen der SPD und GRU-
NEN an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und In-
tegration Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlnscht? — Herr Abaci,
Sie haben es fiir die SPD-Fraktion.

Kazim Abaci SPD:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Hamburg hat in den letzten vier
Jahren Flichtlinge in der GréRenordnung einer
mittelgroRen Stadt aufgenommen. Es war eine
groRe Herausforderung flir unsere Stadtgesell-
schaft, all diese Menschen unterzubringen und zu
versorgen. Das ist uns auch mithilfe der Zivilgesell-
schaft gut gelungen.

(Beifall bei der SPD)

Da viele von ihnen eine gute Bleibeperspektive ha-
ben, ist und bleibt ihre Integration eine Dauerauf-
gabe in unserer Gesellschaft. Sprache, Bildung
und Arbeit sind Schlissel dafiir. Hamburg hat da-
her rechtzeitig im Jahre 2015 das W.I.R-Programm
auf den Weg gebracht. Gegriindet wurde das Pro-
gramm von der BASFI zusammen mit dem Ham-
burger Fachkraftenetzwerk, der Agentur fur Arbeit
und dem Jobcenter.

Das W.l.R-Programm ist ein Erfolg Uber Hamburg
hinaus, auf das wir wirklich alle stolz sein konnen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Die bisherigen Zahlen zeigen, dass das Programm
wirkt. Anfang dieses Jahres waren rund
12 000 Fluchtlinge sozialversicherungspflichtig be-
schaftigt gewesen. Die Arbeitslosenquote ist von
zunachst weit Uber 40 Prozent auf rund 30 Prozent
gesunken. Dennoch bleibt die Arbeitsintegration
der Gefliichteten weiterhin eine wichtige Aufgabe.

Ein duales Ausbildungssystem wie in Deutschland
gibt es nirgends auf der Welt. Das heil}t, dass Zu-
wanderer ihren Beruf haufig nach der Methode
Learning by Doing erlernt haben. An formellen
Qualifikationen hapert es dann haufig.

Genau an diesem Punkt setzt das W.l.R-Pro-
gramm an. Qualifizierung, Berufsausbildung und
Spracherwerb sind die besten Integrationsbaustei-
ne in eine neue Gesellschaft. Viele der von Ham-
burg aufgenommenen Flichtlinge besitzen Qualifi-
kationen und Kompetenzen, die recherchiert, do-
kumentiert und fir den Arbeitsmarkt in Hamburg
nutzbar gemacht werden kénnen.
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Weil das W.I.R-Programm so aufierordentlich gut
funktioniert, wollen wir die Beratungs- und Foérder-
kapazitaten auch fiir andere Bevdlkerungsgruppen
6ffnen und nutzbar machen. Insbesondere sind
das Frauen mit Migrationshintergrund. Sie haben
eine vergleichbar niedrige Erwerbsquote. Das wol-
len wir andern, um ihre Chancen auf dem Arbeits-
markt nachhaltig zu verbessern. Auch die Lebens-
lage von Frauen wird dabei eine wichtige Rolle
spielen.

Eine wichtige Gruppe sind die EU-Zuwanderer, die
ebenfalls mit erheblichen Hemmnissen zu kdmpfen
haben, zum Beispiel mit fehlenden formalen Quali-
fikationen und mangelnden Sprachkenntnissen.
Auch diese Zielgruppe soll im Rahmen des W.I.R-
Programms angesprochen werden.

(Beifall bei der SPD und bei Antje Moller
GRUNE)

Nachdem Deutschland nun endlich das von der
SPD seit Langem geforderte Fachkrafteeinwande-
rungsgesetz erhalten hat, missen wir unsere
Strukturen in dieser Stadt so ausrichten, dass wir
gerade in Hamburg dringend bendétigte Fachkrafte
auch tatsachlich gewinnen kénnen. Ich freue mich,
dass wir mit dem W.l.R-Programm so gute Fort-
schritte bei der Integration in Arbeit und Ausbil-
dung gemacht haben, sodass wir jetzt daran an-
knUpfen kénnen.

Wir wollen weiter intensiv daran arbeiten, dass alle
Bevolkerungsgruppen in Hamburg eine Arbeits-
und Berufsperspektive erhalten und ein selbststan-
diges Leben flhren kénnen. Deshalb wollen wir
bewahrte und erfolgreiche Modelle systematisch
weiterentwickeln und méglichst vielen gesellschaft-
lichen Gruppen zuganglich machen. Ich mdéchte
Sie bitten, unserem Antrag zuzustimmen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die CDU-Fraktion hat einen Zusatzantrag gestellt,
der inhaltlich positiv zu unserem Antrag aufgestellt
ist. Wir werden unseren Antrag nachtraglich und
auch den Antrag der CDU-Fraktion an den Sozial-
ausschuss Uberweisen. Im Ausschuss werden wir
dann gemeinsam Uber dieses wichtige Thema be-
raten. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und bei
Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Abaci. — Frau Rath, Sie haben nun fir
die CDU-Fraktion das Wort.

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Auch
wenn die CDU-Fraktion die Grundidee von W.I.R
bei dessen Griindung im Jahr 2015 inzwischen
schon durchaus begruf3t hat, so liel} die praktische

Arbeit bei der Arbeitsmarktintegration von Flicht-
lingen in vielen Punkten dann doch zu winschen
Ubrig. Das wissen wir alle, das mochte ich Ihnen
jetzt nicht noch einmal aufzahlen.

Aber nach zahlreichen Anpassungen scheinen Ar-
beitgeber, Flichtlinge und Trager von arbeits-
marktpolitischen MafRnahmen nun die Arbeit von
W.L.R nicht nur zu respektieren, sondern auch zu
nutzen. Das ist insofern bemerkenswert, weil noch
im Jahr 2017 zahlreiche Protagonisten, die mit der
Arbeitsmarktintegration von Flichtlingen zu tun ha-
ben, angaben, W.I.R nicht zu kennen oder auch
nicht zu wissen, was W.I.R ware.

W.L.R ist in seiner jetzigen Programmatik bis zum
30. Juni 2020 befristet. Daher ist der Ansatz des
rot-grinen Antrags richtig, die Zielgruppe von
W.I.R um andere Gruppen mit speziellen Vermitt-
lungshemmnissen zu erweitern, die denen der
Flichtlinge ahneln. So geht kein Wissen verloren,
und die Investitionen, die ja nicht wenige waren,
die in W.I.R geflossen sind, zahlen sich auch noch
in der Zukunft aus. Gerade bei jenen, die im Rah-
men der Arbeithehmerfreiziigigkeit aber nach
Hamburg kommen, scheitert die Arbeit oder der
Wille zu arbeiten oft daran, dass Arbeitgeber und
Arbeitnehmer nicht zueinanderfinden. Die im Marz
des vergangenen Jahres durchgeflihrte Obdachlo-
sen- und Wohnungslosenuntersuchung belegte,
dass ein grofRer Teil der wachsenden Zahl der
Menschen — das muss man leider sagen —, die auf
der Stral3e leben, auf der Suche nach Arbeit nach
Hamburg gekommen ist und sofort wieder auf der
StralBe gelandet ist; nach eigenen Angaben auf-
grund von fehlender Information und Beratung,
aber auch wegen des Fehlens von glinstigem
Wohnraum.

Wer W.I.LR zur niedrigschwelligen Arbeitsmarktbe-
ratung fur EU-Zuwanderer erweitern will, muss die
Servicestelle Arbeitnehmerfreiziigigkeit aber mit-
denken. Sie kann einfach nicht losgelost von der
ganzen Thematik betrachtet werden. Diese Ser-
vicestelle Arbeitnehmerfreiziigigkeit ist bis Ende
des nachsten Jahres vom Europdischen Sozial-
fonds finanziert, und sie kommt immer zum Ein-
satz, wenn das Kind sozusagen schon in den
Brunnen gefallen ist, wenn es Probleme mit zum
Beispiel ausbeuterischen Arbeitsverhaltnissen gibt,
denn zur Wahrheit gehort auch — da verrate ich |h-
nen auch kein Geheimnis —, dass es gerade in die-
sem Bereich nicht nur eitel Sonnenschein gibt, was
die Arbeitsverhaltnisse anbelangt. Genauso wie
ein markantes Defizit, das sowohl die Obdachlo-
sen- und Wohnungslosenuntersuchung als auch
die Evaluierung der Servicestelle Arbeitnehmerfrei-
zlgigkeit selbst erwahnt, das Fehlen von glnsti-
gen niedrigschwelligen Unterkunftsmoglichkeiten
fur EU-Blrger, die nach Hamburg kommen, um
hier Arbeit zu suchen und auch tatsachlich zu ar-
beiten.
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Deshalb fordern wir in unserem Antrag zum einen,
die Servicestelle Arbeitnehmerfreizligigkeit Uber
das Jahr 2020 weiterzudenken und gemeinsam mit
Handels- und Handwerkskammer und den Wirt-
schaftsverbanden ein Konzept fur glnstige niedrig-
schwellige Unterkunftsmdglichkeiten fur arbeitsu-
chende EU-Birger zu erstellen. Wir stimmen dem
rot-griinen Antrag daher zu und werten das Signal,
unseren Antrag an den Ausschuss lberweisen zu
wollen, nicht als Beerdigung zweiter Klasse, son-
dern hoffen auf neue konstruktive Wege. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Rath. — Ich erteile da__s Wort nun an
Frau Moller fur die Fraktion der GRUNEN.

Antje Mdller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Man kann sich dem W.I.R-Kon-
zept von verschiedenen Seiten nahern, aber was
die jeweiligen Zugange eint, ist die Einschatzung,
dass das schon etwas sehr Besonderes ist, was da
im Jahr 2015 entstanden ist: ein Konzept, das es
so in dieser Republik noch nicht gab und das in
den Monaten und Jahren danach auch — in etwas
anderer Form — in anderen Bundeslandern seine
Umsetzung gefunden hat.

Es hatte ja urspringlich das Ziel, tatsachlich mog-
lichst friihzeitig, schon in den Erstunterbringungen,
Menschen anzusprechen auf ihre Erwerbsbiogra-
fie, auf ihre Qualifikationen und sozusagen auch
auf ihre Lebenslage. Dazu sind verschiedene Insti-
tutionen zusammengebunden worden, die vorher
nicht miteinander gearbeitet hatten: einerseits Tra-
ger aus dem Bereich der Lebenslagenberatung,
andererseits das Jobcenter und die Arbeitsagentur
mit Unternehmerkontakten und mit der Beratung
von Unternehmen. Das ist und bleibt hochspan-
nend.

Dieses Wissen, dieses Miteinander nicht wieder
versanden zu lassen, nur weil die Zahl der neu an-
gekommenen Zuwanderinnen und Zuwanderer
sich reduziert, und es auszuweiten, das ist eine gu-
te Idee. Wir erweitern also den Personenkreis, oh-
ne die individuelle Beratung, die es gegeben hat,
ohne die auf die Lebenslage zugeschnittene Unter-
stitzung sein zu lassen; das finde ich ein gutes
Signal, einen guten Ansatz.

Das Potenzial vor allem bei Frauen, die zugewan-
dert sind — ob es vor langerer Zeit war oder in den
letzten Jahren — und sich dadurch auszeichnet,
dass sie bisher keine eigene Erwerbsbiografie ha-
ben, ist ein grolRes. Dieses Potenzial ist bisher
nicht im Schwerpunkt des Fokus gewesen in den
letzten Jahren. Ich glaube, die Unterstitzung, die
sich ergeben kann durch die Erweiterung von
W.I.R auf diesen Personenkreis, ist gut und richtig
und hilfreich und wird dazu fihren, dass auch

Frauen ohne eigene Erwerbsbiografie eine Chance
haben, durch Qualifizierung, durch ein Heranfih-
ren an den Arbeitsmarkt eine Perspektive in Rich-
tung des Ersten Arbeitsmarktes zu bekommen.
Das ware uns wichtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Die Erweiterung, die sich aufgrund des Fachkrafte-
einwanderungsgesetzes ergibt, der Bedarf, der
sich durch die EU-Zuwanderung in den Arbeits-
markt ergibt, kann dabei mit berlcksichtigt werden
und wird dabei mit berticksichtigt werden. Es ist
bisher einfach noch nicht einzuschatzen, wie grofl3
das jeweilige Potenzial ist, wie gro® der jeweilige
Anteil bei den Beratungen sein wird. Das alles aber
macht es richtig und wichtig, im Ausschuss das,
was der Senat mit unserem Auftrag macht, namlich
darzustellen, wie die Weiterentwicklung aussehen
kann, wie die Bedarfe sind, welche Partner und
Partnerinnen man beteiligt, ausflhrlich zu bespre-
chen. Und da passt |hr Antrag, Frau Rath, tatsach-
lich sehr gut rein. Es geht also nicht um eine Beer-
digung, sondern mich freut, dass Sie als CDU — wir
haben es im Ausschuss schon mehrfach gehért —
dieses Konzept unterstiitzen, und wir werden die
Erganzungen, die Sie formuliert haben, den spezi-
ellen Fokus auf die Servicestelle Arbeitnehmerfrei-
zigigkeit und natirlich die prekare Unterbringungs-
situation, die es flr einen Teil der Arbeitsuchenden
gibt, im Ausschuss miteinander diskutieren und se-
hen, wie man da weiterkommt, was man zusam-
menbinden kann — alles mit dem Ziel, dieses viel-
faltige Angebot, was es an Beratung gibt, was es
an Qualifizierungs-, an Bildungs-, an Unterstit-
zungsangeboten gibt, besser zusammenzubinden,
damit es die Menschen, die es brauchen, auch er-
reicht. Ein groRes Ziel, aber ich glaube, der Antrag
geht einen Schritt in die richtige Richtung, und wir
werden im Ausschuss die Mdglichkeit haben, das
ausfuhrlich und im Detail zu diskutieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Moller. — Das Wort erhalt nun fur die
Fraktion DIE LINKE Frau Dr. Ensslen.

Dr. Carola Ensslen Die LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich kénnte viel dazu sa-
gen, dass die spezielle Arbeitsberatung fir Ge-
flichtete eine gute Einrichtung ist, bei der es aber
noch immer etwas in der Umsetzung hakt. Ich
kénnte auch viel dazu sagen, dass wir mehr aufsu-
chende Beratung in den Unterklinften brauchten,
dass die Rahmenbedingungen besser sein muss-
ten, um eben vonseiten der Geflichteten sich
mehr auf Ausbildung und Arbeit konzentrieren zu
kénnen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Und ich koénnte auch die Forderung der CDU zur
Servicestelle Arbeitnehmerinnen- und Arbeitneh-
merfreiztgigkeit unterstitzen. All das mdchte ich
hier aber nicht weiter vertiefen, weil der Antrag von
Rot-Griin einen entscheidenden Webfehler fir
mich hat: Er beruht auf dem kurzlich im Bundestag
in einem Atemzug mit den Verscharfungen des Ab-
schieberechts beschlossenen Fachkrafteeinwan-
derungsgesetz. All das haben (ibrigens die GRU-
NEN auf Bundesebene auch abgelehnt. Wir haben
dieses Gesetz nicht ohne Grund scharf kritisiert.
Es orientiert sich an Nutzlichkeitskriterien. Wir leh-
nen es ab, dass die Grenzen fir begehrte Fach-
krafte durchlassiger werden und fur Schutzsuchen-
de immer unuberwindbarer.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Gesetz wird menschenrechtlichen und solida-
rischen Gesichtspunkten nicht gerecht. Das Auf-
enthaltsgesetz an sich wird namlich nicht veran-
dert. Wir wollen aber den unsicheren Status der
Duldung beenden.

(Kazim Abaci SPD: Das Thema!)

Es ist einseitig auf die Interessen der Wirtschaft
ausgerichtet. Statt besserer Arbeitsbedingungen
und Léhne sollen lieber billige, Gber das Aufent-
haltsrecht erpressbare Arbeitskrafte hergeholt wer-
den. All das wird von Rot-Grlin jetzt mit Farbtup-
fern wie der Forderung nach Férderung von Frau-
en schoéngefarbt, und eine solche ist an sich nicht
verkehrt. Was wir aber wirklich brauchen, ist ge-
sellschaftliche Teilhabe von allen hier lebenden Mi-
grantinnen und Migranten, die diskriminierungsfrei
gestaltet wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Und wir missen hier bessere Arbeitsbedingungen
und Léhne schaffen. Auch in Hamburg ist der An-
teil von Migrantinnen und Migranten in Leiharbeit
und Niedriglohnsektor hoch; Ihr W.I.R tragt Gbri-
gens wenig dazu bei, das zu andern. Gastronomie,
Sicherheitsdienste, Reinigungsgewerbe sind nur
Beispiele. Darauf missen W.1.R, Jobcenter, Arbeits-
agentur verstarkt achten, die Bemihungen um
Qualifizierungen missen noch deutlich weiter er-
héht werden. Wenn wir jetzt nicht alle Anstrengun-
gen daflr unternehmen, wird das in schlechten
Zeiten womoglich zu einem Bumerang an Arbeits-
losen werden. Auch die eingewanderten Fachkraf-
te kdnnen dann schnell zum Spielball werden.

Fur uns gilt: Es kommen Menschen. Sie durfen
nicht einfach wieder weggeschickt werden, wenn
es nicht mehr passt. Sie brauchen ein sicheres
Bleiberecht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dr. Ensslen. — Frau Dutschke, Sie ha-
ben nun firr die FDP-Fraktion das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir be-
griiBen es, dass die Kollegen von SPD und GRU-
NEN langsam, aber sicher Optimierungsbedarfe
bei work and integration for refugees sehen. Wir
sehen diese Optimierungsbedarfe auch. Als FDP-
Fraktion haben wir den Vernetzungsgedanken von
W.I.R und den Versuch, Flichtlinge zielgruppenori-
entiert an den Arbeitsmarkt heranzufiihren, von
Anfang an begrif3t. Allerdings hat das Konzept in
der Praxis unsere Erwartungen und Hoffnungen
leider nicht erflllt. Wir erachten eine Weiterent-
wicklung von W.I.R fur langst Gberfallig und wer-
den den Antrag deshalb unterstitzen. Allerdings
darf die Erweiterung von W.I.R nicht zu einer Auf-
gabenbeschaffungsmalinahme fir ein Programm
werden, das eigentlich nicht mehr gebraucht wird,
und eben genau dies muss geprift werden.

Die Betreuungszahlen von W.I.R sind kontinuier-
lich zurickgegangen, wie die Flichtlingsmonito-
rings der Kollegin Rath zeigen. In den ersten flinf
Monaten dieses Jahres hatte W.I.R mehr Mitarbei-
ter als Kompetenzerfassungen von Flichtlingen.
Das Verhaltnis lag bei 67 Mitarbeitern zu 58 Kom-
petenzerfassungen. Da in Hamburg aber monatlich
immer noch zwischen 250 und 300 Flichtlinge zu-
gewiesen werden, frage ich mich, wie die Integrati-
on gelingen soll, wenn wir hier schon beim ersten
Schritt, namlich bei der Kompetenzabfrage, keine
wirklichen Fortschritte sehen.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe die Beflirchtung, dass der Aufgabenzu-
wachs einen Selbstzweck darstellt, um W.IL.R
kiinstlich am Leben zu halten. Sollte der Senatsbe-
richt Ende dieses Jahres diesen Eindruck bestati-
gen, werden wir daraus die entsprechenden
Schlisse ziehen. Denn W.I.R ist personalintensiv,
W.I.R ist teuer und W.I.R ist eben gerade nur von
mafRigem Erfolg gepragt.

Wir haben die klare Erwartung, dass ein Pro-
gramm, das 2 bis 3 Millionen Euro pro Jahr kostet,
konsequenter hinsichtlich seines Erfolgs Uberpruft
wird. Doch was nach wie vor fehlt, ist ein umfas-
sendes Erfolgsmonitoring. Dass W.I.R-Kunden bei-
spielsweise in der Forderstatistik der Agentur far
Arbeit nicht gesondert erfasst werden, erschwert
eine konsequente Evaluation von Werdegangen,
und wie viele Flichtlinge mithilfe von W.I.R wirklich
nachhaltig in den Ersten Arbeitsmarkt und eben
nicht nur in Praktika vermittelt wurden, ist auch
nicht transparent.

Wir werden dem Antrag, wie gesagt, zustimmen
und die geforderten Darstellungen des Senats, wie
die aufgebauten Kompetenzen von W.1.R weiterhin
genutzt werden kdnnen in Zukunft, genauestens
prifen, wenn der Bericht Ende des Jahres vorliegt.
Aus jetziger Sicht scheint eine Reduktion des Per-
sonalkorpers jedoch ein schliissiger Schritt. Auf3er-
dem bedarf es eines konsequenten Monitorings
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von W.I.R Uber nachhaltige Vermittlungserfolge in
den Ersten Arbeitsmarkt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Dutschke. — Das Wort erhalt jetzt fur
die AfD-Fraktion Herr Feineis.

Harald Feineis AfD:* Vielen Dank. — Wertes Prasi-
dium, liebe Kolleginnen und Kollegen! W.I.R wurde
im September 2015 aus der Taufe gehoben. Ich
habe das einige Monate ein wenig begleitet und
habe die Probleme und die Schwierigkeiten gese-
hen, diese Vielzahl von Fluchtlingen in einen ge-
wissen Kanal hineinzubringen, um ihnen wirklich
gerecht zu werden, um sie zu begleiten. Es war
schwierig, aber es hatte teilweise auch Erfolg, und
ich bin ein Stiick weit sehr stolz, denn W.I.R gibt es
nur in Hamburg und sonst nirgendwo in dieser Art
und Weise. Getragen wurde diese Arbeit bis Ende
2016 von der Agentur fur Arbeit und dem Jobcen-
ter team.arbeit.hamburg; ab Januar 2017 kamen
circa 20 kommunale Trager hinzu, die auch punk-
tuell ihren guten Job gemacht haben. Mittlerweile
gibt es drei Hauser, die durch W.I.R in unserer
Stadt betreut werden, in denen Menschen, die Ar-
beit suchen, einen Ansprechpartner finden.

Nun haben wir aber eine vollig neue Situation, weil
durch den Rlckgang von Flichtlingen Kapazitaten
bei W.I.R frei werden. Sollen die Fachleute nun al-
leinerziehende Frauen mit Migrationshintergrund
und Migrantinnen und Migranten aus EU-Landern,
zum Beispiel Bulgarien, betreuen? Vielleicht
kommt man dadurch auch auf diese neue Aufga-
benstellung, die eigentlich beim Jobcenter, schon
bevor es W.I.R gegeben hat, sehr gut betreut und
ausgefiihrt wurden. Es gibt wie immer zwei Mog-
lichkeiten: Entweder, W.I.R wird heruntergefahren
und auf die eigentlichen Bedirfnisse zugeschnit-
ten, um Steuergelder zu sparen. Die zweite Mog-
lichkeit ist, wie im Antrag gefordert, weitere Grup-
pen, die vorher eigentlich nicht im Blick von W.I.R
waren, zuzufuhren, um eine gute Auslastung der
Trager zu gewahrleisten und zu verhindern, dass
von Tragern oder Beitragern Kindigungen ausge-
sprochen werden miuissen, und die Ressourcen
nicht zu verlieren.

Naturlich haben wir ein grundsétzliches Ja zu die-
sem Antrag, aber meine Fraktion hat Zweifel, ob es
sinnig ist, die alleinerziehenden Frauen mit Migrati-
onshintergrund W.I.R zuzufiihren. Wir haben in un-
serer Stadt so viele Trager und so viele Maf3nah-
men gerade flur diese Personengruppe. Ich will nur
einige nennen: Soloturn Plus, Laura, JUGEND AK-
TIV PLUS und die Jugendberufsagentur. Weiter
haben wir die MalRnahme "Stark im Beruf — Matter
mit Migrationshintergrund steigen ein". Die Frage
tut sich natirlich auf, warum ausgerechnet W.I.R
noch mit hineingenommen werden muss, um al-

leinerziehende Frauen mit Migrationshintergrund
zu betreuen. Wie erwahnt, wir haben ein Ja dazu,
werden die Umsetzung aber sehr kritisch beglei-
ten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Feineis. — Das Wort erhalt nun die frak-
tionslose Abgeordnete Frau Guglu.

Nebahat Giiglii fraktionslos:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Wirklich nur kurz, weil
das Wesentliche gesagt worden ist. Es steht ein
wenig die Anmutung im Raum, dass es darum ge-
he, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von W.I.R
in irgendeiner Form zu beschaftigen, und die Re-
gierungskoalition sich deshalb schnell eine Ziel-
gruppe ausgedacht hatte. Dem ist ganz sicher
nicht so. Wenn Sie den Koalitionsvertrag der bei-
den Regierungsparteien gelesen hatten, dann
wilssten Sie, dass schon damals festgelegt wurde,
die Quote der Erwerbsbeteiligung in der Zielgruppe
Frauen mit Migrationshintergrund — vor allem Al-
leinerziehende — zu erhéhen. Ich finde es eigent-
lich nur logisch und vernlinftig, dass eine Struktur,
die sehr mihevoll aufgebaut wurde, dafiir genutzt
wird, auch andere Zielgruppen zu unterstitzen, die
man schon seit Jahren im Blick hat, bei denen es
aber vielleicht nicht so gut funktioniert hat mit den
MaRnahmen, die Sie, Herr Feineis, zum Teil aufge-
zahlt haben, obwohl sie auch nicht ganz direkt in
diesem Bereich zu lokalisieren waren. Ich finde
das eine vernlinftige Herangehensweise. Ich finde
auch den Gedanken des vernetzten Tragers sehr
spannend bei W.I.R und wiirde eigentlich abschlie-
Rend der Senatorin nur noch mitgeben wollen,
dass wir auch den Integrationsbeirat haben mit ei-
ner groRen Reihe von Vertreterinnen und Vertre-
tern von Migrantenorganisationen, und ich finde,
auch diese Perspektive muss kiinftig in irgendeiner
Form in diese Struktur einflieBen. — Vielen Dank.

(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Gigli. — Das Wort erhalt nun Frau Se-
natorin Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr verehrte
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ich
wirde gern zwei, drei Sachen zur Einordnung
grundsatzlich sagen.

Als wir 2015 W.I.R — work and integration for refu-
gees aus der Taufe gehoben haben, ging es uns in
einer Situation, in der wir erstens einen hohen An-
teil von Menschen hatten, die taglich zu uns zuge-
wandert sind, in der wir zweitens sehr lange Lauf-
zeiten von Asylverfahren hatten und drittens ganz
viele Menschen, die neben der Frage von Unter-
kunft und Bleiberecht sehr dringend klaren wollten,
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wie sie moglichst schnell mit der eigenen Hande
Arbeit wieder Geld verdienen und damit gesell-
schaftliche Teilhabe erreichen kénnen, darum, wie
wir diesen Menschen gerecht werden kénnen und
gleichzeitig etwas tun fir den Hamburger Arbeits-
markt, der namlich ein Fachkraftearbeitsmarkt und
kein Helferarbeitsmarkt ist und vor allen denjeni-
gen groBe Chancen erodffnet, die qualifiziert sind,
eine Berufsausbildung mitbringen oder berufliche
Kompetenzen, die hier nutzbar sind. All dies hat
uns motiviert, gemeinsam mit vielen starken Part-
nern wie der Agentur fur Arbeit, den Jobcentern,
den Kammern, einem Unternehmensverband, vie-
len sehr erfahrenen Tragern der beruflichen Bil-
dung und fir Lebenslagenberatung unter einem
Dach das Angebot W.I.R zu machen. Und dass die
Fallzahlen zurtickgehen in diesen Tagen, ist nicht
verwunderlich, sondern unter anderem Konse-
quenz der Neuaufstellung von auslanderrechtli-
chen Verfahren und davon, dass diese schneller
gehen und Menschen inzwischen auch unmittelbar
von Jobcentern beraten werden. Es ist also nicht
so, dass bei W.I.R die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter grundsatzlich nicht ausgelastet sind. Es ist
aber sehr wohl so, dass bestimmte Mechanismen,
namlich gemeinsam einen Menschen zu beraten,
ganzheitlich, sich seine Lebenslage genau anzu-
gucken, welche beruflichen Kompetenzen bringt er
mit, welche anderen Kompetenzen bringt er mit,
auf die man aufsetzen kann, welche Qualifizierun-
gen braucht der- oder diejenige, um im Arbeits-
markt gut anzulanden und vor allen Dingen, wie
kommt man an dieselbe, W.I.R von einzelnen Ar-
beitsmarktprojekten unterscheiden. Was ist, wenn
ein Integrationskurs gebraucht wird, und wie kann
man zusatzlich an Sprachférderung kommen? All
dieses gemeinsam zu betrachten und Menschen
qualifiziert in Arbeit zu vermitteln und gleichzeitig
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber darin zu bera-
ten, wie man Arbeitsverhaltnisse moglichst gut und
nachhaltig zusammenbekommt, dazu hat sich
W.I.R auf den Weg gemacht und dabei war es sehr
erfolgreich.

(Beifall bei SPD und den GRUNEN)

Was sich unter anderem daran messen lasst — und
das, finde ich, ist wichtig, wir werden aber im Aus-
schuss noch einmal Gelegenheit dazu haben, uns
daruber auszutauschen —, dass in Hamburg be-
sonders viele Gefliichtete sozialversicherungs-
pflichtig in guten Arbeitsverhaltnissen beschaftigt
sind und nicht prekar und ausschlieBlich in Mini-
jobs, wie wir das in anderen Regionen durchaus
finden. Das ist auch ein wesentlicher Erfolg von
der Arbeit von W.I.R.

Und Arbeit ist selbstverstandlich mehr als Broter-
werb, es ist namlich das Erreichen von gesell-
schaftlicher Teilhabe fur diese Menschen, in Kon-
takt kommen Uber Arbeit mit Kolleginnen und Kol-
legen, moéglicherweise die Moglichkeit, eine eigene
Wohnung zu beziehen, Ful® zu fassen, Nachbarn

kennenzulernen und hier ein neues Zuhause zu
bekommen, und deswegen ist es so wichtig an die-
ser Stelle und auch erfolgreich.

All die guten Lehren, die wir hier gelernt haben,
wollen wir gern — Frau Gugli hat es eben sehr um-
fassend beschrieben, deswegen will ich nur noch
zwei Satze dazu sagen — auch anderen Zielgrup-
pen erdffnen und sie am besten so gut beraten,
dass auch sie, die sie im Moment noch Schwierig-
keiten haben, gut in Arbeit zu kommen, es kunftig
besser kdnnen. Das sind vor allen Dingen Frauen,
von denen wir statistisch wissen, dass sie viel spa-
ter, viel weniger nachhaltig ihre eigenen vorhande-
nen Kompetenzen nutzen kénnen in Arbeit, aber
das ist auch die Frage: Wie gestalten wir Freizi-
gigkeit in Hamburg erfolgreicher? Und hier geht es
darum, eine erste Ansprechstelle zu schaffen
— und das wollen wir gern tun und deswegen ist
dieser Antrag auch so wichtig —, damit Ausbeutung
erst gar nicht zustande kommt am besten. Welche
beruflichen Kompetenzen hast du? Was wird am
Hamburger Arbeitsmarkt Gberhaupt nachgefragt
und gebraucht? Welche Qualifizierung kdnnen wir
dir anbieten, damit du erfolgreich werden kannst?
Und: Was ist ein angemessenes Arbeitsverhaltnis?
Wir machen da Lebenslagenberatung, das ist sehr
bedeutend, und wir bringen mit Arbeitgeberinnen
und Arbeitgebern zusammen, die selbstverstand-
lich unter ordentlichen Rahmenbedingungen be-
schaftigen wollen. Nur so kann es gehen.

Uber alle Fragen, die hier aufgeworfen worden
sind, sollten wir uns im Ausschuss austauschen.
Auch Uber den Ansatz, inwiefern wir danach stre-
ben sollten, tarifliche Regelungen, die ja gelten,
auch fir zugewanderte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nach dem Fachkraftezuwanderungsge-
setz, lieber zu unterstitzen und immer einzufor-
dern oder selbst womoglich in der Unterbringung
von Menschen tatig zu werden, die von ihrer eige-
nen Hande Arbeit keine Wohnung bezahlen kdn-
nen. All das, finde ich, missen wir im Ausschuss in
der gebotenen Griindlichkeit und Sachlichkeit be-
sprechen, aber an dieser Stelle vielen Dank fir
diese parlamentarische Initiative.

(Beifall bei SPD, den GRUNEN und bei Ne-
bahat Giclu fraktionslos)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen, und wir kommen zu den Ab-
stimmungen.

Wir beginnen mit dem Antrag der CDU-Fraktion
aus Drucksache 21/18016.

Wer moéchte diesen an den Ausschuss fur Sozia-
les, Arbeit und Integration Uberweisen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
mit groRer Mehrheit Gberwiesen.
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Nun zum Antrag der SPD und GRUNEN Fraktio-
nen aus Drucksache 21/17930.

Wer mdchte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag angenommen.

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN méch-
ten die Drucksache nun nachtraglich an den Aus-
schuss fir Soziales, Arbeit und Integration tber-
weisen.

Wer méchte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag nachtrag-
lich an den Ausschuss Uberwiesen.

Und wir kommen zum Tagesordnungspunkt 38,
Senatsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu
dem Ersuchen der Birgerschaft vom 17. Oktober
2018 "Blockchain".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 17. Oktober 2018 "Block-
chain" (Drucksache 21/14643)

— Drs 21/17851 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass die
Debatte gestrichen wird. Deshalb stelle ich gleich
fest, dass die Birgerschaft von der Senatsmittei-
lung aus Drucksache 21/17851 Kenntnis genom-
men hat.

Und nun kommen wir zum Tagesordnungs-
punkt 108, Antrag der SPD und GRUNEN Fraktion:
Angemessene personelle Ausstattung fur die oder
den Hamburgischen Beauftragten fiir Datenschutz
und Informationsfreiheit sicherstellen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Angemessene personelle Ausstattung fir die
oder den Hamburgischen Beauftragten fiir Da-
tenschutz und Informationsfreiheit (HmbBfDI)
sicherstellen

— Drs 21/17929 -]

Es handelt sich hier um eine von der SPD-Fraktion
angemeldete Kurzdebatte mit je zwei Minuten Re-
dezeit pro Debattenbeitrag.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Herr Tabbert,
Sie haben es fir zwei Minuten.

Urs Tabbert SPD: Frau Présidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Seit vergangenem Jahr im
Mai ist die Europaische Datenschutz-Grundverord-
nung in Deutschland und damit auch in Hamburg
in Kraft getreten und damit auch anzuwenden.

Dies brachte die eine oder andere aufgeregte De-
batte mit sich. Viele Unternehmen, &ffentliche Stel-
len und Vereine mussten sich intensiv mit dem
neuen Regelwerk auseinandersetzen und ihre
Websites und Datenpflege anpassen. Das Be-
wusstsein daflir, dass Daten, vor allem die hochst-
personlichen, ein wertvolles Gut sind, ist damit ins-
gesamt gewachsen, und das ist eine gute Entwick-
lung. Juristische Abmahnwellen wegen VerstdRen
gegen die Grundverordnung gab es entgegen aller
Befurchtungen nicht, Unsicherheiten im Umgang
mit dem neuen Recht aber gibt es nach wie vor.
Das belegt auch der neue aktuelle Tatigkeitsbe-
richt des Datenschutzbeauftragten, den wir im Jus-
tizausschuss noch beraten werden.

Aus den Zahlen geht hervor, dass sich die Ham-
burgerinnen und Hamburger im Jahr 2018 — vor al-
lem nach Mai 2018 — in deutlich hdherem Male als
zuvor mit Beratungswinschen und Beschwerden
an den Datenschutzbeauftragten gewandt haben.
Das ist grundsatzlich eine gute Botschaft, denn es
ist Ausdruck der gestiegenen Sensibilitat fir das
Thema Datenschutz, die hier im Saal im Moment
offensichtlich nicht vorherrscht, denn sonst ware
die Aufmerksamkeit wahrscheinlich ein bisschen
gréler. Uns freut allerdings, dass es bei den Bur-
gerinnen und Bilrgern anders ist, und das erfordert
dann naturlich auch eine entsprechende personel-
le Verstarkung des Datenschutzbeauftragten. Be-
reits im Jahr 2017 haben wir im Hinblick auf die
Datenschutz-Grundverordnung den Personalkor-
per um funf Stellen verstarkt, und da wir jetzt gese-
hen haben, dass weiterer Handlungsbedarf
besteht, wollen wir mit unserem heutigen Antrag
weitere zwei neue Stellen schaffen. Sollten wir
feststellen, dass in Zukunft ein hoherer Stellenbe-
stand fir die Auslibung seiner Téatigkeit erforderlich
ist, werden wir das selbstverstandlich im Auge be-
halten und gegebenenfalls weitere Stellenverstar-
kungen ins Auge fassen. Das Thema Datenschutz
wird also auch in den kommenden Jahren auf-
merksam von uns

(Glocke)
begleitet werden. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei Mareike Engels
und Farid Muller, beide GRUNE)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Tabbert. — Herr Lenders, Sie haben
nun fir die CDU-Fraktion das Wort.

Joachim Lenders CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Kollege Tabbert
hat es eben schon erwahnt, seit fast einem Jahr ist
die DGSGVO

(Michael Kruse FDP: DSGVQ!)

— DSGVO, Kollege Kruse, genau, vielen Dank — in
Kraft. lhr Hauptanliegen ist mehr Transparenz,
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mehr Sicherheit im Hinblick auf persénliche Daten
in der digitalen Welt. Seit ihrem Inkrafitreten hat
sich, was voraussehbar war, die Anzahl der Einga-
ben an den Hamburgischen Datenschutzbeauf-
tragten gegeniber dem Vorjahr verdoppelt — und
ein Ende ist, mit Verlaub, nicht in Sicht. Unter den
2018 insgesamt eingereichten 3 328 Eingaben wa-
ren allein 1 898 Beschwerden, vor allem in den Be-
reichen der Tele- und Mediendienste, Finanzen
und Vorsorge, Gesundheitswesen und Onlinehan-
del. Dabei wurden den Angaben zufolge 29 Ver-
stéRe gegen die DSGVO festgestellt, und dreimal
wurden im Hinblick darauf Bu3gelder verhangt. Die
haufigsten Grinde seien eine verspatete Auskunft
gewesen und Werbung trotz Werbewiderspruchs.
Der Datenschutzbeauftragte fiihrt in seinem Tatig-
keitsbericht fir das vergangene Jahr aus, dass die
Méoglichkeiten fiir die Betroffenen, sich bei der Auf-
sichtsbehdrde wegen einer Verletzung ihrer Rech-
te zu beschweren, eine derart hohe Akzeptanz ge-
funden hat, dass die Zahl der durchschnittlichen
Eingaben pro Kalendertag von 4,4 im Jahr 2017
auf 9,3 nach Geltung der DSGVO gewachsen ist.
Insofern sind die Aufgaben, die der Datenschutz-
beauftragte und seine Mitarbeiter zu bewaltigen
haben, nicht nur in qualitativer Hinsicht, sondern
auch mengenmalig deutlich gestiegen, und des-
halb ist es natirlich richtig und sinnvoll, an dieser
Stelle zu einer Personalaufstockung zu kommen.
Von daher, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, stimmt auch die CDU-Fraktion Ihrem Antrag
zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Milan Pein und
Urs Tabbert, beide SPD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Lenders. = Das Wort erteile ich nun
Frau Timm fiir die GRUNE Fraktion.

Dr. Carola Timm GRUNE:* Frau Préasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Die Arbeitsbelastung des
Hamburgischen Datenschutzbeauftragten ist ein
Dauerthema, und selbstverstandlich hat sich die
Belastung verstarkt durch das Inkrafttreten der Da-
tenschutz-Grundverordnung im letzten Jahr, denn
dadurch sind die Rechte, aber auch die Anforde-
rungen an den Datenschutzbeauftragten erheblich
gestiegen.

Der Hamburgische Beauftragte flr Datenschutz
und Informationsfreiheit ist bekanntlich seit 2017
vollstdndig unabhangig und bendtigt natirlich eine
entsprechende Ausstattung, die ihn arbeitsfahig
macht, sodass er den erweiterten Verpflichtungen,
Aufgaben und Zustandigkeiten dauerhaft nach-
kommen kann. Deshalb haben wir Regierungsfrak-
tionen die Arbeitsbelastung evaluiert anhand meh-
rerer Anfragen nach Artikel 60a der hamburgi-
schen Verfassung.

AuRerdem hat es auch in der Vergangenheit be-
reits wiederholt Verstarkungen gegeben, so in den
letzten Haushaltsbeschlissen und anlasslich des
Inkrafttretens der Europédischen Datenschutz-
Grundverordnung letztes Jahr. Da hatte es eine
Verstarkung um 8,7 Stellen gegeben, die haupt-
sachlich zur Entfristung von Stellen eingesetzt wur-
den.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Allerdings ist immer noch nicht absehbar, wie sich
die Belastungssituation dauerhaft einpendelt. Das
ist weiterhin kontinuierlich zu beobachten. Deshalb
ist auch diese Stellenverstarkung nur ein weiterer
kurzfristiger Zwischenschritt. Es werden sicherlich,
Herr Tabbert hat es schon angesprochen, noch
weitere Verstarkungen folgen, vor allem, wenn sich
die Belastungssituation nicht andert und dauerhaft
als hoch einpendelt. Es handelt sich also weiterhin
um einen laufenden Prozess,

(Vizeprasidentin Antje Mdller Gbernimmt den
Vorsitz.)

in dem weiter evaluiert wird und auf Basis der eva-
luierten Daten gegebenenfalls nachgesteuert wird,
wie auch jetzt mit den in diesem Antrag vorgesehe-
nen zusatzlichen zwei Stellen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, fur die Fraktion DIE LINKE bekommt nun
Herr Dolzer das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. Liebe Hamburgerinnen und Hamburger,
liebe Abgeordnete! Gegen die geplante Auf-
stockung der Stellen des Datenschutzbeauftragten
kann man erst einmal Uberhaupt nichts sagen;
deshalb stimmen wir dem Antrag zu. Ob das nun
allerdings zu einer angemessenen Ausstattung
fuhrt, stellen wir sehr infrage, denn — Sie haben es
vorhin schon gesagt — durch die Umstellung der
EU-Datenschutz-Grundverordnung und der ent-
sprechenden Landesverordnung und gleichzeitig
der Selbststadndigmachung — ich sage das jetzt ein-
mal salopp so — des Datenschutzbeauftragten ist
es zu Mehraufwand gekommen. Deshalb hat er
funf Stellen mehr bekommen. Er brauchte aber,
um angemessen ausgestattet zu sein, mindestens
sieben Stellen mehr. Wir als Links-Fraktion wun-
schen uns, dass Sie dem Datenschutzbeauftragten
zuhoéren und das entsprechend gewahren.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Farid
Miiller GRUNE)

Form und Inhalt bilden immer eine Einheit. Wie Urs
Tabbert gesagt hat, gibt es mehr Beratungsbedarf.
Vieles von diesem Beratungsbedarf hangt damit
zusammen, dass das Gesetz nicht gut ausgestat-
tet worden ist. Wir haben gesagt: Gestaltet es wie
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in Berlin, macht Verweise auf die EU und auf die
Bundesebene, dann verstehen die Menschen es
auch.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch noch
schwerer verstandlich!)

Viele tun es nicht, und deshalb haben sie Bera-
tungsbedarf. Diesen Beratungsbedarf hatte man
durch eine andere Gesetzlegung im Sinne der Be-
volkerung besser ausstatten kdnnen.

Zusatzlich finden wir es wichtig, dass dem Daten-
schutzbeauftragten zugehort wird. Er hatte viel Kri-
tik. Zum Beispiel sind die Beschaftigtenrechte auf
Datenschutz in der Landesverordnung nicht genu-
gend berucksichtigt worden. Beim Transparenzge-
setz-Anderungsentwurf kénnte es jetzt dazu kom-
men, dass Daten von Beschwerdetragern heraus-
gegeben werden, die zu Gefahrdung flihren. Héren
Sie dem Datenschutzbeauftragten bitte auch zu,
wenn er inhaltlich etwas zu sagen hat. Dann wird
ein bisschen Arbeit abgewendet.

(Dirk Nockemann AfD: Wir wollen uns von
Ihnen nicht belehren lassen, Herr Dolzer!)

Geben Sie ihm im Weiteren geniigend Stellen, da-
mit er seine sehr gute Arbeit auch gut ausfiihren
kann. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fur die FDP-Frakti-
on bekommt nun Frau von Treuenfels-Frowein das
Wort.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren! Der Datenschutzbeauftragte braucht mehr
Stellen. Wir missen ihm diese Stellen beschaffen.
Wir brauchen dafiir das Geld. Das Ganze ist seit
2018 im Gang; das hatten wir schon ein bisschen
frher beschlieBen kdnnen. Wir freuen uns, dass
Sie das jetzt weiter evaluieren wollen. Wir sind na-
turlich dabei, und die Debatte dazu fand ich sehr
anregend. Wir alle stimmen zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Milan Pein SPD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fur die AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Nockemann das Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Verehrtes Prasidium, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren! Die Daten-
schutz-Grundverordnung ist ein hochst komplexes,
in Teilen ein dulerst schwierig verstandliches Re-
gelungswerk; deswegen gibt es auch heute noch
diverse Unsicherheiten. Herr Dolzer, wenn Sie sa-
gen, man hatte mehr mit Verweisungen arbeiten
mussen, dann ist das gerade nicht der Fall; da-
durch wird ein Gesetz nicht verstandlicher. Wenn
Sie sténdig irgendwelche Querverweise auf andere
Gesetze haben, dann missen Sie zehn Gesetzbi-

cher nebeneinander liegen haben und das mitein-
ander abgleichen. Also das ist wirklich Unsinn.

Aus dieser neuen Europaischen Datenschutz-
Grundverordnung sind gewisse Beratungspflichten
entstanden und weitere Pflichten zur Abstimmung
auf der europaischen Ebene erwachsen. Ich glau-
be, dass der Personalbedarf, der hier geltend ge-
macht wird, sicherlich unstreitig ist. Wir haben ge-
rade dargelegt bekommen, inwieweit die Antrags-
zahlen beziehungsweise die Nachfragen beim Lan-
desbeauftragten fur Datenschutz zugenommen ha-
ben. Infolgedessen stimmen wir der beantragten
Stellenzahl zu. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Fast hatte ich ge-
sagt, ich sehe keine Wortmeldungen mehr, aber es
gibt noch eine. — Herr Dolzer fir die Fraktion DIE
LINKE, Sie haben das Wort.

Martin Dolzer DIE LINKE:* Herr Nockemann, ich
weil} nicht, ob Sie sich mit dem Gesetz auseinan-
dergesetzt haben oder nicht.

(Dirk Nockemann AfD: Mit dem Gesetz
schon!)

Gerade bei diesem Gesetz machen die Verweise
Sinn, weil bestimmte Regelungsbedarfe in Ham-
burg nicht mehr ausgeflhrt werden und nur auf der
Bundes- oder Europaebene sichtbar werden. Die
Menschen, die sich mit dem hamburgischen Ge-
setz beschaftigen, konnten durch diese Verweise
durchaus eine Klarheit bekommen. Das hat man in
Berlin und anderen Bundeslandern gesehen.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch Unfug!)

— Das als Unsinn zu bezeichnen, wenn man ein
bevolkerungsnahes Gesetz machen soll, finde ich,
ehrlich gesagt, etwas unqualifiziert. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Nockemann
fur die AfD-Fraktion, Sie bekommen erneut das
Wort.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Dolzer, die Auseinan-
dersetzungen mit lhnen machen mir wirklich kei-
nen besonderen Spaly, aber trotzdem muss ich
noch einmal nach vorn gehen. Ich weil} nicht, ob
Sie schon einmal Gesetze geschrieben haben. Ich
weild auch nicht, ob Sie wissen, wie verstandlich so
etwas wird. Je haufiger Sie verweisen, desto eher
gehen die inhaltlichen Zusammenhange verloren.
Naturlich verweist auch dieses Gesetz ab und zu,
aber Sie haben gerade ausgeflihrt, Sie wollten
noch mehr Verweise. Wenn man lhren Vorstellun-
gen gefolgt ware, sagten Sie gerade, ware das Ge-
setz viel verstandlicher geworden. Nein, die Rege-
lungsthematik ist schon sehr komplex, und deswe-
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gen ist es sicherlich auch ein Regelungswerk, bei
dem es Probleme im Verstandnis gibt. Aber durch
Verweisung machen Sie das Ganze nicht klarer.

Vizeprasidentin Antje Méller: Auch dieser Dialog
scheint mir nun beendet. Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer also mochte nun den Antrag der Fraktionen
der SPD und GRUNEN aus Drucksache 21/17929
annehmen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist der Antrag angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 49, Unter-
richtung durch die Prasidentin: Blrgerschaftliches
Ersuchen vom 27. Marz 2019: "Das Hamburger In-
tegrationsmodell sinnvoll erganzen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 27. Marz
2019: "Das Hamburger Integrationsmodell sinn-
voll ergédnzen" — Drs. 21/16523

— Drs 21/17840 -]

Auch hier hatte es sich um eine Kurzdebatte ge-
handelt, aber die Fraktionen sind Ubereingekom-
men, auf die Debatte zu verzichten.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/17840 Kenntnis ge-
nommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 102, An-
trag der CDU-Fraktion: Genug ist genug: 2020 kei-
ne weitere Preiserhdhung fur HVV-Tickets — Busse
und Bahnen als Riickgrat der Mobilitat starken und
Angebote verbessern.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Genug ist genug: 2020 keine weitere Preiserho-
hung fiir HVV-Tickets — Busse und Bahnen als
Rickgrat der Mobilitit starken und Angebote
verbessern

— Drs 21/17923 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Keine Verkehrswende ohne Preiswende beim
HVV: Ausbau des offentlichen Personennah-
verkehrs (OPNV) und Einstieg in das 365-Euro-
Jahresticket

— Drs 21/18014 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/18014 ein
Antrag der Fraktion DIE LINKE vor. Die Fraktionen
der SPD, GRUNEN, LINKEN und AfD mdchten
den Hauptantrag an den Verkehrsausschuss tber-
weisen, DIE LINKE will ihren Zusatzantrag eben-

falls dorthin Uberweisen. Auch hier sind die Fraktio-
nen Ubereingekommen, auf die Debatte zu verzich-
ten, und wir kommen zu den Abstimmungen.

Wer also mochte nun zunachst die Drucksache
21/17923 an den Verkehrsausschuss Uberwei-
sen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist die Drucksache Uberwiesen.

Wer mochte dariber hinaus die Drucksache 21/
18014 ebenfalls an den Verkehrsausschuss tber-
weisen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist diese Uberweisung abgelehnt.

Dann stimmen wir Uber den Antrag der Fraktion
DIE LINKE aus Drucksache 21/18014 in der Sache
ab.

Wer mochte sich diesem Antrag anschlieRen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 105, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
PrimaStadtKlima: Hamburg zur klimaresilienten
Stadt umbauen — mit Fassadengrin das Mikrokli-
ma verbessern und Schadstoffe binden.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

PrimaStadtKlima: Hamburg zur klimaresilienten
Stadt umbauen — Mit Fassadengriin das Mikro-
klima verbessern und Schadstoffe binden

— Drs 21/17926 -]

Die Fraktionen der CDU und der AfD mdchten die-
se Drucksache an den Ausschuss fur Umwelt und
Energie Uberweisen. Die AfD-Fraktion méchte die
Drucksache zusatzlich mitberatend an den Stadt-
entwicklungsausschuss Uberweisen. Auch hier
sind die Fraktionen ibereingekommen, auf die De-
batte zu verzichten, und wir kommen zur Ab-
stimmung.

Wer also mdchte nun zunachst die Drucksache
21/17926 federfiihrend an den Ausschuss fir Um-
welt und Energie und mitberatend an den Stadtent-
wicklungsausschuss tberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieses Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur zweiten Frage:

Wer mochte die Drucksache nur an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie Uberweisen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieses Begehren ist abgelehnt, und wir kom-
men zur Abstimmung in der Sache Uber den An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD aus
Drucksache 21/17926.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17840
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17923
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/18014
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17926

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 102. Sitzung am 14. August 2019 7961

(Vizeprasidentin Antje Moller)

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die-
ser Antrag mehrheitlich beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 94, Antrag
der Fraktion DIE LINKE, Drucksache 21/17788 in
der Neufassung: Lebendiges Quartier statt leer
stehender Messehallen.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Lebendiges Quartier statt leerstehender Messe-
hallen

— Drs 21/17788 (Neufassung) -]

Diese Drucksache méchte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewlinscht? — Frau Sud-
mann, Sie bekommen es.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Vielleicht haben Sie sich gefragt, wie-
so DIE LINKE auf die ldee kommt, die Messe in
Hamburg zu verlagern und dafiir ein lebendiges
Quartier mitten in der Stadt zu schaffen. Wenn Sie
alle sich einmal genau angucken, wo die Messe-
hallen stehen, namlich wirklich mitten in der Stadt,
umgeben von optimalen Verkehrsanbindungen,
und wenn Sie dann feststellen, dass auf dieser
17 Hektar groRen, 17 Fulballfelder grol3en Flache
die Messe noch nicht einmal die Halfte des Jahres
diese Flache wirklich nutzt, dann wirden und
mussten Sie sich doch auch fragen, warum nie-
mand auf die ldee kommt, das anders zu nutzen.

Die Hamburg Messe und Congress GmbH sagt,
sie habe eine Idee, sie wolle noch eine Halle bau-
en. Das muss doch allen aufstof3en. Sie hat schon
jetzt einen Leerstand, sie hat viel zu wenig Nut-
zung und will noch eine Halle bauen. Das kann es
irgendwie nicht sein, auch nicht, wenn ich mir an-
sehe, dass unter den zehn gréften Messestand-
orten alle Standorte nicht in der Innenstadt, son-
dern am Rand liegen.

(Thilo  Kleibauer
Quatsch!)

— Das ist kein Quatsch, das ist Realitat, Herr Klei-
bauer.

CDU: Das ist doch

Wenn man sich die Nichtausnutzung ansieht, dann
kann DIE LINKE nur zu einem Schluss kommen,
den Sie hoffentlich teilen: Dort macht es wesentlich
mehr Sinn, die Messe zu verlagern und Woh-
nungsbau zu machen.

(Beifall bei der LINKEN — Thilo Kleibauer
CDU: Und wo soll sie hin?)

— Sehr gut, vielen Dank. Genau, Herr Kleibauer,
wo soll sie hin?

Da haben wir einen wunderbaren Vorschlag. Sie
haben alle mitbekommen, dass auf dem Kleinen
Grasbrook geplant ist, Wohnungsbau auf der ge-
genuberliegenden Seite zu machen, also am Mol-
dauhafen am Melniker Ufer, dass fur diesen Woh-
nungsbau Larmschutz erforderlich ist und dass da-
flr zurzeit angedacht ist, Birobau zu machen. Wir
haben den viel besseren Vorschlag: Das ist ein gu-
ter Standort fir die Messe. Sie, Herr Kleibauer
werden leuchtende Augen bekommen, denn Sie
haben die Mdglichkeit des Autobahnanschlusses,
und die Stadt plant dort einen U-Bahn-Anschluss.
Das heil3t, wir haben die Infrastruktur, die wir brau-
chen, und wir schlagen zwei Fliegen mit einer
Klappe. Wir kénnen die Messe verlagern, wir kdn-
nen Wohnungsbau am Kleinen Grasbrook ermdgli-
chen, und wir kénnen vor allen Dingen zwischen
Karo- und Schanzenviertel endlich langfristig preis-
glinstigen Wohnungsbau machen. Daruber mis-
sen Sie doch begeistert sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich merke aber an Ihren Reaktionen, dass Sie es
nicht sind. Ich finde es auch sehr, sehr schade,
dass Sie das noch nicht einmal im Ausschuss dis-
kutieren wollen, dass Sie nicht bereit sind, die De-
batte zu fihren. Es gab zuerst sehr erfreuliche
Pressereaktionen. Herr Kienscherf sagte, die Mes-
se solle einmal ein Konzept vorlegen, man misse
dariber nachdenken, wenn die Messe jetzt nicht
so effektiv ist. Auch Herr Dromann, Bezirksamts-
leiter Hamburg-Mitte, fand, man mdisse darlber
nachdenken. Dieses Nachdenken kénnen wir gern
gemeinsam machen. Es gibt noch einen weiteren
Punkt, zu dem Sie doch jetzt sofort sagen miss-
ten: super. Nachste Woche beginnt der Workshop
zu der Magistralenbebauung. Dabei werden wahr-
scheinlich sehr viele schéne Ideen herauskommen.
Es gibt allerdings ein Grundproblem. An den
HauptverkehrsstralRen, an den Magistralen, ist
Uberwiegend privates Eigentum. Sie kdnnen die
privaten Eigentimerinnen und Eigentimer nicht
verpflichten, die Plane, die jetzt entstehen, sofort
umzusetzen. Deswegen muissen wir nach weiteren
Méglichkeiten suchen, um Wohnungsbau zu ma-
chen. Nach meiner Erinnerung, lieber Herr Kien-
scherf, wollen Sie den Kleinen Grasbrook relativ
schnell realisieren. Genauso lange wird es dauern,
um die Messe zu verlagern.

(Dirk Kienscherf SPD: Und wie lange dauert
das dann?)

Sie haben den gleichen Plan, Sie wollen doch
auch Wohnungsbau machen. Sie sind doch derje-
nige, Herr Kienscherf, der sich immer hinstellt und
sagt, DIE LINKE sei gegen Wohnungsbau. Hier
haben Sie einmal die Mdglichkeit, zuzustimmen.
Und wer ist die grof3e Verweigerin? Die SPD. Das
ist doch echt peinlich.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: |hr seid gegen die Messe! Das ist das
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Trauma von Herrn Hackbusch, was da be-
waltigt werden muss!)

— Ich weil} jetzt nicht, welches Trauma Sie bewalti-
gen wollen. Ich merke nur, dass dieser Vorschlag
Sie trifft, sonst wirden Sie gar kein Problem ha-
ben, das hier zu diskutieren, wo Sie selbst doch
sehen, dass die Hamburg Messe und Congress
GmbH lhnen nicht das geliefert hat, was sie liefern
wollte. Insofern hoffe ich, dass Sie sich vielleicht im
Laufe der Debatte doch noch dazu durchringen
werden, den Antrag zu Uberweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das Wort bekommt
Herr Schmidt fur die SPD, und ich weise einmal
darauf hin, dass meine Redeliste noch nicht ganz
komplett ist. Falls es also noch Wunsche gibt ...

Hansjorg Schmidt SPD:* Das macht nichts, ich
sage alles, und dann sind wir fertig.

Frau Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und
Herren! DIE LINKE baut ein bisschen eine Chima-
re auf und tut so, als kbnne man jetzt sehr schnell
Dinge realisieren. Lassen Sie uns das einmal ein
bisschen nuchtern betrachten. Bereits vor dem
groReren Ausbau der Messe Anfang 2000 ist tber-
legt worden, welche Vor- und Nachteile eine Verla-
gerung flir Hamburg beinhalten wirde. Ich selbst
erinnere mich noch an Planspiele, die Messe an
einen Transrapidbahnhof in Moorfleet zu verlegen.
Damals bestand die Meinung, dass die besondere
Starke des Messeprofils in Hamburg genau darin
besteht, dass wir einen Messestandort in der inne-
ren Stadt haben. Da kann ich lhnen als jemand,
der beruflich viel auf Messen unterwegs ist, sagen,
dass das tatsachlich ein grof3er Vorteil ist, den wir
in Hamburg haben.

Ich war damals bei dem Prozess der Messeerwei-
terung noch in der Bezirksversammlung, deswe-
gen auch an dem Prozess ein wenig beteiligt und
kann lhnen sagen, dass die Erweiterung und
Modernisierung der Messe unter sehr breiter Betei-
ligung der anliegenden Stadtteile erfolgt sind und
dadurch viel zur Akzeptanz der Messe im Schan-
zen- und Karoviertel beigetragen haben. Insbeson-
dere die Neuordnung der Verkehrsstrome im Be-
reich der Gnadenkirche und die Nord-Sud-Verbin-
dung vom Schanzenpark bis ins Karoviertel sind
ein grofer Gewinn flr den Stadtteil. Man kann im
Nachhinein sehr gut sehen, wie das dort angenom-
men wird.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Muller
GRUNE)

Heute einen Messestandort auf die grine Wiese
zu verlegen ware in Anbetracht der Debatten und
Inanspruchnahmen neuer Flachen fir Siedlungs-
entwicklung und auch unter o6kologischen Ge-
sichtspunkten absolut absurd.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Das waére sehr schwer zu vermitteln. Die Kosten
dafir durften die Milliardengrenze locker uber-
schreiten. Selbst wenn man diese Realitat einmal
ausblendet, was die Links-Partei immer gern
macht, kann man das einmal durchspielen.

Der Messestandort Hamburg hat einen Beschafti-
gungseffekt von tber 4 000 Arbeitsplatzen und er-
zielt regionalwirtschaftliche Effekte von rund
200 Millionen Euro. Ich weil}, dass die Arbeitsplat-
ze und die Steuereinnahmen bei solchen Uberle-
gungen bei der LINKEN immer nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Aber um den Messestandort
Hamburg nicht in Ganze zu gefahrden, muisste
man zunachst den neuen Standort schlusselfertig
entwickeln. Vorher muss man ihn Uberhaupt ein-
mal finden — Sie haben jetzt einen Standort einge-
bracht —, dann misste man das alles einmal genau
angucken. Jeder kann sich angesichts der Debat-
ten bei solchen grof’en Strukturprogrammen vor-
stellen, wie viele Jahre wohl vergehen, bis man
den neuen Standort entwickelt hat und den alten
aufgeben kann, sodass man an dem jetzigen
Standort mit dem Wohnungsbau anfangen kann.
So sieht es auch mit dem FleischGroRmarkt aus.
Die Flachen des FleischGromarktes sind vom
Landesverband Immobilienmangement und Grund-
vermogen (LIG) an die Sprinkenhof vermietet, und
die Sprinkenhof hat den Vertrag gerade verlangert.
Auch da reden wir Uber 2034; also stehen diese
Flachen nicht mal eben so zur Verfugung.

Eine schnelle Lésung fiir den aktuellen Wohnungs-
markt ist damit also definitiv nicht gegeben. Inso-
fern hoéren Sie auf, dieses Thema immer wieder
vorzutragen. Es ist vollkommen unrealistisch und
entspricht nicht der Wahrheit, dass man mit einer
Verlagerung der Messe dem aktuellen Wohnungs-
markt irgendetwas Gutes tun wirde.

(Beifall bei der SPD, der FDP und bei Farid
Miiller GRUNE)

Aus unserer Sicht ist es sinnvoller, neue Baugebie-
te direkt fir den Wohnungsbau zu nutzen. Das tun
wir seit 2011 sehr erfolgreich. Das Wohnungsbau-
programm dieses Senats ist eine Erfolgsgeschich-
te; das kann man sich jeden Tag genau anschau-
en. Die Hamburger Messe ist darlber hinaus ein
wichtiger Standortfaktor fir unsere Stadt. Mit frag-
wirdigen Abenteuern die wirtschaftliche Entwick-
lung der Hamburg Messe und Congress GmbH
aufs Spiel zu setzen, lehnen wir ab, und ebenso
halten wir es deshalb mit dem Antrag der LIN-
KEN. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die CDU-Frakti-
on bekommt nun Herr Erkalp das Wort.
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David Erkalp CDU: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Die Umbauarbeiten
und die Neubauten fir die Messehallen sind gera-
de erst ein paar Jahre her. Es sind zig Millionen
Euro fur dieses Projekt ausgegeben worden. Die
Bewohner im Karoviertel waren an dem Planungs-
prozess beteiligt. Alle waren damals zufrieden, und
wir waren damals in Hamburg-Mitte tatsachlich da-
riber froh, dass wir dieses Projekt so gut hinbe-
kommen haben.

Hamburg ist ein Wirtschaftsstandort, und die Mes-
se ist sehr wichtig fir Hamburg. Die Menschen
kommen aufgrund ihres Jobs nach Hamburg, man-
che sehen Hamburg vielleicht zum ersten Mal, ler-
nen Hamburg lieben, und diejenigen, die Hamburg
privat lieben, lieben wahrscheinlich Hamburg auch
als Investoren; damit missen wir natlrlich immer
rechnen und darauf hoffen. Die Messe ist zugleich
ein Taréffner fur Hamburg und spllt am Ende des
Tages sehr viel Geld in die Stadt. Auch wenn hier
und da die Zahlen nicht immer stimmen, so kommt
doch kein normaler Mensch nach so wenigen Jah-
ren tatsachlich auf die Idee zu sagen: Lasst uns
das abreilden, wir ziehen woanders hin und bauen
hier Wohnungen. So einfach ist das Leben nicht.
Man muss wirklich planen, wie Herr Schmidt gera-
de sagte. Es ist ein riesenlanger Prozess dieser
Planung; das geht nicht von heute auf morgen. Es
wirde auch tatsachlich den Problematiken der
Stadt, mehr Wohnungen zu bauen, Uberhaupt
nicht gerecht werden.

Und wenn die Nachfrage tatsachlich steigt — heute
ist es ein bisschen schwach mit der Messe, aber ir-
gendwann konnte die Nachfrage nach dieser Mes-
se und Messebesuchern wiederum steigen —, was
macht man dann? Man kann nicht sagen, man
baue die Hiutte jetzt noch schnell. Auch das ist ein
grolRes Problem. Die Personen, die daflr verant-
wortlich sind, mussen fur den Tag X planen, falls
es einmal starkere Tage, Monate und Jahre gibt.
Deswegen muss man sich das offenhalten und
sich diesen Puffer geben. Selbst wenn, wo sollte
dann die Messe geplant werden? Sie haben jetzt
den Vorschlag gemacht, am Kleinen Grasbrook.
Das sehen wir nicht, das sehen die Kollegen von
der SPD wahrscheinlich auch nicht.

Also es ist nicht so einfach. Auch 2015, 2016,
2017 wahrend der Fliichtlingszeit haben wir gese-
hen, dass es nicht so einfach ist, auch mit den Bir-
gern vor Ort neue Gebiete zu erschliefen. Das ist
nicht einfach ein kleines Gebiet, wo man finf Hau-
ser hinbaut, sondern das ist ein Riesengebiet von
17 Hektar, wie Sie schon sagten. Das findet man
nicht einfach so, erst recht nicht in der Stadt, denn
Hamburg ist endlich. Dann kann man da auch lei-
der nicht zurlck. lhrem Antrag entnehme ich, dass
es wieder sehr stark in den Bereich Klientelpolitik
geht,

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

dass Sie da wieder die Liicke schlief3en wollen. Ich
mdchte jetzt nicht noch einmal die einzelnen Bei-
spiele nennen. Aber es geht natirlich wieder sehr
klar nach dem Schema X, das heute wieder ge-
nannt worden ist. Die Messe sorgt tatsachlich da-
fur, dass potenzielle Kunden fir Auftrdge hoffent-
lich nach Hamburg kommen und durch diese Auf-
trage Gelder in die Stadt spilen. Mit diesen Gel-
dern finanzieren wir dann Projekte, die Sie dann
wieder sehr gut finden, in dieser Stadt. Diese Rei-
henfolge sollte man nicht andern; das ist namlich
die richtige Reihenfolge.

Den politischen Willen sehe ich im Ubrigen auch
nicht. Ich sehe nicht, dass eine der Parteien, die
heute noch das Sagen haben, nach einer so kur-
zen Zeit irgendetwas in dieser Richtung macht. Wir
beobachten in den nachsten Jahren die Entwick-
lung der Messe und werden dann gegebenenfalls
noch einmal etwas dazu sagen, sollte es wirklich
einmal sehr, sehr schlimm werden. Bis es so weit
ist, denken wir, sollte alles so bleiben, wie es ist.
Ich danke Ihnen. Wir werden diesen Antrag nicht
annehmen und ihn auch nicht weiterleiten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU, der FDP und vereinzelt
bei der SPD)

Vizeprisidentin Antje Moller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herrn Lorenzen das Wort.

Dominik Lorenzen GRUNE:* Sehr geehrtes Prasi-
dium, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Der
Kollege Schmidt hat anscheinend aus meinem
Skript geluschert; deswegen hat sich das ein
bisschen erledigt. Vieles wurde schon gesagt; das
mdchte ich nicht wiederholen.

Wir haben mit einer stadtnahen Messe einen ent-
scheidenden Vorteil nicht nur fir das Messege-
schéaft, also B2B, die gute Erreichbarkeit. Wir ha-
ben auch einen entscheidenden Vorteil fir unsere
Verbraucherausstellung, also die Dinge, die wir fiir
die Menschen aus der Region machen, die unser
Gelande gut und schnell erreichen kénnen. Das ist
Grundlage fir ein 6kologisches, nachhaltiges Mes-
se- und Ausstellungsgeschéaft. Das wollen wir er-
halten, das ist gut so. Wir wollen die Leute nicht,
wie anderswo, in die Wallapampa schicken. Des-
wegen soll die Messe genau da bleiben, wo sie ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich lese, dass wir jetzt in Bremen eine linke Wirt-
schaftsbehérde bekommen. Ich glaube, mit der
Wirtschaftskompetenz der Hamburger LINKEN ist
es noch nicht so weit. Diese Milchmadchenrech-
nung, die Sie da aufmachen,

(Zurufe von Martin Dolzer und Heike Sud-
mann, beide DIE LINKE)
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ist tatsachlich absolut erschreckend. Also noch ein-
mal: Wir haben ein Messegelande mit einer perfek-
ten Infrastruktur. Sie fabulieren dariiber, dass wir
diese Infrastruktur perfekt fir Wohnungsbau neh-
men koénnen. Sie lassen aber einfach unter den
Tisch fallen, dass wir an einem neuen Standort,
von dem Sie ehrlicherweise Uberhaupt keine Ah-
nung haben, wo er hinkommen kénnte — der Vor-
schlag, den Sie gemacht haben, ist wirklich halb
gar —, diese komplette Infrastruktur fir Milliarden-
betrage wiederherstellen missten. Das ist eine
Milchmadchenrechnung, das ist Wolkenkuckucks-
heim, Entschuldigung.

(Stephan Jersch DIE LINKE: Sie wollen die
Stadt doch umbauen!)

Setzen wir noch einen drauf. Wir haben mehr oder
weniger neue Messehallen gebaut, die in diesen
Leasingvertragen sind. Sie schreiben das in lhrem
Antrag auch kurz. Aber noch einmal: Wir reden von
280 Millionen Euro fir mehr oder weniger neue
Hallen, die wir dann wieder abreilfen und in den
Wind schielBen. Ist das verantwortungsvolle Wirt-
schaftspolitik? Nein.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Stephan Jersch DIE LINKE: Wirtschaft lebt
von der Gesellschaft!)

—Ja, im Kommunismus kénnen die Hunde halt flie-
gen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
FDP)

Aber an sich bedanke ich mich fir einen Antrag,
bei dem die Grundidee zwar vollig vermurkst ist,
Sie aber sehr wichtige Fragen stellen, die wir alle
in Zukunft gemeinsam diskutieren missen. Ist die
Messeerweiterung der richtige Weg? Was soll dort
stattfinden? Das missen wir gemeinsam diskutie-
ren. Ja, wir haben ein Problem mit der Auslastung.
Auch darlber, wie wir das Messegelande weiter-
entwickeln kénnen, muissen wir reden. Auch die
Idee, Uber Erbbaurechtsvertrage anhand des Bo-
denrichtwerts zu sprechen, kann man, wenn man
entsprechende Flachen findet, pragmatisch disku-
tieren.

Das Wichtigste ist, und das ist die eigentliche Fra-
ge, um die es geht und von der Sie geschickt ab-
lenken: Wir haben ein groltes stadtisches Messe-
und Ausstellungsgelande, das, wie auch ich finde,
zum Teil nicht so gut genutzt wird, durch unan-
sehnliche Zaune aus der Nachbarschaft herausge-
I6st ist. Genau das ist die Herausforderung, von
der ich hoffe, dass wir sie gemeinsam angehen.
Wie kénnen wir dieses Messegelande griiner, an-
wohnerfreundlicher, lebenswerter machen, fir die
Menschen bei uns in der Stadt 6ffnen? Das ist die
gemeinsame Aufgabe. Ich freue mich darauf. —
Danke.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und der
FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Nun bekommt Herr
Meyer flr die FDP-Fraktion das Wort.

Jens Meyer FDP:* Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! DIE LINKE
stellt mit lhrem heutigen Antrag ein weiteres Mal
Ihre Unfahigkeit unter Beweis, in dieser Stadt Ver-
antwortung zu Ubernehmen. Und das ist auch gut
so. Denn wir brauchen nur bis nach Berlin zu
schauen, um zu sehen, welchen irrsinnigen Lauf
linke Politik in der Stadtentwicklung nimmt.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei Mi-
chael Kruse FDP)

Mége Hamburg eine Regierungsbeteiligung der
LINKEN fur lange, lange Zeit, besser noch fur im-
mer erspart bleiben.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD)

Sie, liebe Frau Sudmann, prasentieren uns einen
Antrag, der einerseits Gutachten und Untersuchun-
gen in Auftrag geben soll, andererseits aber die Er-
gebnisse dieser Untersuchungen gar nicht bertick-
sichtigt, sondern die Verlagerung der Messe vorbe-
reiten und nach |hren besonderen Vorstellungen
vollziehen soll. Ergebnisoffenheit scheint lhnen ein
Fremdwort zu sein, und mit Realitdten beschafti-
gen Sie sich ohnehin nicht so gern und schwelgen
lieber in lhrer sozialistischen Vergangenheit.

Dass die Messe bei uns so prominent gelegen ist,
ist zunachst einmal ein erheblicher Standortvorteil,
von dem Hamburg profitiert — die Kollegen haben
eben schon darauf hingewiesen. Die Verkehrslast
fir Messetransporte wird von der guten Erreichbar-
keit durch Messebesucher bei Weitem kompen-
siert. Sowohl das angrenzende und in Sanierung
befindliche CCH als auch die 4 000 Betten in un-
mittelbarer Nahe der Messe sind ein Vorteil, um
den uns viele andere Stadte beneiden. Naturlich
sollte vorausschauende Stadtentwicklungspolitik
Nutzungen und Flachen in dieser Stadt im Blick
haben und auf Veranderungen frihzeitig reagie-
ren. Das kann auch bedeuten, die Messe perspek-
tivisch an einen anderen Ort zu filhren, aber dann
bitte erst eine Analyse und dann ein Konzept, be-
vor man an weitere Mallnahmen denkt. Aber Sie,
liebe Frau Sudmann, machen den dritten vor dem
zweiten und den zweiten vor dem ersten Schritt.
Das zeigt uns, dass es lhnen nicht um seriése und
zukunftsweisende Stadtentwicklungspolitik geht,
sondern nur um lhren dblichen linken Klamauk, bei
dem wir Sie sicher nicht unterstiitzen werden. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
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Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die AfD-Frakti-
on erhalt jetzt Herr Ehlebracht das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Zu dem
vorliegenden Antrag wurde jetzt schon sehr viel
gesagt, deswegen nur noch ein paar Anmerkun-
gen. Der Antrag in dieser fordernden Formulierung,
wie er jetzt gestellt worden ist, kann einem nur
sonntags bei sehr viel Langeweile in der Badewan-
ne einfallen.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Sie sind ja heu-
te so witzig!)

Da wurde einer Wachstumsstrategie folgend eine
Messe etabliert. Ich habe 370 000 Millionen Euro
Investitionen, nicht nur die erwahnten 240 000 Mil-
lionen Euro, ausgerechnet. Das ist gerade einmal
zehn Jahre her, und nach dem Willen der LINKEN
soll das alles nun plattgemacht und irgendwo an-
ders wieder aufgebaut werden. DIE LINKE bringt
dazu zwar einen Vorschlag, aber auf jeden Fall
— und jetzt kommt's — soll es umwelt- und klima-
schonend erfolgen. Das heifdt, ich reil3e etwas vol-
lig Intaktes, Etabliertes, Gebrauchsfahiges einfach
mal so ab, habe keinen genauen Plan, wo es hin
soll, mache es aber auf jeden Fall umwelt- und kli-
maschonend.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Und inklusiv!)

Das ist schon Grund genug zu sagen: so nicht.
Das Thema hatte man anders angehen mussen,
auch wenn die Argumentation nicht abwegig ist.
Man kann das schon nachvollziehen, der Wille ist
erkennbar. Aber mit dem gleichen Argument kdnn-
te ich im Grunde genommen auch den Leerstand
der Freibader reklamieren und sagen, auch sie ge-
horten abgeschafft, weil sie nur fiinf Monate im
Jahr genutzt werden. Auch das Thema geringe
oder nicht richtige Auslastung der Messehallen
wurde angesprochen. Es ist richtig, dieses Thema
einmal zu besprechen, aber nicht mit dieser Uber-
schrift. Sie kdnnten auch das Heiligengeistfeld ab-
schaffen, das noch weniger im Jahr genutzt wird:
dreimal Dom, einmal Zirkus und ein paar Wochen-
endveranstaltungen. Das ist es vielleicht auch
nicht. Einzig und allein lhrem Punkt 2 im Petitum
kénnen wir zustimmen, denn richtig ist, dass man
immer wieder Uberprifen muss, ob man sich noch
auf dem richtigen Weg befindet. Und da hilft es,
wenn nicht aus der Suppenschussel geguckt wird,
sondern wenn eine Expertise von auflen gestellt
wird, die sagt, ja, alles richtig, oder nein, lhr solltet
schon einmal einen anderen Kurs einlegen, denn
die Welt dreht sich weiter — Stichwort Digitalisie-
rung. Das Verhalten der damaligen Messekunden
hat sich mdglicherweise geandert — auch ein
Grund, weshalb die Messe vielleicht nicht so lauft,
wie sie angedacht ist. Nur in diesem Sinne kénnen
wir Punkt 2 zustimmen. Ob der Weg, den wir ge-
hen, der richtige ist, muss Uberpruft werden.

Erwahnt wurde die Lage des jetzigen Messegelan-
des. Dazu gehdren die Infrastruktur, die nicht nur
die Verkehrsanbindung oder das CCH umfasst,
sondern auch samtliche Hotels in der Gegend. Die
Gastronomie freut sich, glaube ich, Uber jede Ver-
anstaltung dort. All das sind Aspekte, die in den
Antrag hineingehoéren, dort aber Uberhaupt keine
Berlcksichtigung finden.

Mir ware es lieb, Punkt 2 durchzuwinken. Denn es
ist gut, wenn man flir so eine Expertise mit allen
Beteiligten spricht, die Experten sich dazu zu Wort
melden lasst, sie anhért und dann abwagt, anstatt
einen so unausgegorenen Badewannenantrag hier
einzubringen. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE erhalt Frau Sudmann erneut das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Aus lhren Beitragen ergeben sich
drei Fragen. Erstens: Wo steht in diesem Antrag,
neuer Wohnungsbau solle schnell und kurzfristig
entstehen? Zweitens: Wo steht in diesem Antrag,
dass die Messe in Hamburg dichtgemacht werden
soll? Und drittens: Wo haben Sie in dieser Stadt
die komplette Ablehnung dieses Antrags vernom-
men? Ich fange einmal mit der letzten Frage an.
Sie werden vielleicht bei der Berichterstattung mit-
bekommen haben, dass Stadtplanerinnen und
Stadtplaner, Architektinnen und Architekten, Wirt-
schaftsfachleute, Professorinnen und Professoren
der HCU gesagt haben, das sei eine ldee, die man
verfolgen musse, die wichtig fur diese Stadt sei. Es
mag lhr oder mein Pech sein, dass Sie jetzt nur in
der Birgerschaft kreisen, dass Sie nicht gucken,
was draufen los ist.

Zur zweiten Frage: schnell. Das fand ich jetzt wirk-
lich besonders beeindruckend, gerade von Rot-
Griin, aber auch von der CDU. Sie haben ein Pro-
jekt auf dem Kleinen Grasbrook. Das geht genau-
so schnell oder dauert genauso lange wie das Pro-
jekt, das wir gerade vorschlagen. Es ist doch voéllig
klar, dass wir von einer langfristigen Planung re-
den. Rot-Grun spricht immer von Wohnungsbau
bis 2030. Wir alle wissen, dass wir weiterhin Woh-
nungen brauchen. Das ist also wohl nun wirklich
definitiv kein Gegenargument.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Einzige, was wir innerhalb der nachsten zehn,
zwolf Monate entscheiden missen, ist die Frage,
ob der Leasingvertrag flir die Messe gekiindigt
werden soll. Beim Leasingvertrag gucke ich gern in
Richtung CDU. Dass es uberhaupt auf diesem
stadtischen Grundstlck einen Leasingvertrag mit
zwei Banken gibt, der entgegen aller Expertenmei-
nungen im Jahre 2002 abgeschlossen wurde und
um das Doppelte teurer geworden ist, ist lhr Ver-
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schulden. Kein Wunder, dass Sie jetzt versuchen,
das zu vertreten. Das ist echt, ich sage einmal,
doppelte Moral.

(Beifall bei der LINKEN)

Dann hat Herr Schmidt — ich erinnere mich, ich war
schon damals in der Birgerschaft, als es darum
ging, ob die Messe verlagert werden soll — als Ar-
gument die Starke des Messestandorts in der inne-
ren Stadt genannt. Sie erinnern vielleicht auch,
dass es damals auch in der Drucksache, die von
Rot-Griin erstellt wurde, hiel3, man misse die Mes-
se in der inneren Stadt bauen, nur dort sei sie ent-
wicklungsfahig, Hamburg wolle aufsteigen und
einen der hdéchsten Platze in der Messeliga bele-
gen. Was ist das Resultat? Hamburg hat nicht den
ersten Platz, Hamburg ist nicht unter den starksten
zehn, und Hamburg hat — ich habe es schon ein-
mal gesagt — einen Messestandort, der die Halfte
des Jahres leer steht.

Und jetzt kommen Sie mit den Kosten. Eine Be-
grindung fir den Leerstand ist der hohe Sanie-
rungsbedarf. Es wird weiterhin an diesem Messe-
standort hoch saniert. Nun wollen Sie mir sagen,
es sei doch vollig verriickt, wenn man jetzt die
Messe verlagert. Auch das ist ein Argument, das
sich in Luft auflést, véllig neben der Spur.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn ich argumentiere und sage, dass wir, wenn
wir dort Wohnungsbau machen, Kosten fiir die In-
frastruktur sparen, weil wir Bahnanbindung haben,
weil wir drumherum schon sehr viele nutzbare An-
gebote haben und weil Sie doch auch immer sa-
gen, Sie wollten das Wohnen in die Stadt holen,
dann kann ich nicht verstehen, dass Sie sich wei-
gern, dariber nachzudenken. Natirlich kostet die
Verlagerung der Messe Geld. Ich bin erstaunt,
dass Sie nicht in der Lage sind — das habe ich
schon vor drei Stunden in der Pressemitteilung
rausgehauen —, auf diesen Vorschlag Moldauhafen
einzugehen. Sie, Rot-Griin, planen, Wohnungsbau
auf der anderen Seite am Kleinen Grasbrook zu
machen. Sie planen eine Randbebauung. Wenn
Sie dort Buros als Randbebauung, als Larmriegel
bauen, wollen Sie doch durchaus auch Infrastruk-
tur schaffen. Also auch da haben Sie Kosten, auch
da ist Ihr Argument null und nichtig.

Deswegen will ich wirklich nur sagen: Was Sie hier
abgeliefert haben, ist ein Trauerspiel. Uber die von
Ihnen erwahnte Milchmadchenrechnung reden wir
noch einmal extra; wie Sie merken, sind Sie damit
Uberhaupt nicht durchgekommen. Es ist ein echtes
Trauerspiel. Sie kdnnten es im Ausschuss diskutie-
ren. Es aber mit lhren nicht vorhandenen Argu-
menten nicht einmal in den Ausschuss zu geben
ist wirklich traurig.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen sehe ich nicht. Wir kommen zur Ab-
stimmung.

Wer mobchte nun zundchst die Drucksa-
che 21/17788 in der Neufassung an den Stadtent-
wicklungsausschuss liberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist diese Uberwei-
sung abgelehnt.

Dann kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Die AfD-Fraktion méchte die Ziffer 2 des Antrags
separat abstimmen lassen.

Wer mdchte also nun zunachst den Antrag der
LINKEN aus Drucksache 21/17788 in der Neufas-
sung mit Ausnahme von Ziffer 2 annehmen? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag
mit Ausnahme von Ziffer 2 abgelehnt.

Wer mochte sich nun Ziffer 2 anschlielRen? — Auch
hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
auch die Ziffer 2 abgelehnt.

Wir sind durch mit den Debatten und kommen zu
den weiteren Abstimmungen.

Aufruf Punkt 6, Berichte des Eingabenausschus-
ses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/17573 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/17574 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/17575 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/17573.

Wer mdchte sich zunachst der Empfehlung an-
schlieRen, die der Eingabenausschuss zu der Ein-
gabe 818/19 abgegeben hat? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit gab es hier Zustimmungen.

Wer mdchte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 763/19, 804/19, 829/19, 991/19, 1000/19
und 1003/19 folgen? — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wer schlie8t sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Auch das war einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/17574.

Wer mdchte sich zunachst der Empfehlung an-
schlielRen, die der Eingabenausschuss zu der Ein-
gabe 845/19 abgegeben hat? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war mehrheitlich der Fall.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17573
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17574
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17575
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Wer méchte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 572/19, 861/19, 894/19, hier: Verhalten des
Leiters, sowie 906/19 folgen? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war ebenfalls
mehrheitlich der Fall.

Wer schlie3t sich darlber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir kommen zum Bericht 21/17575.

Wer mdchte sich hier zunachst der Empfehlung
anschlielen, die der Eingabenausschuss zu der
Eingabe 854/19 abgegeben hat? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig eine Zustimmung.

Wer méchte dann der Empfehlung zu der Eingabe
871/19 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieser Empfehlung wurde gefolgt.

Wer mochte auch der Empfehlung zur Eingabe
913/19 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieser Empfehlung wurde mit einigen Enthal-
tungen gefolgt.

Wer schlie3t sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig der Fall.

Die in der Geschéaftsordnung fur bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Burgerschaft
die unter A aufgefliihrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig der Fall.

Wer schlief3t sich der Ausschussempfehlung unter
C an? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch dies war einstimmig.

Und wer stimmt dem Verlangen auf Besprechung
nach Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer Ge-
schaftsordnung unter D zu? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das war ebenfalls einstimmig.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, GroRRe
Anfrage der FDP-Fraktion: Justizvollzug — Wie ist
die Gesamtsituation in Hamburg?

[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:

Justizvollzug — Wie ist die Gesamtsituation in
Hamburg?

— Drs 21/17116 -]

*** Sammelubersicht siehe Seite 7977 ff.

Diese Drucksache mochte die FDP-Fraktion an
den Ausschuss flur Justiz und Datenschutz Uber-
weisen.

Wer mochte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist die Uberweisung abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von der
Grollen Anfrage aus Drucksache 21/17116 Kennt-
nis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9, GrofRRe
Anfrage der AfD-Fraktion: Umsetzung der Burger-
vertrage — Werden die Obergrenzen eingehalten?

[GroBe Anfrage der AfD-Fraktion:

Umsetzung der Biirgervertriage — Werden die
Obergrenzen eingehalten?

— Drs 21/17134 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Ausschuss fur Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Dann stelle ich auch hier fest, dass die Birger-
schaft von der GroRen Anfrage aus Drucksache
21/17134 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 11, Grol3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Jugendvollzug
und Jugendarrest in der Jugendvollzugsanstalt
Hahnéfersand.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Jugendvollzug und Jugendarrest in der Ju-
gendvollzugsanstalt Hahnéfersand

— Drs 21/17272 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fur Justiz und Datenschutz
Uberweisen.

Wer méchte das auch? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wird das unter-
stiitzt? — Dann wird die Besprechung der Drucksa-
che 21/17272 fir die nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 13, GrofRe


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17116
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17134
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17272
HembacRu
Schreibmaschinentext

HembacRu
Schreibmaschinentext
*** Sammelübersicht siehe Seite 7977 ff.
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Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Zur Wohnungs-
politik in Hamburg, die zweite.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Zur Wohnungspolitik in Hamburg (Il)
— Drs 21/17316 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss tUberweisen.

Wer schlieRt sich diesem Uberweisungsbegehren
an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird hier Besprechung beantragt? — Wird das aus
dem Haus unterstitzt? — Ja, das ist der Fall. Dann
wird die Besprechung der Drucksache 21/17316
fur die nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 15, GroRe
Anfrage der CDU-Fraktion: Erschwert lasch umge-
setzte Orientierungsberatung fiir Fliichtlinge deren
Integration?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:

Erschwert lasch umgesetzte Orientierungsbe-
ratung fiir Fliichtlinge deren Integration?

— Drs 21/17322 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integra-
tion Uberweisen.

Wer mdochte hier auch so verfahren? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wird hier Besprechung beantragt? — Wird das un-
tersttzt? — Das wird unterstiitzt. Dann wird die Be-
sprechung der Drucksache 21/17322 fir die
nachste Sitzung vorgesehen.

Tagesordnungspunkt 16, GroRe Anfrage der Frak-
tion DIE LINKE: Traum oder Albtraum — Wie ist die
Beschaftigungssituation von Lehrbeauftragten an
Hamburger Hochschulen?

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:

Traum oder Albtraum — Wie ist die Beschifti-
gungssituation von Lehrbeauftragten an Ham-
burger Hochschulen?

— Drs 21/17376 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Ausschuss fur Wissenschaft und Gleich-
stellung Uberweisen.

Wer méchte ebenso verfahren? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das Uberweisungsbegeh-
ren ist abgelehnt.

Auch hier die Frage: Wird Besprechung bean-
tragt? — Wird dies unterstitzt? — Das ist ausrei-
chend der Fall. Dann wird die Besprechung der
Drucksache 21/17376 fir die nachste Sitzung vor-
gesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 17, Grol3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Planlos, |6chrig
und undemokratisch: Der Entwurf des Schulent-
wicklungsplans.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Planlos, I6chrig und undemokratisch: Der Ent-
wurf des Schulentwicklungsplans

— Drs 21/17388 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Schulausschuss tberweisen.

Wer schlief3t sich dem Begehren an? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Wird hier Besprechung beantragt? — Wird das aus
dem Haus unterstutzt? — Das ist in ausreichender
Zahl der Fall. Dann wird die Besprechung der
Drucksache 21/17388 fiir die nachste Sitzung vor-
gesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 19, Grol3e
Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Zur Wohnungs-
politik in Hamburg, die dritte.

[GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Zur Wohnungspolitik in Hamburg (lll)
— Drs 21/17503 -]

Diese Drucksache moéchte die Fraktion DIE LINKE
an den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer méchte ebenso verfahren? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist der Fall. —
Wird das aus dem Haus unterstitzt? — Das ist
ebenfalls in ausreichender Zahl der Fall. Damit ist
die Besprechung der Drucksache 21/17503 fiir die
nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, GroRe
Anfrage der AfD-Fraktion: Wie hat die Schulbehor-
de bislang auf Fehlstunden aufgrund der Teilnah-
me an den "Fridays-for-Future"Demonstrationen
reagiert?

[GroBe Anfrage der AfD-Fraktion:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17316
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17322
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17376
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17388
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17503
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Wie hat die Schulbehérde bislang auf Fehlstun-
den aufgrund der Teilnahme an den "Fridays-
for-Future"-Demonstrationen reagiert?

— Drs 21/17679 -]

Diese Drucksache mochte die AfD-Fraktion an den
Schulausschuss Uberweisen.

Wer schlielRt sich diesem Uberweisungsbegehren
an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Die
Uberweisung ist abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Nein.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Grolten Anfrage aus Drucksache 21/17679 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22, Grolle
Anfrage der FDP-Fraktion: Dokumentationspflich-
ten im Gesundheitswesen.

[GroBe Anfrage der FDP-Fraktion:
Dokumentationspflichten im Gesundheitswe-
sen

— Drs 21/17753 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Gesundheitsausschuss Uberweisen.

Wer mochte ebenso verfahren? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist die Uberweisung abge-
lehnt.

Wird hier Besprechung beantragt? — Wird das un-
terstutzt? — Das ist ebenso der Fall in ausreichen-
der Zahl. Dann wird die Besprechung der Drucksa-
che 21/17753 fir die nachste Sitzung vorgesehen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 24, Se-
natsantrag: Gangeviertel — Erbbaurechtsvertrag
mit der Gangeviertel Genossenschaft 2010 eG.

[Senatsantrag:

Gangeviertel — Erbbaurechtsvertrag mit der
Gangeviertel Genossenschaft 2010 eG

— Drs 21/17641 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, CDU, GRUNEN, LINKEN und FDP federfiih-
rend an den Haushaltsausschuss sowie mitbera-
tend an den Stadtentwicklungsausschuss Uberwei-
sen.

Wer schliet sich dem Uberweisungsbegehren an?
— Wer ist dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist
diese Drucksache Uberwiesen.

Die Fraktion DIE LINKE modchte diese Drucksache
zusatzlich mitberatend an den Kulturausschuss
Uberweisen.

Wer mochte ebenso verfahren? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dieses Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 36, Se-
natsmitteilung: Bericht Uber die Anwendung des
Paragrafen 246 Baugesetzbuch fir Flichtlingsun-
terkiinfte und Stellungnahme des Senats zu dem
Ersuchen der Bulrgerschaft vom 10. Februar 2016
"Mehr Rechtssicherheit bei der Genehmigung und
Errichtung von Flichtlingsunterkinften".

[Senatsmitteilung:

Bericht lGiber die Anwendung des § 246 BauGB
fiir Fliichtlingsunterkiinfte und Stellungnahme
des Senats zu dem Ersuchen der Biirgerschaft
vom 10. Februar 2016 "Mehr Rechtssicherheit
bei der Genehmigung und Errichtung von
Fliichtlingsunterkiinften — § 246 BauGB fiir
'Fliichtlingsunterkiinfte mit der Perspektive
Wohnen' ausschopfen” (Drucksache 21/2916)

— Drs 21/17815 -]

Die Fraktion DIE LINKE mdchte diese Drucksache
an den Stadtentwicklungsausschuss Uberweisen.

Wer mochte dem folgen? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der Se-
natsmitteilung aus Drucksache 21/17815 Kenntnis
genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 39, Se-
natsmitteilung: Stellungnahme des Senats zu dem
Ersuchen der Birgerschaft vom 13. Dezember
2018 "Stromaufwarts an Elbe und Bille — Ful3gén-
ger- und Radfahrerbriicke von der 6stlichen Hafen-
City zum Elbpark Entenwerder".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 13. Dezember 2018
"Stromaufwarts an Elbe und Bille — FuBgénger-
und Radfahrerbriicke von der 6stlichen Hafen-
City zum Elbpark Entenwerder" (Drucksache
21/15408)

— Drs 21/17904 -]

Diese Drucksache modchten die Fraktionen der
SPD und der GRUNEN an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen, die Fraktion DIE LINKE
hingegen an den Verkehrsausschuss.

Wer stimmt also zunéchst der Uberweisung an den
Verkehrsausschuss zu? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung an den
Verkehrsausschuss abgelehnt.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17679
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17753
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Wer die Drucksache nun an den Stadtentwick-
lungsausschuss Uberweisen moéchte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung an den
Stadtentwicklungsausschuss beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 40, Unter-
richtung durch die Prasidentin: Bericht der Kom-
mission nach § 5¢c Entschadigungsleistungsgesetz
und Stellungnahmen aus den Bezirken zu dem Be-
richt.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Bericht der Kommission nach § 5¢ Entschédi-
gungsleistungsgesetz und Stellungnahmen aus
den Bezirken zu dem Bericht

— Drs 21/17471 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, GRU-
NEN, LINKEN und FDP:
Entschadigungsleistungsgesetz

— Drs 21/17933 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/17933 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD, CDU,
GRUNEN, LINKEN und FDP vor. Uber diesen las-
se ich zuerst abstimmen.

Wer mdchte nun diesen Antrag annehmen und das
darin enthaltene Vierzehnte Gesetz zur Anderung
des Entschadigungsleistungsgesetzes beschlie-
Ren? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig der Fall.

Es bedarf hier einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will also das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlielen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war ebenfalls einstimmig der Fall. Damit ist
das Gesetz in zweiter Lesung und endgliltig be-
schlossen.

Ich stelle abschlieRend fest, dass die Birgerschaft
von der Unterrichtung aus Drucksache 21/17471
Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 46, Unter-
richtung durch die Prasidentin: Birgerschaftliches
Ersuchen vom 22. Mai 2019: "Ersatzfreiheitsstra-
fen reduzieren und gezielt bei ihrer Vermeidung
helfen — Die Modalitaten der VerbifRung von Er-
satzfreiheitsstrafen rechtlich neu ausgestalten und
ein Konzept der aufsuchenden Sozialarbeit pru-
fen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliches Ersuchen vom 22. Mai 2019:
"Ersatzfreiheitsstrafen reduzieren und gezielt
bei ihrer Vermeidung helfen — Die Modalitaten
der VerbiiBung von Ersatzfreiheitsstrafen
rechtlich neu ausgestalten und ein Konzept der
aufsuchenden Sozialarbeit priifen" (Drucksa-
che 21/16525 Neufassung)

— Drs 21/17837 -]

Die Fraktion DIE LINKE moéchte diese Drucksache
an den Ausschuss fir Justiz und Datenschutz
Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/17837 Kenntnis ge-
nommen hat.

Tagesordnungspunkt 51, Unterrichtung durch die
Prasidentin: Burgerschaftliches Ersuchen vom 31.
Marz 2016: "Die Elbphilharmonie steht vor ihrer
Fertigstellung — Es gilt weiterhin: Die Betriebskos-
ten dirfen nicht zulasten des Ubrigen Kulturetats
gehen!"

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Birgerschaftliches Ersuchen vom 31. Marz
2016: "Die Elbphilharmonie steht vor ihrer Fer-
tigstellung — Es gilt weiterhin: Die Betriebskos-
ten diirfen nicht zulasten des iibrigen Kultur-
etats gehen!" (Drucksache 21/3857)

— Drs 21/17854 —]

Diese Drucksache moéchte die FDP-Fraktion feder-
fihrend an den Haushaltsausschuss und mitbera-
tend an den Kulturausschuss uberweisen. Die
Fraktionen der SPD, CDU und GRUNEN mdchten
die Drucksache nur an den Kulturausschuss Uber-
weisen.

Wer mdchte zundchst der Uberweisung federfiih-
rend an den Haushaltsausschuss und mitberatend
an den Kulturausschuss folgen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Diese Uberweisung ist ab-
gelehnt.

Wer dann die Drucksache an den Kulturausschuss
Uberweisen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig der Fall.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 54, Unter-
richtung durch die Prasidentin: Burgerschaftliches
Ersuchen vom 16. Mai 2018: "Saubere Luft im Ha-
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fen: Private Barkassenbetriebe, Schlepper und
Fahren zur Reduktion von Emissionen ermutigen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen vom 16. Mai 2018:
"Saubere Luft im Hafen: Private Barkassenbe-
triebe, Schlepper und Fahren zur Reduktion
von Emissionen ermutigen” (Drucksache 21/
12903)

— Drs 21/17879 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
federfihrend an den Ausschuss fir Umwelt und
Energie sowie mitberatend an den Ausschuss fur
Wirtschaft, Innovation und Medien Uberweisen. Die
CDU-Fraktion mochte die Drucksache nur an den
Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien
Uberweisen.

Wer méchte nun zunachst der Uberweisung feder-
fuhrend an den Ausschuss fur Umwelt und Energie
sowie mitberatend an den Ausschuss fir Wirt-
schaft, Innovation und Medien folgen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dieses Uberwei-
sungsbegehren ist abgelehnt.

Wer mochte also dann der Uberweisung der
Drucksache an den Ausschuss fur Wirtschaft, In-
novation und Medien folgen? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch dieser Uberweisungs-
wunsch ist abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/17879 Kenntnis ge-
nommen hat.

Wir kommen zu den Ausschussberichten.

Tagesordnungspunkt 55, Bericht des Ausschusses
fir Soziales, Arbeit und Integration: Haushaltsplan-
Entwurf 2019/2020, Einzelplan 4: Ehrenamt star-
ken — Den Freiwilligen die Suche nach einer geeig-
neten ehrenamtlichen Téatigkeit erleichtern und Mit
Bonuskarte "Hamburg sagt Danke" freiwilliges En-
gagement wirdigen.

[Bericht des Ausschusses fiir Soziales, Arbeit
und Integration iiber die Drucksachen 21/15260
und 21/15582:

Haushaltsplan-Entwurf 2019/2020, Einzelplan 4
Behorde fiir Arbeit, Soziales, Familie und Inte-
gration, Aufgabenbereich 255 Arbeit und Inte-
gration, Produktgruppe 255.03 Integration, Op-
ferschutz und Zivilgesellschaft

Ehrenamt stiarken — Den Freiwilligen die Suche
nach einer geeigneten ehrenamtlichen Tatigkeit
erleichtern (Antrag der CDU-Fraktion) und
Ehrenamt starken — Mit Bonuskarte "Hamburg
sagt Danke" freiwilliges Engagement wiirdigen
(Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/17491 -]

Wer mochte Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen
folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit wird der Ziffer 1 mehrheitlich gefolgt.

Wer schlief3t sich Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lungen an? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch Ziffer 2 ist mehrheitlich beschlos-
sen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 62, Bericht
des Haushaltsausschusses: Update fiirs Kosten-
stabile Bauen — Das CCH muss uns eine Lehre
sein.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/16836:

Update fiirs Kostenstabile Bauen — Das CCH
muss uns eine Lehre sein (Antrag der FDP-
Fraktion)

— Drs 21/17569 —]

Wer mdchte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist mehrheitlich der Ausschussemp-
fehlung gefolgt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 63, Bericht
des Haushaltsausschusses: Tarifabschluss auf Be-
amtinnen und Beamte Ubertragen, weiterhin Vor-
sorge betreiben.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/16875:

Tarifabschluss auf Beamtinnen und Beamte
libertragen, weiterhin Vorsorge betreiben (An-
trag der FDP-Fraktion)

— Drs 21/17570 -]

Wer schlie3t sich hier der Ausschussempfehlung
an? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war mehrheitlich eine Zustimmung zur Aus-
schussempfehlung.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 64, Bericht
des Haushaltsausschusses: Stellungnahme des
Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom
5. September 2018 "ABB-Wohnprojekte: Selbst-
verwaltung aller Projekte langfristig sichern", Haus-
haltsplan 2019/2020 Einzelplan 6.1, Nachbewilli-
gung nach 35 LHO.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksachen 21/17030 und 21/17266:


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17879
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17491
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17569
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17570
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Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 5. September 2018 "ABB-
Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller Projekte
langfristig sichern™ (Drucksache 21/14135),
Haushaltsplan 2019/2020, Einzelplan 6.1 Behor-
de fir Stadtentwicklung und Wohnen, Nachbe-
willigung nach § 35 Landeshaushaltsordnung
(Senatsantrag) und

"ABB-Wohnprojekte: Selbstverwaltung aller
Projekte langfristig sichern” (Antrag der FDP-
Fraktion)

— Drs 21/17571 -]

Der Abgeordnete Herr Lohmann hat mir mitgeteilt,
dass er an der Abstimmung nicht teilnehmen wer-
de.

Wer mochte also nun zunachst Ziffer 1 der Aus-
schussempfehlungen folgen? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Dieser Ausschussempfehlung
wurde gefolgt.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ebenfalls
der Fall. Damit ist auch in zweiter Lesung und so-
mit endguiltig beschlossen worden.

Wer schliel3t sich dann noch Ziffer 2 der Aus-
schussempfehlungen an? — Auch hier die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Den Ausschussempfeh-
lungen wurde gefolgt.

Tagesordnungspunkt 65, Bericht des Haushalts-
ausschusses: Kostendampfungspauschale fir
Hamburgs Beamte, Richter und Pensionare ersatz-
los abschaffen — Soziale Ungerechtigkeit endlich
beseitigen.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/17139:
Kostendampfungspauschale fiir Hamburgs Be-
amte, Richter und Pensiondre ersatzlos ab-
schaffen — Soziale Ungerechtigkeit endlich be-
seitigen (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/17572 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war mehrheitlich der Fall. Der Ausschussemp-
fehlung wird gefolgt.

Jetzt brauche ich den zweiten Ordner, Kollegin.
Vielleicht kdnnte mir jemand behilflich sein?

(Arno Munster SPD: Das kann ja mal einer
von den Mannern tun!)

— Das geht hier nicht so darum, ob das die Manner
oder die Frauen sind, Herr Munster; Hauptsache,
ich habe den Ordner.

(Heiterkeit — Erster Vizeprasident Dietrich
Wersich: Frauen sind einfach schneller von
Begriff!)

— Das diskutieren wir dann spater mal. Das kdnnte
man ja einmal zur Aktuellen Stunde anmelden.

So, wir kommen zum Tagesordnungspunkt 66, Be-
richt des Haushaltsausschusses ...

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sie sehen, wie
dick der Ordner hier ist. Wir wollen weiterkommen.

Bericht des Haushaltsausschusses: Haushaltsplan
2019/2020: Einzelplan 7.0, Nachbewilligung nach
35 LHO.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/17192:

Haushaltsplan 2019/2020: Einzelplan 7.0 Behor-
de fiir Wirtschaft, Verkehr und Innovation,
Nachbewilligung nach § 35 Landeshaushalts-
ordnung fiir die Haushaltsjahre 2019 und 2020
(Senatsantrag)

— Drs 21/17614 -]

Wer mochte sich hier der Ausschussempfehlung
anschlieBen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war mehrheitlich der Fall.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist ebenfalls der Fall. Gibt es Widerspruch aus
dem Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will dann den soeben in erster Lesung gefass-
ten Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch das war
mehrheitlich der Fall. Damit ist auch in zweiter Le-
sung und somit endglltig beschlossen worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 70, ge-
meinsamer Bericht des Verkehrsausschusses und
des Ausschusses fir Umwelt und Energie: Men-
schenleben besser schiitzen, Bahnverkehr stabiler
machen — Gleisbettungen und Oberleitungen end-
lich wirksam vor Sturmschaden schuitzen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17571
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17572
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17614
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[Gemeinsamer Bericht des Verkehrsausschus-
ses und des Ausschusses fiir Umwelt und
Energie iiber die Drucksache 21/10907:
Menschenleben besser schiitzen, Bahnverkehr
stabiler machen - Gleisbettungen und Oberlei-
tungen endlich wirksam vor Sturmschaden
schiitzen (Antrag der CDU-Fraktion)

— Drs 21/17607 -]

Wer mochte der Ausschussempfehlung folgen? —
Wer nicht? — Wer enthalt sich? — Damit wurde
mehrheitlich der Empfehlung gefolgt.

Tagesordnungspunkt 79, Bericht des Schulaus-
schusses: Mobbing an Hamburger Schulen wirk-
sam bekampfen: Schutzkonzepte (berprifen,
nachsteuern und starken!

[Bericht des Schulausschusses iiber die Druck-
sache 21/15857:

Mobbing an Hamburger Schulen wirksam be-
kampfen: Schutzkonzepte iiberpriifen, nach-
steuern und starken! (Antrag der Fraktion DIE
LINKE)

— Drs 21/17715 -]

Wer mochte hierzu der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Auch
hier wurde mehrheitlich der Empfehlung gefolgt.

Tagesordnungspunkt 83, Bericht des Ausschusses
fir Wissenschaft und Gleichstellung: Zusatzliche
Wohnungen beim Studierendenwerk schaffen —
Studierendenwerk auskdmmlich finanzieren und
Mehr Wohnheimplatze fir Studierende und Azubis.

[Bericht des Ausschusses fir Wissenschaft
und Gleichstellung iiber die Drucksachen 21/
14332 und 21/16779:

Studentisches Wohnen ausbauen — Zusitzliche
Wohnungen beim Studierendenwerk schaffen —
Studierendenwerk auskémmlich finanzieren
(Antrag der Fraktion DIE LINKE) und

Mehr Wohnheimplatze fiir Studierende und
Azubis (Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN)

— Drs 21/17824 —]

Die in Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen erbete-
ne Kenntnisnahme ist erfolgt.

Wer schlieBt sich nun Ziffer 2.1 der Aus-
schussempfehlungen an? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Das war mehrheitlich der Fall.

Die in Ziffer 2.2 erbetene Kenntnisnahme ist er-
folgt.

Wer nun noch Ziffer 2.3 der Ausschussempfehlun-
gen annehmen mochte, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch hier wurde mehrheitlich den Empfeh-
lungen gefolgt.

Tagesordnungspunkt 87, Antrag der CDU-Fraktion:
Ausgrenzenden Nationalismus und ethnischen Ex-
tremismus jedweden Ursprungs endlich im Pro-
gramm "Hamburg — Stadt mit Courage" bertck-
sichtigen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Ausgrenzenden Nationalismus und ethnischen
Extremismus jedweden Ursprungs endlich im
Programm "Hamburg — Stadt mit Courage" be-
riicksichtigen

— Drs 21/17617 -]

Wer schliel3t sich diesem Antrag an? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
mehrheitlich abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 88, Antrag der AfD-Fraktion:
Bundesratsinitiative gegen die Aufnahme von 1S-
Ruckkehrern.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Bundesratsinitiative gegen die Aufnahme von
IS-Riickkehrern

— Drs 21/17636 -]

Die antragstellende Fraktion mochte den Antrag an
den Innenausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte dem AfD-Antrag seine Zustimmung
geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist der Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 90, Antrag der CDU-Fraktion:
Der Senat muss endlich eine echte Perspektive fir
die Schwachsten der Schwachsten auf dem Woh-
nungsmarkt entwickeln.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Der Senat muss endlich eine echte Perspektive
fiir die Schwachsten der Schwachsten auf dem
Wohnungsmarkt entwickeln

— Drs 21/17654 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17607
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17715
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17824
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17617
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17636
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Die CDU-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Ausschuss fir Soziales, Arbeit und Integration
Uberweisen.

Wer mochte dem Begehren folgen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer méchte sich dem CDU-Antrag anschlieRen? —
Auch hier die Gegenprobe. — Die Enthaltungen? —
Damit ist der Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 93, Antrag der GRUNEN und
SPD-Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg 2020:
Betriebsfahigkeit des Otzenbunkers herstellen, be-
zahlbare Proberdume fir die Hamburger Musik-
szene langfristig erhalten.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Betriebsfahig-
keit des Otzenbunkers herstellen, bezahlbare
Proberdume fiir die Hamburger Musikszene
langfristig erhalten

— Drs 21/17716 -]

Die Fraktion DIE LINKE moéchte diese Drucksache
an den Kulturausschuss Uiberweisen.

Wer méchte ebenso verfahren? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte sich dem gemeinsamen Antrag von
SPD und GRUNEN anschlieRen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war mit
groRer Mehrheit der Fall.

Tagesordnungspunkt 97, Antrag der FDP-Fraktion:
Zeichen setzen! Ein Denkmal fiir sexuelle Vielfalt
in Hamburg.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Zeichen setzen! Ein Denkmal fiir sexuelle Viel-
falt in Hamburg

— Drs 21/17869 -]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Initiative fiir ein Denkmal sexuelle Vielfalt in
Hamburg

— Drs 21/18026 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/18026 ein
Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD
VOr.

Beide Drucksachen mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss flir Wissenschaft und Gleichstel-
lung Uberweisen.

Wer stimmt einer Uberweisung zu? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache.
Wir beginnen mit dem Antrag der FDP-Fraktion
aus Drucksache 21/17869.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist der FDP-Antrag abgelehnt.

Dann lasse ich Gber den GRUNEN und SPD-An-
trag aus Drucksache 21/18026 abstimmen.

Wer mdchte sich diesem anschlielen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war ein-
stimmig bei Enthaltungen der Fall.

Tagesordnungspunkt 98, Antrag der Fraktion DIE
LINKE: Wirdigung der Novemberrevolution 1918
und 1919 und ihrer Protagonistinnen und Protago-
nisten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Wiirdigung der Novemberrevolution 1918/19
und ihrer Protagonisten/-innen

— Drs 21/17919 (Neufassung) -]

Die Fraktionen von SPD, GRUNEN und LINKEN
mdchten diese Drucksache an den Verfassungs-
und Bezirksausschuss Uberweisen. Die Fraktion
DIE LINKE mochte die Drucksache zusatzlich mit-
beratend an den Kulturausschuss tiberweisen.

Wer méchte nun zunachst die Drucksache an den
Verfassungs- und Bezirksausschuss Uberweisen?

(Dennis Thering CDU: So ein Scheil® wird
Uberwiesen!)

Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist diese
Uberweisung zustande gekommen.

Wer mochte dariiber hinaus mitberatend an den
Kulturausschuss Uberweisen? — Auch hier die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dieser Uberwei-
sungswunsch ist abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 99, Antrag der FDP-Fraktion:
Grine Welle fur Retter endlich auch in Hamburg.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Griine Welle fiir Retter endlich auch in Ham-
burg

— Drs 21/17920 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17716
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17869
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/18026
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17919
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17920
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Wer moéchte den Antrag annehmen? — Auch hier
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 100, Antrag der FDP-Frakti-
on: Berufliche Bildung der Zukunft gestalten: Aug-
mented und Virtual Reality nutzen!

[Antrag der FDP-Fraktion:

Berufliche Bildung der Zukunft gestalten: Aug-
mented und Virtual Reality nutzen!

— Drs 21/17921 -]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Schulausschuss tiberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer mochte sich diesem Antrag anschlieBen? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 103, Antrag der CDU-Frakti-
on: Grunflachen und ihre "stillen Ortchen" — Mehr
offentliche Toiletten fur Hamburgs Parkanlagen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Griinflichen und ihre "stillen Ortchen" — Mehr
offentliche Toiletten fiir Hamburgs Parkanlagen
— Drs 21/17924 -]

Die Fraktionen von SPD und GRUNEN méchten
diese Drucksache an den Ausschuss fir Umwelt
und Energie Uberweisen, die AfD-Fraktion hinge-
gen an den Stadtentwicklungsausschuss.

Wer moéchte nun zunachst die Drucksache an den
Stadtentwicklungsausschuss (berweisen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung an den Stadtentwicklungsausschuss
abgelehnt.

Wer mochte die Drucksache an den Ausschuss fir
Umwelt und Energie iberweisen? — Auch hier die
Gegenprobe. — Das war einstimmig der Fall.

Tagesordnungspunkt 104, Antrag der CDU-Frakti-
on: Mehr Einsatz fiir eine rauschmittel- und dro-
genfreie Kindheit und Jugend — "JugendFilmTage"
gegen Alkohol- und Tabakkonsum nach Hamburg
holen.

[Antrag der CDU-Fraktion:
Mehr Einsatz fiir eine rauschmittel- und dro-
genfreie Kindheit und Jugend - "JugendFilm-

Tage" gegen Alkohol- und Tabakkonsum nach
Hamburg holen
— Drs 21/17925 -]

Wer mochte sich dem Antrag anschlielen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungsunkt 106, Antrag
der GRUNEN und SPD-Fraktion: Sanierungsfonds
Hamburg 2020: Baukostenzuschuss fiir das "Band-
haus" im innovativen Gewerbe- und Handwerker-
hof "Built in Barmbek".

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Baukostenzu-
schuss fir das "Bandhaus” im innovativen Ge-
werbe- und Handwerkerhof "Built in Barmbek"
— Drs 21/17927 -]

Wer mochte diesem Antrag folgen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig der
Fall.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Da waren Gegen-
stimmen!)

— Mit Gegenstimmen. Pardon, habe ich Ubersehen.

So, Tagesordnungspunkt 110, Antrag der SPD und
GRUNEN Fraktion: Sanierungsfonds Hamburg
2020: Maritimes Erbe Hamburgs bewahren und
vermitteln — Museumshafen Oevelgénne um Besu-
cher- und Informationszentrum erweitern und
Schiffsanierungen unterstiitzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Maritimes Er-
be der Freien und Hansestadt Hamburg bewah-
ren und vermitteln — Museumshafen Oevelgon-
ne um Besucher- und Informationszentrum er-
weitern und Schiffsanierungen unterstiitzen

— Drs 21/17931 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte diese Drucksache
an den Kulturausschuss lUberweisen.

Wer mochte diesem Begehren folgen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache.

Wer also mdchte dem Antrag der SPD und GRU-
NEN seine Zustimmung geben? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig der Fall.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/17921
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Wir befinden uns am Sitzungsende. Ich wiinsche
Ihnen einen schénen Abend.

Ende: 18.36 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom
Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Hendrikje Blandow-Schlegel, Anna Gallina,
Christel Nicolaysen, Richard Seelmaecker, Dr. Tim Stoberock, André Trepoll und Michael Westenberger
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Anlage

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 14. August 2019

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

7 17054 | Erfolg und Misserfolg von Integrationskursen

10 17271 | MaBnahmen nach dem Gesetz zum Schutz der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
(SOG)

12 17273 | MaBnahmen nach dem Gesetz lber die Datenverarbeitung der Polizei (PolDVG)

14 17319 | Wie haben sich die Mietpreise der SAGA GWG von 2015 bis heute konkret entwickelt?

32 17551 |Feststellung des Senats Uber die Ricknahme der Volksinitiative "Hamburgs Grin erhal-
ten"

33 17583 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Birgerschaft vom 25. Mai 2016 "Wohn-
raum fur Auszubildende — Ausbau eines Hamburger Erfolgsmodells”" (Drucksache
21/4441)

37 17850 |Feststellung des Senats Uber die Ricknahme der Volksinitiative "Tschiss Kohle"

41 17655 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 22. August 2018:
"Historische Aufarbeitung der Berufsverbote in Hamburg aufgrund des sogenannten Radi-
kalenerlasses von 1972" — Drs. 21/13844

42 17691 |Rechnungslegung der Fraktionen der Bezirksversammlungen fur das Jahr 2017

44 17835 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 27. Februar 2019:
"Potenziale fiir den Sport nutzen — Pilotprojekt zur Anpassung der Mitbenutzungsregeln
von Schulsporthallen fur Sportvereine" — Drs. 21/16215

45 17836 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 14. November 2018:
"Sanierung des Ehestorfer Heuwegs" — Drs. 21/15015 (Neuf.)

50 17841 |Burgerschaftliche Ersuchen vom 20. Dezember 2017 (Drs. 21/11249):
"Hamburg wird barrierefrei — Einrichtung eines 'Kompetenzzentrums fir ein barrierefreies
Hamburg"
sowie vom 26. September 2018 (Drs. 21/14327):
"Sanierungsfonds Hamburg 2020: Schaffung eines 'Hauses fur Barrierefreiheit' in Ham-
burg"

56 17780 |Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

58 17831 | Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

59 17832 |Bericht des Ausschusses fur Soziales, Arbeit und Integration

60 17918 |Bericht des Ausschusses flir Soziales, Arbeit und Integration

61 17568 |Bericht des Innenausschusses

67 17634 | Zweiter Zwischenbericht des Haushaltsausschusses

68 17651 | Bericht des Haushaltsausschusses

69 17652 |Bericht des Haushaltsausschusses
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TOP | Drs- Gegenstand
Nr

71 17608 [Bericht des Verkehrsausschusses

72 17609 |[Bericht des Verkehrsausschusses

73 17692 [Bericht des Verkehrsausschusses

75 17611 | Bericht des Europaausschusses

76 17612 |[Bericht des Europaausschusses

77 17613 |[Bericht des Europaausschusses

78 17693 |Bericht des Parlamentarischen Kontrollausschusses gemaR § 25 Absatz 7 Hamburgisches
Verfassungsschutzgesetz (HmbVerfSchG)

80 17754 |[Bericht des Ausschusses flir Wirtschaft, Innovation und Medien

81 17756 |Gemeinsamer Bericht des Gesundheitsausschusses und des Ausschusses flir Soziales,
Arbeit und Integration

82 17823 | Bericht des Ausschusses fiir Wissenschaft und Gleichstellung

84 17825 |Bericht des Ausschusses fur Wissenschaft und Gleichstellung

85 17755 |Bericht der Hartefallkommission

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
18 17480 | Pflegefachkrafte in Hamburg SPD, Gesundheits-
CDU, ausschuss
GRUNEN,
LINKEN
25 17816 |Haushaltsplan 2019/2020, Einzelplan 8.1 Behorde fir | SPD, Haushalts-
Inneres und Sport, Aufgabenbereich 272 Steuerung und | CDU, ausschuss (f.) und
Service — Amt fir Innere Verwaltung und Planung — GRUNEN, |Sportausschuss
Produktgruppe 272.03 Sport, FDP

hier: Umsetzung von MaRhahmen des Masterplans Ac-
tive City — Sanierung des Tennisstadions am Rothen-

baum
26 17852 |Entwurf eines Gesetzes zum Staatsvertrag Uber die SPD, Ausschuss flr
Hochschulzulassung CDU, Wissenschaft und
GRUNEN, |Gleichstellung
FDP
27 17853 | Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bir- | SPD, Ausschuss fir
gerschaft vom 30. Januar 2019 "Qualitatssicherung im |CDU, Justiz und

familiengerichtlichen Verfahren: Stellung von Kindern GRUNEN |Datenschutz
und Jugendlichen im Verfahren starken", Drucksache
21/16001
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Drs. 21/7013

TOP | Drs-Nr. Gegenstand Auf Antrag | Uberweisung an
der
28 17903 |Haushaltsplan 2019/2020 SPD, Haushalts-
Nachbewilligung nach § 35 LHO CDhu, ausschuss (f.) und
Einzelplan 3.2 der Behdrde fir Wissenschaft, For- GRUNEN, |Ausschuss fir
schung und Gleichstellung FDP, Wissenschaft und
Anmietung von Flachen fiir die Technische Universitat | AfD Gleichstellung
Hamburg
29 17907 |Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Hamburgi- | SPD, Ausschuss fir
schen Transparenzgesetzes und des Hamburgischen CDU, Justiz und
Umweltinformationsgesetzes sowie zum Erlass des GRUNEN, |Datenschutz
Ausfihrungsgesetzes zum Verbraucherinformations- FDP
gesetz
31 17909 |Haushaltsplan 2019/2020 SPD, Haushalts-
Einzelplan 3.2 Behorde fir Wissenschaft, Forschung CDhu, ausschuss (f.) und
und Gleichstellung GRUNEN, |Ausschuss fir
Nachbewilligung nach § 35 LHO fur den Neubau des FDP, Wissenschaft und
Universitaren Herz- und Geféfizentrums am Universi- AfD Gleichstellung
tatsklinikum Hamburg-Eppendorf
34 17702 | Stellungnahme des Senats zu dem Burgerschaftlichen |SPD, Ausschuss fir Um-
Ersuchen vom 1. Mérz 2017 "Kehrwieder-Becher: Ein GRUNEN |welt und Energie
Mehrwegsystem fur Hamburg", Drucksache 21/7987
35 17814 | Krankenhausinvestitionsmittel SPD, Gesundheits-
— Achtzehnter Bericht — CDU, ausschuss
GRUNEN,
LINKEN,
FDP
43 17789 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 6. Dezember 2017: CDhU, Haushalts-
"Hamburgs Steuerverwaltung" — Drs. 21/11252 LINKEN ausschuss
47 17838 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 21. Juni 2016: SPD, Familien-, Kinder-
"Gutachten tber die Erfolgsquote von Kindesrickfih- CDhu, und Jugend-
rungen in ihre Herkunftsfamilien" — GRUNEN, |ausschuss
Drs. 21/4952 LINKEN
48 17839 |Burgerschaftliche Ersuchen vom 16. Juni 2010 SPD, Haushalts-
(Drs. 19/6441) und 9. Februar 2012 (Drs. 20/2881): CDU, ausschuss (f.)
Bericht zum Museumscontrolling GRUNEN, |und Kultur-
sowie vom 13. Dezember 2012 (Drs. 20/5961): LINKEN, ausschuss
Bericht zum Controlling der Deichtorhallen FDP
52 17871 |Birgerschaftliches Ersuchen vom 26. September 2018: | SPD, Ausschuss flr
Neuf. |"Reform der Lehrerausbildung zur Starkung der kiinstle- | GRUNEN | Wissenschaft und
rischen Hochschulen und Facher nutzen — Grundstandi- Gleichstellung
gen Lehramtsstudiengang Theater einflihren" —
Drs. 21/14326
53 17878 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 15. Dezember 2016: |SPD, Ausschuss
"Sanierungsfonds Hamburg 2020: Aufwertungspro- GRUNEN |fir Umwelt
gramm fur Hamburgs o6ffentliche Toiletten" — und Energie
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TOP | Drs-Nr. Gegenstand Auf Antrag | Uberweisung an
der
86 17502 |Verantwortung Gbernehmen, Leben schitzen — Masern- | SPD, Gesundheits-
Impfpflicht fur Kinder und Personal in Kitas und Schulen | CDU, ausschuss
GRUNEN,
LINKEN,
FDP
18015 |Impfangebote fiir alle zuganglich machen und Zugangs- | SPD, Gesundheits-
hidrden abbauen CDU, ausschuss
GRUNEN,
LINKEN,
FDP
89 17653 |Fachkraftemangel effektiv bekampfen — Kooperation mit | SPD, Ausschuss flr
Hamburger Jobportalen ausbauen statt eigene, unbe- GRUNEN | Wirtschaft, Innova-
kannte Onlineplattform YOJO fortzufiihren tion und Medien
91 17673 |"Spurwechsel" durch Fachkrafteeinwanderungsgesetz | SPD, Ausschuss flr
CDU, Soziales, Arbeit
GRUNEN, |und Integration
AfD
96 17819 | Umstellung des 6stlichen Abschnitts der Buslinie M15 | SPD, Verkehrs-
auf Hybrid-O-Bus (Streckenlader) prifen — Luftqualitat | CDU, ausschuss
an der Max-Brauer-Allee verbessern GRUNEN,
LINKEN,
AfD
101 17922 |Bushaltestellen begriinen SPD, Ausschuss fur Um-
GRUNEN |welt und Energie
111 17932 | Einfuhrung einer Kennzeichnungspflicht fur Polizeikrafte | SPD, Innenausschuss
in geschlossenen Einheiten — Bezugnehmend auf Drs. | GRUNEN,
21/17905 LINKEN,
FDP
17994 | Einflhrung einer Kennzeichnungspflicht fur Polizeikrafte | SPD, Innenausschuss
in geschlossenen Einheiten GRUNEN,
[zu Drs. 21/17905] LINKEN,
FDP
C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung
TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
74 17610 | Ausschuss fir Justiz und | Das muss drin sein: Gute Resozialisierung

Datenschutz

D. Einvernehmliches Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.
20 17579 | Integration von EU-Blrgern/-innen in Hamburg






